


CDU-Bundestagsabgeordneter Dr, Alfred Dregger: 
gierung ist verantwortungslos. Es wider­
spricht elementaren Sicherheitsbedürf­
nissen der Bevölkerung; es macht die 
militärischen Verteidigungsanstrengun­
gen und damit friedensbewahrende 
Abschreckungswirkung der Bundeswehr 
zunehmend unglaubwürdig, 

Es geht um eine Grundsatzentscheidung 
Nur militärische und zivile Verteidigung zusammen 
können einen möglichen Angreifer abschrecken 

Das Gesetz über die Errichtung des 
Bundesamtes für zivilen Bevolkerungs­
schutz - jetzt Bundesamt für Zivilschutz 
- wurde am 29 , Oktober 1958 vom 
Deutschen Bundestag gebilligt. Das 
zwanzigjährige Jubiläum nahm der hes­
slsche CDU-Bundestagsabgeordnete 
Dr Alfred Dregger zum Anlaß, im 
" Deutschland-Union-Dlenst" einen Bei­
trag zu veröffentlichen: 

" Fast auf den Tag genau - am 29, Ok­
tober 1958 - vor zwanzig Jahren verab­
schiecete der Deutsche Bundestag 
das Gesetz über die Errichtung des 
Bundesamtes fur Zivilen Bevolkerungs­
schutz 

Er lat dies vor dem Hintergrund von 
Beratungen über einen möglichen Krieg . 
In den zuständigen Ausschussen des 
Bundestages wurde heftig die Frage 
diskutiert, ,ob und inwieweit im moder­
nen Krieg Schutzmoglichkellen beste­
hen'. Eine verbindliche Antwort auf 
diese Frage wurde nicht gefunden. 
Aber eingedenk des Artikels 73 Nr. 1 
GG fuhlten Sich Parlament und Regie­
rung verpflichtet. Regelungen zu treffen, 
die den möglichen Schutz der Zivilbe­
völkerung vorbereiten sollten. 

Mit der Errichtung des Bundesamtes 
wurde die bis dahin bestehende Zer­
splitterung Im Bereich des Zivilschutzes 
beseitigt. Es hat sich als richtig erwie­
sen, diese Fachaufgaben des Bundes 
In einer Bundes-Oberbehorde zusam­
menzufassen. Bei der Bewältigung ihrer 
Arbeit muß berücksichtigt werden, daß 
dieses Amt seine Arbeit zunächst unter 
schWierigen psychologischen Bedingun­
gen, spater unter leider der Realität 
nicht entsprechender entspannungspoli­
tIscher EuphOrie leisten mußte; Um­
stande also, die nicht leistungsmotivie­
rend wirken konnten. Dennoch hat das 
Amt mehr mahnend als realisierend 
bewirkt. daß das Bewußtsein um die 
Notwendigkeit des Zivilschutzes in der 
Bevölkerung gewachsen ist und dort 
um so größer zu sein scheint als bei 
der Regierung. 

Daruber nachzudenken, sollte dieser 
Tag Anlaß geben . Und auch darüber, 
warum Worte aus der damaligen De­
batte auch heute noch ihre Gültigkeit 
haben; so zum Beispiel dieser Satz: 
,Wenn eine Regierung die Rustung 
In den Rahmen, In dem sIe sie durch-

fuhrt, für erforderlich hält, dann ist es 
um so weniger verständlich, daß sie 
praktisch nichts fur den Schutz und 
die Hilfe für die Bevölkerung tut' . 

Oder jener: ,Niemand kann behaupten, 
daß der Bund seinen Verpflichtungen 
fur den Schutz der Zivllbevolkerung 
in den letzten Jahren gerecht geworden 
ist. ' Diese Vorwürfe, seinerzeit von 
Hermann Schmldt-Vockenhausen gegen 
eine CDU-Regierung gerichtet, sollten 
der SPD/FDP-Regierung heute in den 
Ohren klingen. 

Hat jene wenigstens versichert , wichtige 
organisatorische Voraussetzungen zu 
schaffen, unterstreicht die jetzige Regie­
rung ihr Nichtstun noch dadurch, daß 
sie das Wenige, was bisher geschah, 
durch ihre Kürzungen noch weniger 
werden läßt. Dieses Verhalten der Re-

Der Bundesregierung ist aufgrund eige­
ner Erkenntnisse und in Auswirkung 
jüngster NATO-Studien sehr wohl be­
wußt, was sie tun muß und daß sie 
handeln muß. Daß sie es wider besse­
res Wissen unterläßt, Ist ein Zeichen 
ihrer Handlungsunfähigkeit in Sicher­
heitsfragen. 

Es ist ietzt die Aufgabe des Parlaments, 
die Bundesregierung in Zugzwang zu 
bringen. Es geht um eine Grundsatzent­
scheidung über die Schutzbaupfl icht, 
über die Verwaltung ihrer LebensmiUel­
reserve, über die Sicherstellung der 
Versorgung und über die Koordination 
von militärischer und ziviler Verteidi­
gung . Nur beide zusammen können 
einen möglichen Angreifer abschrecken 
und damit das Fundament bilden für 
eine aktive Friedenspolitik." 

STELLENAUSSCHREIBUNG 

Beim Bundesverband für den Selbstschutz, bundesunmittelbare 
Körperschaft des öffentlichen Rechts (Geschäftsbereich des Bun­
desministers des Innern) ist alsbald eine Planstelle des gehobe­
nen Dienstes zu besetzen; und zwar 
bei der BVS-Landesstelle Hessen in Wiesbaden 
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Feuerwehren in NRW 
erhielten neue 
Einsatzfahrzeuge 

Nordrhein-Westfalens Feuerwehren 
sind um eine technische Neuheit rei­
cher: Ihnen wurden insgesamt 18 Ein­
satzleitwagen (Funkkommandowagen) 
übergeben, die künftig im ganzen Land 
für den täglichen Einsatz oder bei mög­
lichen Katastrophenfällen zur Verfügung 
stehen. Wie das nordrhein-westfälische 
Innenministerium am 23. Oktober in 
Düsseldorf mitteilte, wurden die letzten 
fünf Fahrzeuge nun an die Feuerwehren 
ausgeliefert. 

Die Anschaffung der neuen Einsatzleit­
wagen beruht auf Erkenntnissen, die 
aus der Waldbrandkatastrophe im Jahre 
1975 in Niedersachsen gezogen wur­
den. Damals hatte sich das Fehlen 
derartiger Fahrzeuge nachteilig ausge­
wirkt. In Nordrhein-Westfalen hat das 
Katastrophenschutzgesetz vom 
1. 1 . 1978 klare Zuständigkeiten bei 
Katastrophen-Einsätzen, eine umfas­
sende Vorbereitung der Behörden sowie 
Checklisten und Übungsverpflichtungen 
geschaffen. Eine der Maßnahmen war 
die Anschaffung der neuen Fahrzeuge. 

Die 18 Einsatzleitwagen sind so über 
das Land verteilt worden, daß eine mög­
lichst günstige Flächendeckung erzielt 
wird. Ein Einsatzleitwagen ist in der 
Regel für zwei Kreise vorgesehen . Die 
Fahrzeuge stehen der Feuerwehr der 
Standortgemeinde für deren täglichen 
Einsatz zur Verfügung. Im Katastro­
phenfall werden sie mit dem besonders 
ausgebildeten Bedienungspersonal 
dem eigenen Kreis, dem Nachbarkreis 
oder anderen Kreisen in Nordrhein­
Westfalen zur Verfügung gestellt. 

Das Land hat für die Beschaffung je 
Fahrzeug etwa 110000 DM, also insge­
samt rund 2 Mio. DM, ausgegeben. 

Die Einsatzleitwagen sind in Fahrer-, 
Fernmelde- und Besprechungsraum 
unterteilt. Mit insgesamt vier Sprech­
funkgeräten können mehrere Funkver-

kehrskreise aufgebaut werden, z. B. 
mit der Leitstelle des Kreises, mit Ein­
heiten des Katastrophenschutzes und 
des Rettungsdienstes, mit Luftfahrzeu­
gen und mit der Polizei. Über einen 
pneumatisch ausfahrbaren Funkmast 
sind Sprechfunkverbindungen über 
größere Entfernungen oder in funktech­
nisch ungünstigem Gelände möglich. 
Mit der Fernsprechanlage wird die An­
bindung an das Fernsprechnetz der 
Deutschen Bundespost ermöglicht. 
Eine eigene Stromversorgung über 
Batterien und Aggregate garantiert 
netzunabhängigen Einsatz. 

Fahrt zum Einsatzort gilt als 
Spende 

Fährt ein Übungsleiter der Deutschen 
Lebens-Rettungs-Gesellschaft mit dem 
eigenen Pkw zum Bereitschaftsdienst 
in Bädern oder an Stränden, dann kann 
er die Fahrtkosten als Spe~den bei 
der Steuererklärung geltend machen. 
Voraussetzung ist allerdings, daß er 
gegen die Organisation einen Anspruch 
auf Fahrtkosten-Erstattung hätte, auf 
das Geld aber verzichtet. 

Dieses Urteil gilt nach Ansicht von 
Steuerexperten auch für andere ge­
meinnützige Hilfsorganisationen. Fund­
stelle: BFH, VI R 147/75. 

Professoren an der 
Bundesschule 

Vom 1. bis 3. November 1978 fand 
an der BVS-Bundesschule in Ahrweiler 
eine Fachtagung " Schutzraumbau" 
statt. Die Tagung wurde auf Anregung 
der Fördergemeinschafl zur Information 
der Hochschullehrer für das Bauwesen 
durchgeführt. 20 Professoren von ver­
schiedenen Fachhochschulen aus der 

gesamten Bundesrepublik waren der 
Einladung gefolgt und befaßten sich 
zwei Tage lang mit dem gesamten Be­
reich des Schutzraumbaus. Die Tagung 
stand unter der Leitung von Dipl.-Ing. 
Neckermann von der BundeshauptsteIle 
des BVS; prominentester Redner war 
Professor Hermann Leutz von der 
Technischen Universität Braunschweig. 
Als Ergänzung zu den vermittelten theo­
retischen Grundlagen wurde der Haus­
schutzraum der Katastrophenschutz­
schule in Ahrweiler sowie die als Mehr­
zweckanlage errichtete Tiefgarage in 
Bonn, Oxfordstraße, besichtigt. 

Empfindliche Strafen für 
leichtfertige Tankerkapitäne 

Mit empfindlichen Strafen werden künf­
tig Tankerkapitäne zu rechnen haben, 
wenn sie vor Frankreichs Küsten die 
Schiffahrtswege im Gegenverkehr be­
fahren oder der Küste zu nahe kommen. 
Ein französischer Gesetzentwurf sieht 
vor, solche Kapitäne mit Geldstrafen 
bis zu einer Million Francs (rund 
440 000 Mark) und Gefängnis bis zu 
zwei Jahren zu bestrafen . Kapitäne, 
Reeder oder Schiffsbesitzer, die für 
eine ölpest zur Verantwortung zu zie­
hen sind , werden mit Geldstrafen bis 
zu fünf Millionen Francs (rund 2,2 Mil­
lionen Mark) und Gefängnis bis zu fünf 
Jahren büßen müssen. Dieser Gesetz­
entwurf wurde vom französischen 
Ministerrat in Paris nach der Havarie 
der " Amoco Cadiz" beschlossen. 

33 Verletzte nach Chlorgas­
ausbruch 

Aus bisher nicht geklärter Ursache ge­
rieten in einem Schuppen des Hambur­
ger Hafens acht mit Kalziumhydrochlorid 
gefüllte Fässer nach einer Explosion 
in Brand. 33 Arbeiter er1itten durch die 
entweichenden giftigen Chlorgasdämpfe 
Verätzungen der Atemwege und muß­
ten in Krankenhäuser gebracht werden. 



Gestüt Erlenhof brannte aus 

Das Gestüt Erlenhof bei Bad Homburg, 
in dem seit der Jahrhundertwende 
Rennpferde gezüchtet worden sind, 
wurde im Oktober durch einen Groß­
brand weitgehend zerstört. Rund 150 
Feuerwehrteute standen stundenlang 
im Einsatz, konnten aber einen Sach­
schaden in Millionenhöhe nicht verhin­
dern . Die Pferde konnten noch rechtzei­
tig in Sicherheit gebracht werden, zwei 
Personen wurden mit Schock und 
Rauchvergiftung in ein Krankenhaus 
gebracht. Das Feuer war in einer der 
Scheunen ausgebrochen und dehnte 
sich von dort auf die Lagerhallen und 
Stallungen aus. Unser Bild zeigt die 
zerstörten Stallungen. 

Weißbuch der Gesamt­
verteidigung gefordert 

Die ertolgreiche Verteidigung der Bun­
desrepublik im Falle eines Angriffs aus 
dem Osten sei sehr in Frage gestellt, 
solange die Zivilverteidigung nicht funk­
tioniere, betonte der Landesvorsitzende 
des wehrpolitischen Arbeitskreises der 
CDU, Handlos, bei einer internationalen 
wehrpolitischen Tagung in Sonthofen. 
Der Schutz der Zivilbevölkerung sei 
immer noch ein Stiefkind . Man habe 
keine Nahrungsmittelreserven ange­
schafft, und nur 3 % der Bevölkerung 
stünden Schutz räume zur Vertügung. 
Bei der Tagung wurde u. a. die Heraus­
gabe eines Weißbuches der Gesamlver­
teidigung gefordert, das der " unge­
schminkten Information der Offentlich­
keif' dienen soll. An der Veranstaltung 
nahmen auch Vertreter der christlichen 
Parteien aus österreich und der 
Schweiz teil. 

Spezialausbildung für 
Rettungssanitäter im 
Luftrettungsdienst 

Ein Ausbildungs-Zusatzprogramm für 
Sanitäter im Luftrettungsdienst wurde 
bei der diesjährigen ADAC-Fachtagung 
von Luflrettungs-Experten in Schliersee 
vorgelegt. Grundlage des auf Betreiben 

des ADAC ausgearbeiteten Programms 
sind die Erfahrungen aus rund 50000 
Rellungsflügen. Das Programm sieht 
vor, bereits fertig ausgebildete Ret­
tungssanitäter durch eine zusätzliche 
50stündige Schulung auf die speziellen 
Einsätze im Hubschrauber vorzuberei­
ten. Das Unterrichtsprogramm enthält 
Fragen der Flugtechnik, Flugsicherheit 
und Organisation, hauptsächlich aber 
die speziellen Probleme, die ein Hub­
schraubertransport für den Patienten 
mit sich bringt. 

Ein weiterer Punkt der Tagung war 
die bestmögliche Nutzung der Luftret­
tung, das heißt ein verbessertes Ein­
satz-Leitsystem. Nach Feststellungen 
des ADAC fliegen die Maschinen derzeit 
in einem 30-km-Radius, könnten aber 
einen Radius von 50 km abdecken. 
Deshalb sollten die Zuständigkeitsberei­
che der Einsatzleitstellen erweitert und 
deren Zusammenarbeit geregelt werden. 
Staatssekretär Dr. Siegfried Fröhlich, 
Bundesministerium des Innern, kündigte 
bei der Tagung an , daß im Herbst 1979 
der 17. Hubschrauber des Katastro­
phenSChutzes in Kempten stationiert 
werde. Ein weiterer soll 1980 - voraus­
sichtlich für den Raum Würzburg -
folgen. 

Neues Katastrophenschutz­
Zentrum für den Kreis Siegen 

Mit einem finanziellen Aufwand von 
3,4 Millionen Mark wurde in Numbach 
(Kreis Siegen) ein Katastrophenschutz­
Zentrum eingerichtet. In einer ehemali­
gen Werkstatthalle konnten 17 Einheiten 
verschiedener Fachdienste des THW, 
DRK und der Feuerwehr, wobei der 
Schwerpunkt auf dem Bergungsdienst 
liegt, untergebracht werden. Die ge­
samte Nutzfläche beträgt 2250 qm, 
es gibt ausreichend Raum für Unter­
richtsräume zur theoretischen Ausbil­
dung der Helfer. Zur Einweihung war ­
neben den Spitzen der lokalen Politik ­
der Innenminister von NRW, Dr. Burk­
hard Hirsch, erschienen. Er betonte 
in seiner Rede, daß diese neue Anlage 
mustergültig sei - nicht zuletzt in Hin­
blick auf die relativ günstigen Kosten 
des Zentrums. 

Als Vorsitzender der Innenministerkon­
ferenz müsse er angesichts dieser Frei­
willigkeit, die er "positive Bürgerinitia­
tive" nannte, auf die Verpflichtung des 
Bundes gegenüber seinen Bürgern 
hinweisen. Leider bestehe noch längst 
kein angemessenes Verhältnis zwischen 
den militärischen Leistungen des Bun­
des zu dem im Verteidigungsfall für 

die Zivilbevölkerung zu erwartenden 
Risiko, noch zu den Leistungen der 
Länder und Gemeinden, die diese auf­
bringen müßten, um die Bereiche der 
täglichen Gefahrenabwehr im Feuer­
schutz und der technischen Hilfelei­
stung , im Rettungsdienst und in dem 
friedensmäßigen Katastrophenschutz 
zu finanzieren. Er betonte auch die 
Notwendigkeit eines neuen Feuer­
schutzsteuergesetzes, für das eine 
Novelle im Bundesrat eingebracht wer­
de. Eine Änderung der Berechnungs­
grundlagen, wie sie die Bundesregie­
rung vorsehe, ohne daß Ersatz für die 
damit gekürzten Mittel für den Feuer­
schutz geschaffen werde, könne nicht 
hingenommen werden. 

11 Wir werden auch in den kommenden 
Jahren verstärkt unser Augenmerk dar­
auf zu richten haben, daß die Mißver­
hältnisse zwischen der Risikolage und 
den Bedürfnissen der Bevölkerung und 
einer befriedigenden Ausstattung der 
Helfer, die nicht durch Ärger über unzu­
reichende Ausrüstung, sondern nur 
durch Freude an einer möglichst guten 
Ausrüstung zur Mitwirkung angehalten 
werden können, beseitigt werden und 
sich der Bund bequemt, unter Zurück­
stellung anderer Dinge für eine ausrei­
chende Finanzausstattung auch auf 
diesem Gebiet zu sorgen", unterstrich 
der Minister. 

Landrat Hermann Schmidt (MdB) 
sprach seine Genugtuung darüber aus, 
daß der Kreis Siegen und seine Bevöl­
kerung endlich ein angemessenes 
Hauptdomizil für die Katastrophen­
schutz-Organisationen gefunden hätten. 
Es sei Leitstelle, Zentraldepot, Ausbil­
dungsstätte und Sammlungspunkt für 
den Großteil der ehrenamtlichen Funk­
tionsgruppen von THW, DRK und der 
Feuerwehr-Sondereinheit. 

Katastrophenschutzübung 
mit Bürgerbeteiligung? 

Die nächste Katastrophenschutzübung 
in Baden-Würnemberg wird möglicher­
weise die Bevölkerung mit einbeziehen: 
Eventuell soll die Evakuierung eines 
ganzen Dorfes geübt werden . Dafür 
sprach sich der Ministerpräsident des 
Landes, Lothar Späth, im Anschluß 
an die Übung im Bereich des Kernkraft­
werkes Neckarwestheim, die Mitte Ok­
tober als erste dieser Art in der Bundes­
republik stattfand , aus. Späth betonte, 
es sei gerade der Sinn derartiger übun­
gen, Fehlverhalten und Oqianisations­
mängel zu erkennen, um diese Fehler 
künftig zu vermeiden. Eine Einbezie-

3 



4 

hung der Bevölkerung schon bei der 
erSlen übung hielt der Ministerpräsident 
für verfehlt (die Nichteinbeziehung 
wurde verschiedentlich kritisiert) , es 
hätte nach seiner Ansicht nur zu einem 

"Riesenspektakel und Durcheinander" 
geführt. Unser Bild zeigt das Lagezen­
trum mit den Leitern aller vom Katastr0-
pheneinsatz betroffenen Behörden bei 
der übung im Oktober. 

Brandschutz-Seminare 

In Anbetracht der immer höheren 
Brandschäden in Industrie und Wirt­
schaft (allein 1977 betrugen die Schä­
den etwa 2,8 Milliarden Mark) haben 
die Finna Minimax und die Deutsche 
Gesellschaft für Wirtschaftliche Ferti­
gung und Sicherheitstechnik (DGW) 
aus der Seminarreihe " Brandschutz" 
das " Brandschutz-Zertifikaf' entwickelt, 
das auch die Forderung des Arbeitssi­
cherheitsgesetzes bezüglich der Fortbil­
dung von Sicherheitsfachkräften berück­
sichtigt. Die Seminarreihe " Brand­
schutz" besteht aus fünf in sich abge­
schlossenen Seminaren, die mit dem 
" Brandschutz-Zertifikaf' abschließt. 
Die Schulungen werden im Minimax­
Schulungszentrum in Urach durchge­
führt, Anmeldungen werden von Mini­
max und DGW entgegengenommen. 

Hier die Termine für 1979: 

Seminarreihe 1 - Betrieblicher 
Brandschutz 
Teilnehmerkreis: Brandschutzverant­
wortliche aus Industrie, Handel und 
Verwaltung. 

Termine: 
Seminar 11 vom 6.- 9. 3. 1979 
Seminar 12 vom 17.-20. 4. 1979 
Seminar 13 vom 19.-22. 6. 1979 

Seminarreihe 2 - Brandschutz-Prax ls 
Teilnehmerkreis: Brandschutzpraktiker 
aus Industrie, Handel , Verwaltung und 
Absolventen der Seminarreihe 1. 

Termine: 
Seminar 21 vom 13.-16 . 3 . 1979 

Seminar 22 vom 15.-18. 5. 1979 
Seminar 23 vom 4.- 7. 9. 1979 
Seminar 24 vom 2.- 5. 10. 1979 

Seminarreihe 3 - Brandschutz­
Technik 
Teilnehmerkreis: Sicherheitsingenieure 
und andere Fachkräfte für Arbeitssi­
cherheit, Sicherheitsbeauftragte, Werk­
feuerwehrkommandanten, Werkschutz­
leiter und Absolventen der Seminarrei­
hen 1 und 2. 

Termine: 
Seminar 31 vom 27.-30. 3. 1979 
Seminar 32 vom 29. 5.- 1. 6. 1979 
Seminar 33 vom 25.-28. 9. 1979 
Seminar 34 vom 16.-19. 10. 1979 

Seminarreihe 4 - Baulicher Brand­
schutz 
Teilnehmerkreis: Brandverhütungsinge­
nieure, Leiter von Baubehörden, Versi­
cherungsfachleute, Sicherheits- und 
Planungsingenieure, Technische Auf­
sichtsbeamte von Berufsgenossenschaf­
ten und Gewerbeaufsichtsämtern sowie 
Absolventen der Seminarreihe 1 , 2 
und 3. 

Termin: 
Seminar 41 vom 12.-14. 9. 1979 

Seminarreihe 5 - Führungsseminar 
Brandschutz 
Teilnehmerkreis: Absolventen der Semi­
narreihen 1 bis 4 zum Erwerb des 
Brandschutz-Zertifikats und Entschei­
dungsträger und andere KostensteIlen­
verantwortliche. 

Termin: 
Seminar 51 vom 23.-26. 10. 1979 

Nähere Informationen (Prospekt mit 
Anmeldekarte) sind erhältlich vom Schu­
lungszentrum der Preussag AG Minimax 
in 7432 Urach I , Postfach 11 69, Tele­
fon (07125) 1831 , Telex 07 23 5512. 

Schildbürgerstreich mit 
Gefahrgutschildern? 

Bei der Erörterung der besonderen Kenn­
zeichnungspflicht für gefährliche Güter, 
die in Tankfahrzeugen transpcrtiert 
werden (solche Fahrzeuge müssen 
nach der Gefahrgutverordnung nicht 
nur die orangefarbenen Warntafeln , 
sondern auf dieser Warntatel auch eine 
Benummerung tür den transportierten 
Stoff und die von ihm ausgehende Ge­
fahr führen - siehe dazu ZS-MAGAZIN 
2/78, Seite 26) wurde darauf hingewie­
sen , daß in bestimmten westlichen 
Nachbarstaaten der Bundesrepublik 

aufgrund einer EG-Verordnung an Last­
zügen, die im LKW einen anderen Stoff 
geladen haben als im Anhängertank, 
vorn und hinten am Zug nicht nur eine 
Tafel (für den jeweils auf dem Fahrzeug 
befindlichen Stoff), sondern zwei Tafeln 
geführt werden müßten, jeweils mit 
beiden Stoffbezeichnungen (siehe Fo­
tomontage). Die übertegung hat einige 
gute Gründe für sich . So könnte nach 
einem Unfall der Rettungsdienst auf 
einen Blick erkennen, mit welchem 
gefährlichen Stoff er es insgesamt zu 
tun hat, jedoch auch gegen sich, weil 
nicht eindeutig klar ist, welche Stoffe 
sich auf welcher Fahrzeugeinheit befin­
den. Insbesondere ist eine solche Dop­
pelkennzeichnung nicht aus dem Text 
der Verordnung (§ 8, Abs 6 Gefahrgut­
verordnung) und auch nicht aus dem 
für grenzüberschreitende Transporte 
geltenden ADR-Abkommen herzuleiten. 
Beide Texte haben nämlich den glei­
chen Wortlaut: 

. werden jedoch in einer aus Tank­
fahrzeug und Tankanhänger bestehen­
den Beförderungseinheit zwei verschie­
dene Stoffe befördert, so müssen am 
Fahrzeug und am Anhänger jeweils 
vorn und hinten orangefarbene Tafeln 
mit den entsprechenden Kennzeich­
nungsnummern des beförderten Stoffes 
angebracht sein ... " 

Der Text ist nicht mißverständlich. Eine 
weitere, davon abweichende Vorschrift , 
die eine Doppelkennzeichnung vor­
schreibt, ist überwachungsorganen 
und Genehmigungsbehörden, wie auf 
Anfrage von mehreren Stellen mitgeteilt 
wurde, auch im grenz nahen Bereich, 
nicht bekannt. Tanklastzüge mit Doppel­
kennzeichnung sind bisher auch nicht 
im Straßenbild gesehen worden. Es 
besteht daher keine Veranlassung, 
die Frage dieser besonderen Kenn­
zeichnung von Tanklastzügen mit ge­
fährlicher Ladung weiter zu verfolgen . 



Anerkennung für 
Baby-Transporteinheit 

Bundesweite Anerkennung in Fachkrei­
sen findet die Baby-Transporteinheit, 
die vom DRK-Kreisverband Karlsruhe 
in Zusammenarbeit mit der Kartsruher 
Kinderklinik und dem Diakonissenkran­
kenhaus entwickelt worden ist (vgl. 
ZS-MAGAZIN 4178, Seite 2) . Für den 
Intensivpflege-Inkubator mit EKG-Moni­
tor, Beatmungsgerät, Infusionspumpe, 

Sauerstoff- und Druckluflvorrat wurde 
eine spezielle Trage entwickelt, die 
mit wenigen Handgriffen in jedem Ret­
tungs- oder Notarztwagen, aber auch 
in jedem RettungShubschrauber instal­
liert werden kann . Diese Lösung isl 
rationeller und kostensparender als 
wenn ein Fahrzeug speziell für den 
Baby-Transport ausgerüstet wird. 

Die " Gaffer" : 
besser als ihr Ruf 

Zu einem überraschenden Ergebnis kam 
das Sozialwissenschaftliehe Institul 
für Katastrophen- und Unfallforschung 
in Kiel : Die vielgeschmähten Schaulusti­
gen bei Unfällen schauen nicht nur 
zu , sondern helfen in den allermeisten 
Fällen auch. Für seine Studie wählle 
das Kieler Institut die Städte Darmstadt 
und Kiel aus, da in den beiden Städten 
das Rettungswesen unterschiedlich 
aufgebaut ist. Insgesamt wurden 60 
Unfälle analysiert, bei allen wurde den 
Ve~etzten unmittelbare Hilfe in irgend­
einer Form von den Passanten zuteil. 

Ob es nun Erste Hilfe (wobei kaum 
einer der Hilfsbereiten überlegt hatte, 
welche juristischen Folgen eine fehler­
hafte Unfallhilfe haben könnte), die 
Sicherung des Unfallortes oder die 
Alarmierung von Polizei, Feuerwehr 
und Hilfsorganisation war. Dennoch 
muß - nach Meinung der Unfallforscher 
- die Hilfsfähigkeit der Bürger verbes­
sert werden. Viele der befragten Bürger 
entschlossen sich spontan nach der 
Hilfeleistung, einen Erste-Hilfe-Kursus 
zu absolvieren . Der obligatorische Kurs 
vor der Führerscheinprüfung genügt 
offensichtlich nicht. Die einmal gelernten 
Handgriffe würden schnell wieder ver­
gessen. Hier könnten vor allem die 
Medien erfolgreiche Arbeit leisten. Der 
Leiter des Kieler Instituts, Stephan Me­
treveli : " Es ist nicht das Problem, Leute 
zur Hilfe zu bewegen, sondern sie so 
auszubilden, daß die RettungSChancen 
größer werden." 

" HumanerJ
' Krieg? 

Die Sowjetunion kann mit einem Schlag 
das gesamte europäische Verteidi­
gungspotential zerstören, ohne daß 
die zivile BeVÖlkerung, Städte und Ge­
meinden in Mitleidenschaft gezogen 
würden. Der Krieg würde also "huma­
ner". Dies erklärte der französische 
Verteidigungsexperte Pierre Gallois, 
Reservegeneral der Luftwaffe und Bera­
ter des französischen Flugzeugbauers 
Dassault in einem Gespräch mit der 
Tageszeitung " Die Welf '. Der General 
will über detaillierte Unte~agen verfü­
gen, nach denen die Russen in den 
letzten Jahren ungeheuere Fortschritte 
in der Entwicklung ihrer Raketen SS 
17, 18, 19 und 20 gemacht haben. Die 
SS 20 soll schon heute in der Lage 
sein, ein 3500 km entferntes Ziel mit 
einer Abweichung von nur 340 Metern 
zu treffen. Die SS 21 soll Mitte der 80er 
Jahre Ziele von der Größe eines Fuß­
ballfeldes genau treffen. Durch die Ziel­
sicherheit kann die Stärke des Spreng­
kopfes erheblich vermindert werden. 
Es genüge dann eine Sprengladung 
von einer Kilotonne (zwanzigmal weni­
ger als die Bombe, die Hiroshima zer­
störte) . Mit Hilfe dieser Rakete könnten 
die Sowjets kleine und kleinste Ziele 
treffen, "ohne daß es die Russen einen 
Soldaten kostef '. Gallois meint, die 
Sowjets würden amerikanische Stütz­
punkte in Europa aussparen, nur die 
europäischen Wehrkräfte vernichten 
und hinterher mit den Amerikanern 
über eine "Umverteilung" Europas ver­
handeln. Nach Gallois könnte der Krieg 

so aussehen: An einem Samstagabend 
würden 1800 mit Dreifach-Sprengköpfen 
ausgerüstete SS-20-Raketen auf einen 
Schlag das gesamte Militärpotential 
der europäischen Mächte zerstören. 
Eine Rückeroberung Europas wäre 
für die Amerikaner kaum möglich. Der 
Krieg - so Gallois - werde " humaner" 
und damit wahrscheinlicher. 

Kemkraftwerke in 
CSSR und DDR ein 
Sicherheitsrisiko? 

In der Fragestunde des Deutschen 
Bundestages beantwortete der Staatsse­
kretär im Bundesministerium des Inne­
ren, Dr. Hartkopf, eine Anfrage des 
Abgeordneten Dr. Voss (CDU/CSU), 
inwieweit die Bundesrepublik Deutsch­
land durch mögliche Unfälle in Kern­
kraftwerken der CSSR und DDR ge­
fährdet sei und ob es dafür spezielle 
Katastrophenschutzpläne gebe. 

Dr. Hartkopl: Die in der DDR und 
CSSR errichteten Kernkraftwerke sind 
sowjetischer Bauart. Die Bundesregie­
rung kann sich über die Sichemeits­
standards für sowjetische Kernkraft­
werke in den RGW-Ländern kein voll­
ständiges Urteil bilden. Offizielle Kon­
takte zu den zuständigen Behörden 
der RGW-Länder bestehen nicht. 

Die Tatsache, daß in einem dritten Land 
ein Kernkraftwer1< sowjetischer Bauart 
mit Hilfe von Reaktorbaufirmen der 
USA sicherheitstechnisch verbessert 
werden mußte, läßt jedoch vermuten, 
daß die RGW-Sicherheitsanforderungen 
nicht den überaus strengen Sicherheits­
standards in den USA und der Bundes­
republik Deutschland entspreChen. 

Die existierenden und auch die geplan­
ten Standorte in der DDR und in der 
CSSR, soweit diese bekannt sind, sind 
so weit von der Grenze zur Bundesre­
publik Deutschland entfernt, daß beson­
dere Katastrophenschutzplanungen 
nach den " Rahmenempfehlungen für 
den Katastrophenschutz in der Umge­
bung kerntechnischer Anlagen" nicht 
erforderlich sind. 

Selbst angesichts möglicherweise gerin­
gerer Sicherheitsanforderungen der 
dort zu errichtenden Kernkraftwerke 
ist davon auszugehen, daß auch bei 
schweren hypothetischen Unfällen die 
allgemeine Katastrophenschutzvorsorge 
der Länder ausreicht, eventuelle Aus­
wir1<ungen auf das Gebiet der Bundes­
republik Deutschland zu beherrschen. 
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Dr. Voss (CDU/CSU): Ist der Bundes­
regierung bekannt. daß sowohl in der 
DDR als auch in der CSSR Kernkraft­
werke gebaut werden. die nach unseren 
Sicherheitsbestimmungen nicht hätten 
gebaut werden dürfen? 

Staatssekretär Dr. Hartkopl: Dies 
konnten Sie meinen Ausführungen ent­
nehmen. Herr Angeordneter. 

Dr. Voss (CDU/CSU): Herr Staatsse­
kretär. vermögen Sie anzugeben. wie 
weit die von Ihnen genannten Kern­
kraftwerke von der Grenze entfernt 
sind? 

Staatssekretär Dr. Hartkopf: Im Falle 
der DDR mehr als 100 Kilometer. im 
Falle der CSSR nach den bisherigen 
Standorten so weit . daß Einwirkungen 
nicht zu befürchten sind. 

Dr. Wlttmann (München. CDU/CSU): 
Herr Staatssekretär. wird die Bundesre­
publik darüber informiert, wann, wie 
und vor allem wo Kernkraftwerke in 
der DDR und in der CSSR gebaut wer­
den? 

Staatssekretär Dr. Hartkopf: Sie wird 
nicht informiert. 

Neue DIN-Norm 
für Gerätewagen 

Durch Unfälle. bei denen Mineralöle 
ausfließen. ist die Okologie. insbeson­
dere das Grundwasser extrem gefähr­
det. Der jetzt genormte Gerätewagen 
" GW-OI" hält die Geräte bereit. die 
die Feuerwehr für Sofortmaßnahmen 
bei der Bekämpfung der Folgen von 
Mineralöl-Unfällen und in begrenztem 
Umfang auch für die Beseitigung ande­
rer grundwasserschädlicher Stoffe benö­
tigt. Neben den technischen Anforde­
rungen an Fahrgestell und Aufbau. 
Baumaße und Gesamtgewicht legt die 
Norm vor allem die technische Beladung 
fest. 

Die Liste der technischen Beladung 
enthält: 

• Hitzeschutz- und Flammenschutzklei­
dung und sonstiges Schutzgerät 

• Löschgerät 
• mineralölbeständige und elektrisch 
leitfähige Schläuche. Armaturenzubehör 

• Rettungsgerät 

• Beleuchtungs-. Signal- und FernmeI­
degerät 

• Arbeitsgerät 

• Handwerkszeug und Meßgerät 

• Sondergerät. wie Dichtungskeile. 

Dichtungspfropfen. Auffangbehälter. 
Tankschnellverschlüsse und Ol-Binde­
mittel. 

Der Gerätewagen GW-Ol hat die DIN­
Norm 14555. Teil 11. Die neue DIN­
Norm wurde jetzt vom Deutschen Insti­
tut für die Normung e. V" Burggrafen­
straße 4-10. 1000 Benin 30. heraus­
gegeben. 

Bayern: Koordinierung der 
Einsätze von Hubschraubern 
zur Bergrettung 

Um teuere Mehrfachanforderungen 
von Hubschraubern für Bergrettungsein­
sätze und Mißverständnisse bei der 
Nachrichtenübermittlung zu vermeiden, 
wurde in Bayern eine " Zentrale Koordi­
nierungsleitstelle" für den Einsatz von 
Hubschraubern des RettungSdienstes. 
der Bundeswehr und des Bundesgrenz­
schutzes in München eingerichtet. Die 
Anforderung erfolgt durch Bergrettungs­
wachen oder eine Rettungsstelle. die 
ständig besetzt ist. und geht ab nun 
direkt nach München. wo dann die Ein­
satzbefehle an die entsprechenden 
Standorte der Hubschrauber weitergelei­
tet werden. Die unmittelbare Anforde­
rung ist nur in Ausnahmefällen zulässig. 
wenn z. B. ein ganz speziell ausgerüste­
ter Hubschrauber eingesetzt werden 
muß. Diese Anforderungen müssen 
aber unverzüglich bei der Münchener 
Leitstelle gemeldet werden. Diese 
Grundsätze hat jetzt das Bayer. Staats­
ministerium des Innern festgelegt. 

Rettungshubschrauber -
wirtschaftlich gesehen 

Wenn mit Hilfe eines Rettungshub­
schraubers jährlich zwei Menschenleben 
gerettet werden können. hat sich der 
Hubschrauber nach betriebswirtschaftli­
chen Berechnungen bereits bezahlt 
gemacht. Die jährlichen Kosten für ei­
nen Hubschrauber betragen rund 
DM 636 000. die eines Menschenlebens 
aber DM 408 000. Zu diesem Resümee 
kamen der Kölner Professor Rainer 
Willeke und seine Mitarbeiter. Ihre Be­
rechnungen fußen auf den Kosten . die 
ein Mensch von der Geburt bis zum 
Abschluß seiner Ausbildung verursacht 
und beziehen seinen beruflichen Wert 
mit ein. Die Analyse. die der ADAC 
veröffentlicht hat, sei von den Anwälten 
der Verkehrssicherheit seit Jahren ge-

fordert und ersehnt worden. Fazit: Das 
Netz der Rettungshubschrauber soll te 
engmaschiger werden. Auch wenn man 
wohl ein Menschenleben kaum nüchtem 
in Mark und Pfennigen berechnen sollte. 
ist die Studie des Kölner Professors 
sicher eine interessante Studie. 

Großschutzraum 
für Straubing? 

Im niederbayerischen Straubing ist die 
Unterkellerung des Stadtplatzes in Form 
einer Tiefgarage. die Im Verteidigungs­
fall in einen Schutzraum umgewandelt 
werden kann. geplant. Straubing gilt 
als Modellfall für die Grundlagenunter­
suchung des Zivilschutzes: In dieser 
Stadt wurde zum ersten Male in der 
Bundesrepublik eine Reihenuntersu­
chung aller vorhandener Keller vorge­
nommen. Eine weitere Initiative hatte 
MdB Otto Wittmann ergriffen; er reiste 
kürzlich mit einer Delegation der SPD­
Stadtratsfraktion nach Bann. um über 
die finanzielle Bezuschußung des Pro­
jektes durch den Bund Informationen 
einzuholen. Laut Ministerialrat Dietrich 
Gottwald. zuständig fur Grundsatzfragen 
Zivilschutz. Selbstschutz und Kultur­
schutz im Bundesamt für Zivilschutz. 
habe Siraubing gute Chancen; freilich 
würden aber die Zuschüsse (700 DM 
pro Schutzplatz in der Größe von 2 qm) 
nach dem Motto verteilt" Wer zuerst 
kommt. mahlt zuersr' . Die Straubinger 
Delegation besichtigte im übrigen in 
Bann eine bereits fertiggestellte Mehr­
zweckanlage des baulichen Zivilschut­
zes. die als Tiefgarage genutzt wird . 

100 Millionen Mark Schaden 
durch Beben auf der Alb 

Auf annähernd 100 Millionen Mark be­
laufen sich nach neuesten Schätzungen 
die Schäden des Erdbebens vom 
3. September dieses Jahres auf der 
Schwäbischen Alb. Wie ein Sprecher 
der Württembergischen Gebäudebrand­
versicherung sagte, sind allein in der 
etwa 50 000 Einwohner zählenden Stadt 
Albstadt 8000 Gebäudeschäden gemel­
det worden . 7000 davon seien von den 
Schätzern der Versicherung bereits 
besichtigt worden. Mit der Beendigung 
der Reparaturen der vom Erdbeben 
schwer getroffenen Häuser rechnen 
die Experten erst im Frühjahr und im 
Laufe des Sommers nächsten Jahres. 



Regierungsdirektor Heiko Büttner, Regierung von Mittelfranken 
Fotos: Günter Sers 

Katastrophenschutzübung 
"Nürnberger Reichswald" 
Wichtigster Zweck der übung war die Erprobung des neuen Modells 
einer Katastrophenschutzleitung für die Kreisstufe. 

2500 Mann erprobten die Zusammenarbeit von Stäben und Einsatzkräften im großen Rahmen. 

Die Regierung von Mittelfranken hat 
im Auftrag des Bayer. Staatsministeriums 
des Innern zusammen mit dem Landes­
amt für Brand- und Katastrophenschutz, 
der Oberforstdirektion Ansbach, dem 
Polizeipräsidium Mittelfranken, dem Ver­
teidigungsbezirkskommando 63, der 
Katastrophenschutzschule Bayern, den 
Landratsämtern Erlangen-Höchstadt 
und Nürnberger Land sowie den Vertre­
tern der im Katastrophenschutz beteilig­
ten Organisationen eine Übung des er­
weiterten Katastrophenschutzes vorberei­
tet. Außerdem nahmen die Staatlichen 
FeuelWehrschulen Würzburg und Re­
gensburg , die BerufsfeuelWehr Nürnberg, 
Führungskräfte der Freiwilligen Feuer­
wehren, die Luftrettungsstaffel Bayern 
e. V., die Katastrophenschutzzentral­
werkstatt Großweismannsdorf sowie 
Einheiten der Bundeswehr teil. 

Auf Anregung des Bundesamtes für 
Zivilschutz, das die Übung hervorragend 
betreute, ging der Vollübung vom 
28. 10. 1978 am 1. 7. bereits eine Stabs­
rahmenübung voraus. Ausgangspunkt 
für beide Übungen war der jeweils am 
Vortag gern. Art . 80 a Abs. 1 GG festge­
stellte Spannungsfall. 

Blick auf die Einsatzzentrale der Regierung in Ansbach. Bel der Katastrophenschutz­
übung "Nürnberger Reichswaid" am 28. Oktober lag die Führung der EInsatzkräfte bei 
den an den jeweiligen Schadensschwerpunkten eingesetzten drei TEL, den Katastrophen­
schutzleitungen der Landratsämter sowie der Katastrophenschutzleitung der Regierung. 

Die besondere Lage im Regierungsbezirk 
Mittelfranken war durch eine allgemeine 
Gefährdung der öffentlichen Sicherheit 
und Ordnung, insbesondere durch ein 
Explosionsunglück in einer mit 300 Ar­
beitskräften besetzten Munitionsfabrik 
und durch großangelegte Brandstiftungen 
im Nürnberger Reichswald gekennzeich­
net. Als Übungswetter wurde eine län­
gere Trockenperiode mit der sich daraus 
ergebenden Wasserknappheit ange­
nommen. 

Dementsprechend lagen die einzelnen 
Übungsschwerpunkte vorrangig auf den 
Gebieten Brandschutz- , Bergungs- und 
Sanitätsdienst. Als Übungsobjekte dien­
ten eine leerstehende Ziegelei in Rei­
chenschwand, die eine Munitionsfabrik 
darstellen sollte, sowie drei bzw. zwei 
Waldbrandgebiete in den Bereichen 
Tennenlohe (Lkr. Erlangen-Höchstadt) , 
Kotzenhof und Netzstall (beide Lkr. 

Der Schwerpunkt der Übung lag zwar Im Bereich des Brandschutz-, Bergungs- und Sani­
tätsdienstes, doch wurde gleichzeitig ein neues Führungsmodell mit veränderter Aufga­
benteilung erprobt. Eine Stabsrahmenübung mit diesem Modell hatte bereits sm 1. Juli 
stattgefunden. 
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Katast r0l>hen schut z leitung ( KatSL) 
Regierung ... on Mittelfranken 

Regierun gspräsldent 

Ei,tn. 'IN.ltllll' I _,. i .. nq."hlld,n_ 

I Pr ........ ft f--- r--
Shb 

I V."hhrs'IlJ.n I 

I I l • i t • r 

I t,ft" t l ordh,.". r- ~ 
i~ 
~ .... 

I '.undtldh"u," f- .:: .. 
s 1 

~ 
S ) " P.rsoll~l und 

iM.rrOI.n.t laQ' Einut J Ytnor,un9 

I Vtt.rilllrlu.n f- '-

I 'hllb.tr",n, r-
I V" .. noi rbchlft f-
I llWil-u.bhlt"Clh,"~ r-

'C"'tl,F " ",,,"',., ... n 

I ltntral , Oitn.h 1-

Skizze des neuen MOdells einer Katastrophenschulzleitung (KatSL), 

Nürnberger-Land) . Der Bereich Tennen­
lohe wurde dabei nur in die Stabsrah­
menübung einbezogen. In der Vollübung 
hatte der dort angenommene Waldbrand 
ausschließlich den Zweck, die Berulsfeu­
erwehren Nümberg sowie die Freiwilligen 
Feuerwehren von Fürth und Erlangen 
zu binden . 

Massenanfall von Verletzten 

Im Bereich der Munitionsfabrik oblagen 
den mitwirkenden Organisationen die 
Bergung von 300 Verletzten, deren ärztli­
che Erstversorgung, Transporttähigma­
chung , Registrierung und ihre - simu­
lierte - Verbringung in die hierfür wäh­
rend der übung als aufnahmebereit fest­
gestellten Krankenhäuser. 

In den Waldbrandgebieten lag der 
übungsschwerpunkt auf der feuerwehr­
technischen Bekämpfung von größeren 
Waldbränden, deren Ausdehnung zwi­
schen 60 und 200 ha schwankte . Das 
übungsgeschehen war dabei so ange­
legt, daß sich der Einsatz von KräNen 
des THW und der Bundeswehr zum 
Schlagen von Schneisen anbot. 
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Dieses übungsgeschehen wurde durch 
besondere Einlagen der Leitung (Ver­
kehrsunfall , die Rettung von vom Feuer 
eingeschlossenen Personen, Trinkwas­
serverseuchung, Bruch eines Staudam­
mes) erweitert. 

Insgesamt waren bei der VolIÜbung 
40 Brandschutzzüge, 5 Bergungszüge, 
3 Sanitätszüge, 3 Fernmeldezüge und 
13 Verpflegungstrupps eingesetzt. 

Die Führung dieser Einsatzkräfte lag 
bei den an den jeweiligen Schadens­
schwerpunkten eingesetzten drei techni­
schen Einsatzleitungen, den Katastr0-
phenschutzleitungen der Landratsämter 
sowie der Katastrophenschutzleitung 
der Regierung . Die Verbindung der Füh­
rungsebenen miteinander wurde über 
Fernschreiber, Fernsprecher, Funk und 
Melder aufrechterhalten. 

Das neue Modell 

Wichtigster Zweck der übung war die 
Erprobung des vom Unterausschuß Ka­
tastrophenschutz des Arbeitskreises V 
der Innenministerkonferenz erarbeiteten 
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Modells einer Katastrophenschutzleitung 
für die Kreisstufe. Ferner sollte erstmals 
im Regierungsbezirk Mittelfranken die 
Zusammenarbeit von Stäben und Ein­
satzkräNen in großem Rahmen geübt 
werden. Im einzelnen sollten erprobt 
werden 

• der Einsatz der Katastrophenschutzlei­
tung der Regierung von Mittelfranken 
und der beteiligten Landratsämter Nürn­
berger Land und Erlangen-Höchstadt 

• die Zusammenarbeit der Katastro­
phenschutzleitungen miteinander bei 
auNretenden Großschadensereignissen 
an verschiedenen Orten 

• der Arbeitsablauf innerhalb der Kata­
strophenschutzleitungen 

• der Einsatz von "Technischen Einsatz­
leitungen (TEL)" und deren Zusammen­
arbeit mit den in den Landratsamtsge­
bäuden verbleibenden Katastrophen­
schutzleitungen der Landratsämter Er­
langen-Höchstadt und Nürnberger Land 

• die Einsatzfähigkeit und der Ausbil­
dungsstand der mitwirkenden Katastro­
phenschutzeinheiten und -einrichtungen, 
insbesondere die Zusammenarbeit in 
Zug formation 



• die Zusammenarbeit der einzelnen 
Fachdienste untereinander und mit ande­
ren Fachdiensten und Behörden 

• die Funktions- und Leistungsfähigkeit 
der vorhandenen Fernmeldeeimichtun­
gen (Funk- und Fernschreibverbindun­
gen) . 

Nach der noch gültigen Konzeption ergibt 
sich die Organisation der Einsatzstäbe 
auf der Kreisebene aus § 7 Abs. 3 des 
Gesetzes über die Erweiterung des Ka­
tastrophenschutzes. Danach bildet der 
HauptverwaltungSbeamte einen Stab 
aus Angehörigen der im Katastrophen­
schutz mitwirkenden Organisationen, 
die ihn beim Einsatz beraten. Zu seiner 
Unterstützung steht ihm bisher ein juristi­
scher Staatsbeamter als Abteilungsleiter 
und der Sachbearbeiter Katastrophen­
schutz zur Verfügung. Weitere Mitarbeiter 
können für die anstehenden Entschei­
dungen nur schwer herangezogen wer­
den, da sie mit der Materie, wenn über­
haupt, bisher nur am Rande befaßt wa­
ren. Nicht selten war eine Überforderung 
der Führungskräfte die Folge . 

Diese Schwierigkeiten soll das bereits 
genannte neue FÜhrungsmodell ausräu­
men, das für diese Übung an die beson­
deren Gegebenheiten bei der Regierung 
von Mittelfranken angepaßt wurde . 

Von seiner Grundstruktur her ist das 
Modell sowohl für die Kreis- als auch 
für die Regierungsebene verwendbar. 
Ausgangspunkt dieser neuen Organisa­
tion ist genau wie bei der Regelung nach 
§ 7 Abs. 3 des Gesetzes über die Erwei­
terung des Katastrophenschutzes die 
volle Verantwortlichkeit des Hauptverwal­
tungsbeamten bzw. des Regierungsprä­
sidenten, denen sowohl die einzelnen 
Mitarbeiter als auch die Fachberater 
unterstehen. 

Dem Hauptverwaltungsbeamten steht 
aber entgegen der bisherigen Regelung 
nunmehr ein Einsatzstab zur Seite, der 
neben den Fachberatern vier eigens 
für Zwecke der Katastrophenabwehr 
gebildete Sachgebiete umfaßt. Die Ange­
hörigen dieser vier Sachgebiete (Per­
sonal / Lage / Einsatz / Versorgung) 
sind unabhängig von ihren sonstigen 
Aufgaben besonders geschult und damit 
kurzfristig in der Lage, eigenverantwort­
lich die ihnen zugewiesenen Aufgaben­
gebiete zu übernehmen. 

Neue Aufgabenteilung 

Im einzelnen werden die Aufgaben der 
Sachgebiete in Anlehnung an das militä­
rische Führungssystem auf vier Bereiche 
aufgeteilt: 

S 1 (Personal) : zuständig für Personal­
wesen und inneren Dienst der Katastro-

phenschutzleitung sowie die Nachführung 
von Einsatzkräften 

S 2 (Lage): zuständig für das Lage­
und Informationswesen der Katastro­
phenschutzleitung 

S 3 (Einsatz): zuständig für Planung 
und Durchführung des Einsatzes 

S 4 (Versorgung): zuständig für die 
Versorgung der Einsatzkräfte, 

Diesen Führungskräften stehen die Ver­
treter der im KatastrophenSChutz mitwir­
kenden Organisationen als Berater zur 
Seite. 

Der Leiter des Stabes hat die Aufgabe, 
die Arbeit innerhalb des Stabes zu koor­
dinieren, die Verbindung zum Hauptver­
waltungsbeamten bzw. zum Regierungs­
präsidenten aufrechtzuerhalten, Ent­
scheidungen von grundsätzlicher Bedeu­
tung einzuholen und die Arbeit im Stab 
zu koordinieren. 

Das Modell geht dabei davon aus, daß 
in Spannungszeiten und im Verteidi­
gungsfall auf den Hauptverwaltungsbe­
amten bzw. den Regierungspräsidenten 
ein breites Spektrum wichtiger Aufgaben 
zukommt und er sich daher auf grund­
sätzliche Entscheidungen beschränken 
muß. Er muß sich auf ein eingespieltes 
Team stützen können, was es ihm einer­
seits ermöglicht, sich auf Wesentliches 
zu konzentrieren, ihm aber auch ande­
rerseits die Möglichkeit einräumt, sich 
jederzeit persönlich in den Entschei­
dungsprozeß innerhalb des Stabes ein­
schalten zu können. 

Dem Stab vorgeschaltet sind die Fern­
meldezentrale sowie Nachweisung und 
Sichter. 

Die in der Fernmeldezentrale eingehen­
den und nach dort auslaufenden Nach­
richten werden grundsätzlich mit Hilfe 
eines hierfür eigens entwickelten Fonn­
blatts in vierfacher Fertigung über eine 
zentrale Registrierung (Nachweisung) 
an den Verteilerkopf (Sichter) und von 
dort "an den, den es angeht", weiterge­
leitet. Dabei verbleibt eine Ausfertigung 
des Formblatts bei der Nachweisung, ein 
Exemplar geht ohne Prüfung des Vertei­
lers unmittelbar an S 2 zur Vorausinfor­
mation des Stabes und später von dort 
an den Lagekartenführer weiter. Die 
beiden restlichen Exemplare sind für 
die jeweiligen Sachbearbeiter 
bestimmt. 

Das gleiche gilt für den Auslauf. Nur 
verbleibt hier das Original beim Verfas­
ser, der das zweite Exemplar nach Ab­
setzung der Meldung als " Quittung" 
zurückerhält. 

Eine unmittelbare telefonische Erreich­
barkeit des Stabes sollte nur für Aus­
nahmefälle vorgesehen werden. Sie 

stellt letztlich eine vermeidbare Störung 
der Stabsarbeit dar. 

Erhebliche Vorzüge 

Die Regierung von Mittelfranken hat 
diese Konzeption zusammen mit den 
genannten Landratsämtern sowohl wäh­
rend der Stabsrahmenübung als auch 
unter den Bedingungen der Vollübung 
nach eingehender Vorbereitung unter 
Einschluß eines fünftägigen Sonderlehr­
ganges an der Katastrophenschutzschule 
des Bundes in Ahrweiler erprobt. 

Ohne der abschließenden Auswertung 
der Übung vorzugreifen, läßt sich bereits 
jetzt sagen, daß dieses Modell erhebliche 
Vorzüge autweist. 

Es bringt erstmals eine umfassende 
Aufgabenbeschreibung für die Füh­
rungsebene. 

Aufgaben werden funktionsgerecht zu 
Aufgabengebieten zusammengefaßt, 
ohne daß damit eine abschließende 
Festschreibung verbunden sein muß. 

Mit diesem Modell wurde ein neues Or­
ganisationsschema erarbeitet, das die 
Koordinierung der Katastrophenabwehr­
maßnahmen vor allem durch gezielte 
Aufteilung der anfallenden Aufgaben 
und Delegation auf besondere Organisa­
tionseinheiten (S 1 - S 4) erheblich er­
leichtern kann. 

Das Modell eröffnet weiterhin die Mög­
lichkeit, mit dem Katastrophenschutz 
bisher nicht befaßte Mitarbeiter einer 
Behörde weitgehend unabhängig von 
ihren sonstigen Verwendungen eigens 
für diese Aufgabe zu schulen und im 
notwendigen Umfange weiterzubilden. 
Jede KatastrophenSChutzbehörde wäre 
damit in der Lage, kurzfristig neben dem 
Katastrophenschutzreferenten und sei­
nem Sachbearbeiter die notwendige 
Anzahl geschulter Fachkräfte für die 
Katastrophenschutzleitung einsetzen 
zu können. 

Wertvolle Erkenntnisse 

Neben diesen Vorteilen haben sich auch 
gewisse Nachteile gezeigt. Vor allem 
fällt der hohe Personalautwand ins Ge­
wicht. Inwieweit dieser tragbar ist, muß 
im einzelnen noch geprüft werden. Es 
ist allerdings zu berücksichtigen, daß 
bei Katastrophen im Frieden, die in der 
Regel nur über kurze Zeitspannen an­
dauern, ein großer Teil der normalen 
Arbeiten vorübergehend zurückgestellt 
werden kann. Auf diese Weise wird dann 
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Großeinsatz für Bergungs- und Sanitätsdienst. Aus dem Bereich der Fabrik waren 300 
Vertetzte und 16 Tote zu bergen. Die Verietztendarsteller waren Helfer des Bayer. Roten 
Kreuzes und des Arbeiter-Samariter-Bundes, die Ihre Aufgabe hervorragend erfüllten. 

ein Teil des sonst anderweitig eingesetz­
ten Personals für diese Aufgaben frei . 

Im V-Falle wäre eine zumindest teilweise 
Abdeckung des erhöhten Personalbe­
darfs über die dann nicht mehr voll arbei­
tenden Sachgebiete denkbar. Die perso­
nelle Besetzung der S-Sachgebiete muß 
dann allerdings den sich neu ergebenden 
Problemstellungen angepaßt werden. 

Abschließend sei bemerkt, daß die 
übungsvOrbereitung selbst einen hohen 
Ausbildungswert besitzt. 

Die Erarbeitung von Funkskizzen , die 
Erstellung einer Stabsdienstordnung, 
die Überprüfung und Ergänzung der 
Kartenausrüstung der Züge, die Erstel­
lung eines Netzes von Sammelplätzen 
für Einsatzkräfte und die Organisation 
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eines hierzu gehörenden Lotsendienstes 
sind zudem Aufgaben, die über den 
eigentlichen Übungszweck hinausgehend 
zu einer sinnvollen und notwendigen 
Ergänzung der Hilfsmittel für den Ernst­
fall geführt haben. Das gleiche gilt für 
die organisatorischen Vorbereitungen 
innerhalb der Behörden selbst. Auch 
hier können sorgfältig erarbeitete Raum­
programme und vorgefertigte Personal­
listen die Herstellung der Einsatzbereit­
schaft in einem Ernstfall wesentlich be­
schleunigen. Die übung hat gezeigt, 
welch große Bedeutung der engen räum­
lichen Zuordnung der Fernmeldezentrale, 
der Nachweisung, der Sichter und des 
Stabes zukommt. Die Errichtung von 
Rundsprechanlagen kann hier zwar wert­
volle Dienste leisten , aber die enge 
räumliche Verbindung nicht ersetzen. 

Zur Schadenslage 
gehörte u. a. die 
Annahme, daß auf 
die MunitIonsfabrik 
Reichenschwand 
(leerstehende Ziege­
lei) ein Sprengstoff­
anschlag verübt 
worden sei, wodurch 
erhebliche Teile 
der Fabrtkatlonsge­
bäude In Mitleiden­
schaft gezogen wur­
den (Foto: 
J. Schwepflnger, 
Frelgeg, Reg. Y. 

Oberboy., Lultamt 
Südbayern 
Nr. 300/ 8026). 

Zusätzlich zu diesen direkten Informatio­
nen sollten für jeden Angehörigen einer 
KatastrophenschlItzleitung Grundlagen­
informationen in geeigneter Zusammen­
stellung vorrätig gehalten werden, die 
zumindest 

• die Übungsbestimmungen 

• die Kurzbezeichnung der Katastro­
pheneinheiten und Einrichtungen der 
Katastrophenschutzleitung Regierung -
Stellenbeschreibung 

• Die StabSdienstordnung 

• den Melde- und Befehlsweg der Kata­
strophenschutzleitung Regierung, 

• die Erläuterung zum Nachrichtenvor­
druck 

• das Telefon- und Personalverzeichnis 
der Katastrophenschutzleitung der Regie­
rung 

• das Telefon- und Personalverzeichnis 
der KatastrophenSChutzleitung Landrats­
amt 

• die Checkliste für die Leitung der Ka­
tastrophenabwehr und 

• die Rechtsgrundlagen (KatSG, 
BayKSG, BLG) 

enthalten sollte. 

Auch diese Unterlagen behalten - von 
dem Telefon- und Personalverzek:hnis 
abgesehen - ihre Bedeutung über die 
Übung hinaus. 

In einem zweiten Teil dieses Berichts, 
der voraussichtlich Im nächsten Heft 
des ZS-MAGAZINS erschefnt, soll 
über den Verlauf der übung, Ihre 
Auswertung und über Erkenntnisse 
zum Stabsmodell referiert werden. 



Für den Bergungsdienst galt es, Bergungen aus Höhen und Tiefen 
durchzuführen, z. T. unter Zuhilfenahme von leitern. Hier wie 
überall mußten die Helfer und Führer völlig frei entscheiden und 
handeln. 

Während die Bergungsarbeiten In der " Munitionsfabrik" In vollem 
Gange waren, etablierte sich am Ort des Geschehens eine vorläu­
fige Technische EInsatzleitung (TEL). Die übungsmäßIge Erpro­
bung aller Fernmeideverbindungen war eines der wesentlichen 
Obungszlele. 

Blick auf einen Tell der Verletztenablage. Die Versorgung der 
Verletzten, von der Bergung bis zum Abtransport, geschah unter 
den Augen von Schiedsrichtern, die vom landesamt für Brand­
und Katastrophenschutz, von der KatS-Schule Bayern sowie von 
Führungskräften der Feuerwehr gestellt wurden. 

Transport einer nichtgehfähigen Verletzten zur Verletztenablage, 
die auf dem Fabrikhof der ehemaligen Ziegelei errichtet wurde. 

Erste Hilfe leisteten die Helfer des Sanitätsdienstes bel vielen 
Verletzten direkt an der FundsteIle. Schminke und Moulagen sowie 
das Verhalten der Verletztendarsteller ließen alles sehr echt 
erscheinen. 
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Eine besondere Schwierigkeit bei allen Übungen besteht darin, 
den Obungstei lnehmern wie den Zuschauern die angenommene 
Lage so darzustellen, daß ein der Übungslage entsprechendes 
Handeln erreicht wird. Die Helfer und Helferinnen spielten gekonnt 
mit 

Während sich auf dem Boden ein Bergepanzer Im Verein mit Kräf­
ten des Bergungsdienstes bemühte, eine Schneise In den Wald 
zu schlagen, kam aus der Luft Unterstützung durch zwei Hub­
schrauber mit Wasserbehältern. Im pausenlosen Einsatz führten 
sie die Brandbekämpfung durch und sorgten für eine ausrei­
chende Befeuchtung der Wald lichtung und Schneise. 
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Von der Verletztenablage aus wurden die Patienten auf einen 
erst zu errichtenden Verbandplatz In der Nähe des Fabrikgeländes 
gebracht, von wo sie, ärztlich versorgt, registriert und transport­
fähig gemacht, in ein fiktives Krankenhaus transportiert wurden. 

Gäste der Übung waren auch Ministerialdirektor Hans-Dleter Wed­
ler, Leiter der Abteilung Zivile Verteidigung Im Bundesministerium 
des lnnern (links), Ministerialrat Dr. Helnz Huther, Leiter des Sach­
gebiets Feuersicherheit und Feuerlöschwesen, allgemeiner und 
erweiterter Katastrophenschutz, KatS-Elnsatzleitung und Lawi­
nenwarndienst im Bayer. Staatsministerium des tnnern (Mitte), 
und Redakteur Helmut Freutei, ZS-MAGAZIN. 

Andere ÜbungsteIle sahen Waldbrände Im Nürnberger Reichswaid 
vor, die sich rasch aUSbreiteten. Jetzt kam es auf eine gute Zu­
sammenarbeit zwischen verschiedenen Organisationen und Ver­
waltungen an. Unser Bild zeigt das Schlagen einer Schneise und 
die Bekämpfung eines fiktiven Brandes. 



Mit einem großen Aufgebot an Kräften und Mitteln ging der 
Brandschutzdienst an seine Arbeit. Insgesamt waren 40 Brand· 
schulzzüge, 5 Bergungszüge, 3 Sanitätszüge, 3 Fernmeldezüge 
und 13 Verpflegungstrupps eingesetzt. 

Ohne die Knochenarbeit des Bergungsdienstes ging es nicht. 
Die umgestürzten Bäume mußten In transportierbare Stücke zer· 
sägt werden. Elnmann·Motorsägen waren dabei eine große Hilfe. 

Eine Obungselnlage besonderer Art: Durch die starke Rauchent· 
wicklung kam es zu einem Verkehrsunfall, bei dem Innerhalb 
weniger Minuten sechs Pkw, ein Lkw und ein Tankfahrzeug mit 
25 000 I Benzin Ineinander fuhren. Personenschäden und weitere 
Waldbrände als Folge wurden angenommen. 

Unter fachlicher Beratung durch Angehörige der Forstverwaltung 
schlugen Bergepanzer der Bundeswehr mit festmontiertem Räum· 
schild entlang einer vorhandenen 400 m langen und 25 m breiten 
Lichtung eine Schneise In den Wald. 

Der Teufel steckt Im Detail. Im Ernstfall sind nur Schneisen mit 
einer Breite von 200 m wirksam. Welch gewaltiger Arbeitsaufwand 
dazu gehört, sie zu schaffen, haben die Helfer bei dieser Obung 
erfahren. 

Der Leiter des Bayer. Landesamtes für Brand· und Katastro· 
phenschutz., Oberbaudirektor Dlpl.·lng. von Hagen (mit Megaphon), 
erläuterte einer Reihe von Ehrengästen die Situation, die zum 
Einsatz des Bergepanzers geführt hat. Unter den Gästen befanden 
sich u. a. (v. I. n. r.): Ministerialdirigent Dr. Oehler, Staatsminister 
Dr. Seldl , Landtagsabgeordneter Krug, Regierungsvizepräsident 
Schuegraf, Staatssekretär Dr. Vorndran. 
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"Tektonisches Beben" 
Eine Stabsrahmenübung, bei der die Fernmeldeverbindungen erprobt wurden 

Planung und Lage 

Oer Katastrophenfernmetdedienst Kreis 
Weset fuhrte unter Beteiligung von vier 
Fernmeldezugen und der Einrichtungen 
des K-Fernmeldedienstes sowie der 
Mitwirkung von vier Fernmeldezügen 
der Bereitschaftspolizei des Landes 
Nordrhein-Westfalen und der Führungs­
gruppen-KatS (DRK, MHD, THW) des 
Kreises Wesel eine Stabsfernmelde­
ubung durch. 

Die Kreisverwaltung - Zivilschutzamt -
führte am gleichen Tage auf Weisung 
des Innenministers des Landes 
NRW und des Regierungspräsidenten 
in Düsseldorf mit der selben Lage eine 
Stabsrahmenübung der KSL-Kreis durch , 
bei der die Fernmeldeverbindungen er­
probt werden sollten. 

Es wurde angenommen: 

Hervorgerufen durch tektonische Beben, 
die im Rheingraben des Raumes Köln 
bereits mehrfach festgestellt wurden 
und die im Bergbaugebiet nicht unwahr­
scheinlich sind , treten an dem Übungs­
tage erhebliche Schäden auf, die sich 
Im einzelnen wie folgt darstellen: 

Im Raume Hunxe tntt eine umfangreIche 
Überschwemmung als Folge der Be­
schädigung der Schleusenanlage Hünxe 
ein. Das Wasser des Wesel-Datteln-Ka­
nals überflutet größere Gebietsteile. 

Das Beben verläuft von Hünxe in Rich­
tung Rheinberg und Moers. Im lInksrheI­
nIschen Bereich kommt es im Anlagen­
bereich der Deutschen Solvay Werke 
in Rheinberg zu erheblichen Störungen. 
Weiter ist der Bruch der Pipeline anzu­
nehmen. 

Im Bereich Moers kommt es durch Aus­
fall von Pumpen, die das Grundwasser 
regulieren, zum Ansteigen des Wasser­
standes mit der Folge, daß eine Evaku­
ierung des innerstädtischen Gebiets 
notwendig wird . 

Das Ausmaß bei dieser Schadenslage 
ist so groß, daß die Auslösung des 
K-Alarmes und die Anforderungen der 
Bereitschaftspolizei-Abteilungen gerecht­
fertigt erscheint. 
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Absicht 

In erster linie bestand die Absicht darin, 
die Fernmeldeverbindungen (UKW-
Sprechfunk, Fernschreib, Fernsprech) 
zu erproben und die besonderen Schwie-
rigkeiten innerhalb der Zusammenarbeit 
und des Zusammenwirkens zwischen 
Bereitschaftspolizei und Katastrophen-
schutzdiensten zu meistern . 

Der Auftrag für die Fernmelder lautete: 
Her- und SichersteIlung der Fernmeide-
verbindungen für die Führung und den 
Einsatz zwischen den Einrichtungen 
und Einheiten des Katastrophenschutzes 
sowie der Technischen Einsatzleitungen 
und der Bereitschaftspolizei des Landes 
NRW. 

Als Übungszweck für die Stabsrahmen-
übungen war vorgesehen: 

Erprobung des neuen Modells 

• einer KSL - Katastrophenschutzleitung 

• einer TEL - Technische Einsatzleitung 
unter Einschaltung der beteiligten Ge-
meinden 

• Schulung der Führungskräfte der ein-
zelnen Fachdienste in Zusammenarbeit 
mit der KSL und TEL 

• Schulung der Führungskräfte für den 
großräumigen Einsatz 

• Erprobung der FernmeIdeverbindun-
gen 

• Erprobung des Verfahrens der Regi-
strierung von Verletzten und Evakuierten 

• Zusammenarbeit mit der Bundeswehr 

• Zusammenarbeit mit der Bereit-
schaftspolizei des Landes NRW 

• Planübung mit den Pipel ine-Betriebs-
gesellschaften. 

Eingesetzte Kräfte 

KSL-Kreis 
gemaß § t 7 Abs. 1 und 2 KatSG NRW 

TEL 
gemäß § 22 Abs. 1 KatSG NRW 

Fernmeldedienst 
Katastrophenfernmeldedienst mit 
Fernmeldezentrale-HVB 

Fernmeldezentrale-HVB-Abschnitt 
1, Halbzug - FMZ - (HVB) 
2. Halbzug - FMZ - (HVB) 
KatS-FMZ Moers 
KatS-FMZ Hünxe 
KatS-Führungsgruppen (DRK, MHD, 
THW) 
Bereitschaftspolizei NRW. 

Bereich Fernmeldezentrale-HVB I 
Fernmeldezentrale-HVB-A 

Absprachegemäß wurde die Fernmelde­
zentrale-HVB in Moers und die Fernmel­
dezentrale-HVB-A In Wesel am 
26. 10. 78, 6.00 Uhr, durch die Stamm­
besatzung besetzt. Betriebsbereitschaft 
war um 6.00 Uhr hergestellt. Ab diesem 
Zeitpunkt waren die 
FMZt-HVB/FMZt-HVB-A über 

a) UKW-Sprechfunk 
b) Fernsprech 
(öffentliches Fernsprechnetz) 
c) Fernschreib 
(öffentliches Fernschreibnetz) 

erreichbar. Es erfolgte stetiger Nachrich­
tenaustausch zwischen den eingesetzten 
Fernmeldekräften. 

Die Fernmeldezentrale-HVB betreute 
zwei ortsfeste UKW-Sprechfunkbetriebs­
stellen und zwanzig bewegliche UKW­
Sprechfunkbetriebsstellen im Verkehrs­
kreis " Kater Wesei" - Kanal 497 U/ G 
TA 11-1 . 

In dieser Phase war es dem Betriebsper­
sonal (Funksprecher) durchaus möglich , 
die erforderlichen Betriebsunterlagen 
gemäß Anlage 2 zu Ziff. 3.2.1.1 PDV 
81 O/ DV 810 zu führen. Zur Dokumenta­
tion wurde der gesamte UKW-Sprech­
funkverkehr auf Tonträger aufgezeichnet. 
Gegen 6.10 Uhr wurde durch die Fern­
schreibstelle der FMZt-HVB ein Blitztern­
schreiben (Lagemeldung) an die 
FMZt-HVB-A abgesetzt. 
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Um 6.45 Uhr erhielten die in Alarmbereit­
scha~ gehaltenen Fernmeldezüge (2) 
inksrheinisch und Fernmeldezüge (2) 
rechtsrheinisch über Funk Einsatzaufträ­
ge, die in der Folgezeit zur Durchführung 
kamen. Eingesetzte Funktrupps meldeten 
ständig ihre Eintreffzeiten. 

Zwischenzeitlich hatten sich auch die 
Führungsgruppen-KatS im Verkehrskreis 
,Kater Wesei" angemeldet. 



Gegen 8.00 Uhr waren die Fernmelde­
verbindungen - gemäß Funkeinsatzskiz­
ze, Anlage zum Einsatzbefehl Nr. 1 her­
und sichergeslellt. 

Um 8.05 Uhr erfolgte Kontaktaufnahme 
zur Bereitschaftpolizeidirektion NRW 
- Gruppenstab - über Funk im Kanal 
497 U/G TR 11-1 und Kanal 422 U/G 
direkt. Etwa zur gleichen Zeit trat eine 
Störung im UKW-Sprechfunkverkehr 
auf, welche ca. 7 Minuten anhielt und 
die FMZt-HVB veranlaßte, zwei Sprech­
funkkanäle für die untere Ebene (Fahr­
zeuge der Dienste) unterteilt linksrhei­
nisch/rechtsrheinisch einzurichten und 
zu betreiben. Umschaltung erfolgte etwa 
gegen 8.35 Uhr. 

Wegen der eingetretenen Störung wurde 
das TELEX-Netz verstärkt mitbenutzt. 
Alle abgesetzten Fernschreiben entspra­
chen den Vorschriften für den Fern­
schreibverkehr - PDV 850. Ein Ersuchen 
der KSL-Kreis an die BPD NRW - Grup­
penstab - wurde per SSS-Fernschreiben 
an den Fernmeldedienst der Polizei NRW 
und über Sonderfernschreibnetz der 
Polizei der BPD, Sitz: Kreispolizeibe­
hörde Wesel in Moers, übermittelt. 

Mit Beginn der Stabsarbeit bei der KSL­
Kreis um 9 Uhr und der jetzt anfallenden 
Meldungen der Technischen Einsatzlei­
tungen (TEL) der Gemeinden Moers, 
Rheinberg und Hünxe trat bei der 
FMZt-HVB ein erheblicher Engpaß ein, 
der durch die Betriebskräfte nicht beho­
ben werden konnte. 

Trotz der sofort verstärkten Tätigkeiten 
aller Helfer der Stammbesatzung war 
eine einwandfreie Abwickelung des FM­
Betriebes nicht mehr sichergestellt. 

Gründe: 

a) Aufliefern von Fernmeldenachrichten 
durch die KSL-Kreis und Berater im 
Stab in hoher Auflage - gleichzeitig 20 
FM-Nachrichten . 

b) Es standen drei UKW-Sprechfunkka­
näle zur Verfügung - die stark belastet 
wurden. 

c) Die drei Fernsprech-Hauptanschlüsse 
waren ständig - abgehend/ ankommend 
- belegt. 

d) TELEX-Verbindung bestand nur zur 
Polizei und zur FMZt-A. TEL hatten kei­
nen TELEX-Anschluß. 

e) Eingang von Meldungen durch die 
TEL mußten von ungeübten Kräften 
(keine Schreibkräfte) handschriftlich fi­
xiert werden. Hier traten zum Teil erheb­
liche Mängel und Verzögerungen auf. 

1) Schwierigkeiten mit dem Vordruck 
Anlage 8 zur PDV 810/ DV 810 (Fern­
meldenachricht) . 

Die Katastrophen­
schulzleitung 
- KSL- Kreis 
Wesei. 

Betriebspersonal l· 
bei der Funkleit-
steIle der 
FMZt-HVB. 

Bereich Fernmeldezüge 

Nach übereinstimmender Auskunft der 
eingesetzten FM-Zugführer waren die 
Züge nicht sinnvoll eingesetzt und es 
wurden wirksame Führungs- und Ein­
satzmittel nicht genutzt. 

Vier vollmotorisierte Fernmeldezüge 
des Katastrophenschutzes waren teil­
weise bei den TEL oder an der ange­
nommenen Schadensstelle eingesetzt. 

Anzumerken sei, daß die FM-Züge zur 
Behebung des Engpasses bei der 
FMZt-HVB hätten eingesetzt werden 
müssen. Diese Anordnung hätte jedoch 
durch den Fachdienstleiter Fernmelde­
dienst bei der KSL-Kreis erfolgen müs­
sen, dem die Fernmeldelage ständig 
vorgetragen wurde. 

Bereich Führungsgruppen-KatS 

Die Führungsgruppen-KatS wurden 
fernmeldemäßig völlig vernachlässigt 
und nicht gefordert, obwohl Fernmelde­
nachrichten der entsprechenden Berater 
im Stabe vorlagen, jedoch funkmäßig 
nicht abgesetzt werden konnten . 

Zusammenarbeit Katastrophenschutz­
dienste / Bereitschaftspol izei NRW 

Die Zusammenarbeit der KatS-BPD 
NRW beschränkte sich auf wenige 
UKW-Sprechfunkdurchsagen der 
FMZt-HVB und BPD Gruppenstab - . 
Die TEL nahmen keine Verbindungen 
mit der Bereitschaftspolizei auf, obwohl 

nach der angenommenen Schadenslage 
im Bereich einer jeden TEL eine Bereit­
schaftspolizei-Abteilung im Einsatz war. 
Aufgrund eines Ersuchens der KSL -Kreis 
an die BPD wurden die Lagemeldungen 
der TEL als Funkfernschreiben abge­
setzt. 

Schlußbemerkungen 

Es erscheint dringend erforderlich , die 
freiwilligen Helfer der Fernmeldezüge 
in der Durchgabe/ Aufnahme von Fern­
meldenachrichten zu schulen. 

Bei Einsätzen dieser Größenordnung 
ist es nötig, auf Schreibkräfte zurückzu­
greifen (KurzschrifVschnelles Maschinen­
schreiben) . Ebenfalls erscheint es 
zweckmäßig, eine größere Anzahl von 
Posthauptanschlüssen zu schalten, um 
den FM-Betrieb sicherzustellen; 99f. 
müßten die FM-Züge feldmäßige Netze 
erstellen und unterhalten. Der Anschluß 
an das Sonderfernschreibnetz der Polizei 
bei einer Großschadenslage wie die 
Angenommene, erscheint dringend gebo­
ten. Das übzungsziel wurde erreicht. 
Erkannte Mängel werden aufgezeigt 
und in den Aus- und Fortbildungsveran­
staltungen und in den Dienstbesprechun­
gen der Fernmeldezugführer besonders 
behandelt. Die FM-Führer des Katastro­
phenschutzes haben an der Übungskritik 
der Bereitschaftspolizei-Abteilungen 
bzw. der Bereitschaftspolizei-Direktion 
des Landes Nordrhein-Weslfalen im 
Anschluß an die Übungsdurchführung 
teilgenommen. 

15 



16 

Vorbereitete FernmeIde­
wände bel der Befehls­
steile der BereItschaftspo­
lizei-Direktion (Gruppen­
stab). Vier UKW·Sprech· 
funkgeräte 7b, Tonband­
geräte, Oberteiteinrlch­
tungen U$W. 

Bereitschaftspolizei des 
Landes NRW (Gruppen­
stab). 

Betrieb einer 10 OB/Z8· 
Vermittlung beim Grup­
penstab der BPO NRW. 



Friedrich Martin I Fotos: Günter Sers 

U-Bahn-Haltestelle ist 
gleichzeitig Schutzraum 
Im Stadtzentrum von Stuttgart wurden 4 500 Schutzplätze gesch~ffen 

In Stuttgart wurde kürzlich 
die unterirdische S-Bahn-Hal­
test elle Stadtmitte ihrer Be­
stimmung übergeben. Diese 
S-Bahn-Station wurde mit 
Mitteln des Bundes so ausge­
baut, daß sie gleichzeitig 
auch als Schutzraum für 4500 
Personen dienen kann. Die 
schutzraumbedingten Mehr­
kosten dieser Mehrzweckan­
lage betrugen 9,1 Millionen 
DM. Die Bereitstellung dieser 
Mittel aus dem Bundeshaus­
halt erfolgte in einer Zeit, 
in der nach dem Haushalts­
strukturänderungsgesetz vom 
Oktober 1975 für diesen 
Zweck keine Mittel mehr aus­
gegeben werden sollten. 
Denn als Ende 1975 größere 
Einsparungen im Bundes­
haushalt erforderlich wurden, 
mußte auch die bis dahin 
so erfolgreiche Förderung 
von öffentlichen Großschutz­
räumen - in Form von Mehr­
zweckanlagen - eingestellt 
werden. Trotzdem wurden 
auch während dieser Zeit 
weitere Mehrzweckanlagen 
fertiggestellt bzw. in Angriff 
genommen, da schon zahlrei­
che rechtliche Verpftichtungen 
eingegangen waren, die na­
türlich erfüllt werden mußten. 

In Stuttgart wurde dabei noch 
eine weitere Mehrzweckan­
lage in der S-Bahn-Haltestelle 
Hauptbahnhof für 4500 Per­
sonen fertiggestellt. Die Stadt 
Stuttgart verfügt somit über 
15 500 Schutzplätze in neuen 
oder instand gesetzten 
Schutzbauwerken, 26 130 
Schutzplätze in noch nicht 
instand gesetzten Hoch- und 
Tiefbunkern aus dem letzten 
Krieg, 20 160 Schutzplätze 
in ehemaligen Stollen und 
weitere 12 000 Schutzplätze 
in sonstigen Bauwerken. Mit 
insgesamt 74 240 Schutzplät­
zen verfügt die Stadt über 
ein beachtliches Platzangebct 
in öffentlichen Schutzräumen. 

Blick auf eine Seite der Bahnsteighalle der S-Bahn-Haltestelle 
Stuttgart-Stadtmitte. Hier können im Verteidigungs1all ca. 1 700 
Menschen Schutz finden. 

Die Fahrspur 
In die Halte­
stelle. Rechts 
befindet sich 
das Hub­
schwenktor, 
durch das 
die Öffnung 
gasdicht und 
drucksicher 
verschlossen 
wird. 

Der Abgang zur unterirdischen Haltestelle wird durch ein Hubhän­
getar ebenfalls gasdicht, druckfest, strahlungs- und wärmesicher 
verschlossen. 

In der S-Bahn-Haltestelle 
Stadtmitte wurde die gesamte 
Haltestelle zum Schutzraum 
ausgebaut, d. h. Bahnsteig 
sowie die beiden Fahrgleise 
stellen den Schutzraum dar. 
Auf dem Bahnsteig können 
für 3360 Personen vierstök­
kige Sitz-liege-Kombinatio­
nen aufgestellt werden, die 
restlichen 1140 Schutzplätze 
befinden sich in S-Bahn-Zü­
gen, die auf den beiden 
Gleiskörpern abgestellt wer­
den können. 

Sämtliche für den Betrieb 
der Mehrzweckanlage erfor­
derlichen Einrichtungen, ins­
besondere die umfangreiche 
Technik, konnten unter den 
Treppenanlagen, an den 
Bahngleisenden sowie in 
zwei darübe~iegenden Ebe­
nen untergebracht werden. 

Die friedensmäßigen Offnun­
gen mußten, um den vorge­
schriebenen Mindestschutz­
umfang " Grundschutz" zu 
erreichen, trümmersicher, 
strahlensicher, brandsicher 
und gasdicht verschlossen 
werden. Die vier Aus- und 
Einfahröffnungen in der Tun­
nelröhre werden mit Hub­
schwenktoren verschlossen, 
die beiden S-Bahn-Abgänge 
werden am oberen Ende 
mit zwei Schubhängetoren 
verschlossen. Der Zugang 
zum Schutzraum erfolgt durch 
zwei Einfach- und zwei Dop­
pelschleusen. Wegen der 
besonderen Stabilität der 
Gesamtanlage sind alle äuße­
ren Abschlüsse so ausgelegt, 
daß sie einem Druckstoß 
von 3 bar standhalten. 

Planung und Bauausführung 
erfolgten gemäß den "Bau­
technischen Grundsätzen 
für Hausschutzräume des 
Grundschutzes in Verbindung 
mit unterirdischen Bahnen 
als Mehrzweckbauten" vom 
November 1971. So wurden 
sämtliche in dieser Vorschrift 
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Blick vom SChutzraumlnnern In eine Schleuse, die mit einer 
Dekontaminierungsvorrichtung ausgestattet Ist. 

11 
, 

In den NOlküchen kann mindestens eine warme Mahlzeit pro Tag, 
In erster Linie für Kinder und ältere Menschen, zubereitet werden. 

geforderten technischen Aus­
rüstungen vorgesehen. Da 
im Schutzraumfall mit dem 
Ausfall der Stromversorgung 
gerechnet werden muß, wurde 
auch eine Netzersatzanlage 
mit 620 kVA Leistung einge­
baut. Damit wird die Lüf­
tungsanlage betrieben, die im 
Normalluftfall41 000 m'/Std., 
im Schutzluftfall 8200 m'/ Std. 
fördert; femer die beiden 
Tieibrunnen, die eine Schütt­
leistung von 20 m' I Std. auf­
weisen. Von Bedeutung sind 
auch noch die Kältemaschi­
nen mit einer Stundenleistung 
von 1,255 Millionen kj . Zur 
Versorgung der 4500 Perso­
nen stehen vier Küchen mit 
Lebensmittelvorräten, zwei 
Erste-Hilfe-Stationen, ein 
Krankenraum und acht Groß­
waschraume mit Toiletten 
zur Verfügung. 

Ein Großteil der Mehrkosten, 
ca. 80 Prozent, wurde für 
die aufwendige, manchmal 

18 

gigantisch anmutende Technik 
benötigt. Wartung und In­
standhaltung dieser Einrich­
tung in Friedenszeiten sowie 
die Inbetriebnahme und der 
Betrieb im Schutzraumfall 
dürften sowohl aufwendig 
als auch schwierig sein. Oie 
Stadt Stutlgart, die für diesen 
Teil veranfwortlich ist, hat 
hierfür einen Schutzraumbe­
triebsdienst geschaffen, über 
den das ZS-MAGAZIN noch 
gesondert berichten wird. 

Angesichts dieser Probleme 
ist es nur zu begrüßen, daß 
die Bundesregierung , als 
sie Ende 1977 die Wiederauf­
nahme der Schutzbauförde­
rung ab 1979 und deren Ver­
stärkung in den darauffolgen­
den Jahren beschloß, die 
technischen Bestimmungen 
für mehrzweckgenutzte Groß­
schutzräume vereinfacht und 
hierbei die technische Aus­
stattung auf ein überschauba­
res, leicht zu handhabendes 
Maß reduziert hat. 

Zur Versorgung von Vertetzten und Kranken wurden mehrere 
Rettungsräume eingerichtet. 

Oen hygienischen Mlndestanforderungen entsprechen derartige 
Reihenwaschanlagen. 

Zur Vermeidung 
von Oberbelegun­
gen, die für alle 
Insassen gefähr­
lich wären, sind 
die Zugänge mit 
AbweIsungsvor­
richtungen ver­
sehen. 

Mit Schnell ­
schtußktappen, 
die von Hand 
zu bedienen sind, 
wird Im Bedarfs­
fatl die Lüftung 
auf FIlterbetrieb 
umgestellt. 



3360 Liegen, jeweils vier übereinander, werden in der Bahnsteig­
halle aufgestellt. 

• 

- ~-

versorgung sicherstellen. 

Blick In den Filterraum. Die großen ABC-Filter werden erst bei 
Bedarf angeschlossen. 

luftaustrittsöffnung an der Decke der Bahnsteighalle. 

19 



Ein interessanter technischer Fall 

Schutz unter meterdickem Buntsandstein 

Im saarländischen Nalbach wurde eine instandgesetzte Schutzstollen-Anlage vorgestellt 

Vertreter des Bundesministe­
riums des Innern , des Innen­
ministeriums des Saarlandes. 
der Gemeinde sowie Reprä­
sentanten der einschlägigen 
Industrie waren anwesend, 
als jetzt in der kleinen saar­
ländischen Gemeinde Nal­
bach zwei ehemalige Schutz­
stollen aus dem Zweiten 
Weltkrieg nach der Instand­
setzung als Schutzraumanla­
gen des Grundschutzes der 
Offentlichkeit vorgestellt wur­
den. 

Der Gemeinderat des 9000 
Einwohner zählenden Orts 
- bei Dillingen gelegen -
hatte den Antrag für den Aus­
bau gestellt; besonders Bür­
germeister Klein und Bergdi­
rektor Klein vom saarländi­
schen Innenministerium un­
terstützten dieses Vorhaben 
tatkräftig. 

Die im Krieg angelegten 
Schutzstollen im Saarland 
sind nach einem vor einigen 
Jahren durchgeführten Ver­
such des Bundesamtes für 
Zivilschutz im allgemeinen 
besonders gut geeignet zum 
Ausbau als Schutzräume 
des Grundschutzes. In Nal­
bach wurden die vorhandenen 
Stollen bestimmungsgemäß 
für die auf dem überdecken­
den Gebirge errichteten Schu­
len als Schul-Schutzräume 
ausgebaut. 

Grundschutz bedeutet. daß 
der Schutzraum Schutz bietet 
gegen 

Trümmerbelastung, 
Brandeinwirkung, 
radioaktive Niederschläge, 
biologische Kampfmittel und 
chemische Kampfmittel. 

Durch die hohe Überdeckung, 
die bei den saarländischen 
Anlagen meistens aus Bunt­
sandstein besteht, werden 
die Forderungen des Grund­
schutzes so gut erfüllt , daß 
der Schutzwert weit höher 
liegt als bei normalen Haus-
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schutzräumen, obwohl die 
Ausbautechnik als solche 
genau den "Bautechnischen 
Grundsätzen für Hausschutz­
räume des Grundschutzes" 
entspricht. 
Die in Nalbach vorgestellten 

Anlagen haben eine Überdek­
kung von ca. t 0 bis 15 m 
in meist waagerecht fest ge­
lagertem Buntsandstein, in 
dem allerdings auch soge­
nannte Kiesdome einge­
schlossen sind. 

Innenansicht des In den Fels getriebenen Stollens. Seitlich ab­
gehende Kammern dienen dem Aufenthalt der Schulzsuchenden. 
An der Luftverteilleitung (unter der Decke) sind ZuluftventIle zu 
erkennen. 

Die in den Fels getriebenen 
zwei Stollen waren gut aus­
gemauert und haben eine 
Länge von 325 mund 80 m. 
Die Stolleneingänge weisen 
eine Durchgangsbreite von 
t .30 m bis t ,50 m und eine 
Durchgangshöhe am Scheitel 
des Gewölbes um 2,00 m 
auf. Die seitlich abgehenden 
Kammern sind breiter. 

Daher war wegen der verhält­
nismäßig geringen Breite, 
die zudem von den Be- und 
Entlüftungsrohren beeinträch­
tigt wurde, die Möblierungs­
planung unter Berücksichti­
gung der bautechnischen 
Grundsätze nicht ganz ein­
fach. Da die Standplätze 
der Belüftungsgeräte eine 
lichte Höhe von 2,20 m erfor­
dern , mußten weitere Fels­
ausbrüche mit Abmauerung 
und Abdeckung durchgeführt 
werden. Es ist aber gelungen, 
diese guten Stollenanlagen 
in fünf Grundschutzräume 
mit je t 00 Schutzplätzen, 
also insgesamt 500 Schutz­
plätzen, umzubauen. 

Jeder Schutzraum ist eine 
in sich belüftungsmäßig ge­
schlossene Einheit mit 
Schleuse, die mit Gastüren 
gesichert ist. Die Luftversor­
gung erfolgt über die an den 
Eingängen angeordneten 
Filterräume, aus denen Nor­
mal- und Schutzluftleitungen 
zu den einzelnen Belüftungs­
geräten in den Schutzräumen 
geführt sind. Die Lüfter för­
dem bei Normallüftung eine 
Außenluftrate von ca. 
150 Il min und bei Schutzlüf­
tung von ca. 30 Il min je 
Schutzplatz. Damit wird bei 
Normallüftung ein zehnfacher 
und Schutzlüftung ein zweifa­
cher Luftwechsel je Stunde 
möglich. Das System der 
Durchflußlüftung wird dadurch 
erreicht, daß in den Schutz­
räumen durch die Belüftungs­
anlage ein überdruck von 



5 bis 10 mm Wassersäule 
erzeugt wird . der die nach 
außen führenden überdruck­
ventile öHnet und die ver­
brauchte Luft nach außen 
fördert . Somit ist gewährlei­
stet, daß der Sauerstoffgehalt 
der Luft auf über 19 % und 
der Kohlendioxydspiegel unter 
2 % gehalten wird . Es herr­
schen in den geschlossenen 

Schutzräumen erträgliche 
Luft- und Temperaturverhält­
nisse. Die Lüfter können, 
falls die Stromversorgung 
ausfällt, auch von Hand be­
dient werden. 
Um einen Schlechlluftstau 
in den sogenannten toten 
Winkeln der Stollenanlage 
zu verhindem, ist zusätzlich 
zur vorgeschriebenen Entlüf-

Die ToIlettenanlage mit Trockenaborten; an der Wand sind die 
OberdruckventIle zu erkennen, deren Zweck der Abtransport der 
verbrauchten Luft Ist. 

tung eine Zwangsenllüftungs­
anlage angeordnet worden. 
Um einen Schutzraum durch 
einen anderen verlassen 
zu können , z. B. bei Trum­
meranfall vor dem Eingang, 
sind in den Schutzraumtrenn­
wänden durchsteigbare Gas­
klappen eingesetzt. Zudem 
haben die Schutzräume je 
einen Notausgang. Die 

Schutzraumzugänge sind 
so abgewickelt, daß Druck­
wellen von außen den Schutz­
raum innen nicht erreichen 
können . 
Somit sind Zivilschutzanlagen 
geschaffen worden, die voll 
allen Bestimmungen der Bau­
technischen Grundsätze ent­
sprechen und einen hohen 
Schutzwert haben. 

Jeder der fünf einzelnen Schutzräume des Stollensystems Ist 
belüftungsmäßIg eine geschlossene Einheit. Hier das Belüftungs-
gerät eines Schutz raumes Im Nalbacher Stollen. (Fotos: G. 5ers) 
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Tragkraftspritzen 
und 

Feuerlöschkreiselpumpen 
Die technische Entwicklung von Feu­
erspritzen nahm einen langen Weg. 
Fast zweihundert Jahre wurden zur 
Wasserförderung beim Feuerlöschen 
handbetätigte Feuerlösch-Kolben­
pumpen verwendet. Damplsprltzen 
und Benzinmotorspritzen waren Zwi­
schenstufen. Auch Elektromotorsprit­
zen wurden wenige Jahre vor der 
Jahrhundertwende gebaut. Heute 
gehören zur Ausrüstung last jeder 
Brandschutzlormatlon, ob bel den 
Feuerwehren, Im Katastrophenschutz 
oder Im ZIvilschutz, Tragkraftspritzen, 
die nach DIN-Rlchtllnien gebaut wor­
den sind. Auch hat heute jede Wehr 
zumindest ein Tragkraftsprltzenlahr­
zeug TSF. Die Wehrmänner brauchen 
auch den Tragkraftspritzenanhänger 
TSA Im Alarmlall nicht selbst zu zie­
hen, um damit zur BrandsteIle zu 
ellen. Tragkraftspritzen und einge­
baute Feuerlöschkreiselpumpen 
gehören zur Basis des Feuerlösch­
wesens. Die Namen der großen Her­
steIlerfirmen sind allen Brandschutz­
krälten geläulig. Die Abweichungen 
In den Konstruktlonsmerkmalen ihrer 
Geräte sind verhältnismäßig gering­
fügig. 

Da. ZS-MAGAZIN veröffentlicht in lo­
ser Folge Beschreibungen der ver­
schiedenen Typen von Tragkraftsprit­
zen und Feuerlöschkreiselpumpen, 
Beschreibungen, die uns Ireundll­
cherwe lse von der Firma Maglrus 
Deutz AG zur Verfügung gestellt wur­
den. Die Redaktion kommt damit 
Wünschen nach, die wiederholt aus 
der Leserschaft an sie herangetragen 
worden sind. 

Tragkraftspritze TS 4/5 

1. Allgemeines: 

Die Tragkraftspritze TS 4/5 entspllcht 
den Richtlinien zur Herstellung von 
Tragkraftspritzen DIN 14410. Sie ist 
von der Feuerschutztechnischen Prüf­
und Versuchsstelle Regensburg geprüft 
und zugelassen: 
Prüfnummer: PVR 233/4/73. 
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Tragkraftsprllze TS 4/5 

, --

Der Wankel -Krelskolbenmotor Ist ein ventilloser Verbrennungsvlertakt-Ottomotor mit 
Schlitzsteuerung. Der Kreiskolben, auch Drehkolben oder Läufer genannt, hat die Kontu­
ren eines gleichseitigen Bogendreiecks. Er rotiert derart in einem Gehäuse, daß die allsei­
tig geschlossenen Kammern periodisch größer oder kleiner werden. Größe und Gewicht 
des Wankelmotors sind Im Verhältnis zu gleichwertigen Hubkolbenmotoren ungewöhnlich 
klein. Er weist wenig Bautelle auf und hat einen ruhigen Lauf. Unsere Bilder zeigen die 
TS einmal auf federnden Schlittenkufen und einmal in einem geschlossenen Rohrrahmen. 
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Die TS 4/5 ist eine tragbare Feuer­
löschkreiselpumpe, die direkt mit dem 
Antriebsmotor zusammengebaut ist. 

Das Aggregat ist auf einem Traggestell 
montiert, mit dem es sicher abgestellt 
und leicht transportiert werden kann . 

2. Motor: 

Luftgekühlter Kreiskolbenmotor System 
NSU-Wankel, Fabrikat: Fichtel & Sachs, 
Typ KM 914 A, Kammervolumen: 
300 cm' . 
Leistung ca. 16,0 PS bei 4500 U/min. 
Schwungmagnetzündung, Luftkühlung 
durch Gebläse, Drehzahlregler. Anwer­
fen des Motors durch Reversierstarter. 
Auspufftopf mit KühlmanteL 
Kraftstoffbehälterinhalt: 6,5 Liter. 

3. Feuerlösch-Krelselpumpe: 

Einstufige Ausführung. Pumpe direkt 
arn Motorgehäuse angeflanscht. Laufrad 
sitzt auf der Motorwelle. Pumpenteile 
aus seewasserbeständiger Leichtme­
tall-Legierung. Wellenabdichtung durch 
Radialdichtringe in leicht auswechselba­
rer Hülse mit Fettschmierung durch 
Staufferbüchse. Auswechselbare Spalt­
wasserringe aus abriebfestem Kunst­
stoff. 

1 Saugstutzung mit B-Fest- und Blind­
kupplung (65 mm LW.) 

1 Druckabgang mit selbstschließendem 
Ventil und B-Fest- und Blindkupplung 
(65 mm LW.) 

1 überdruck-Unterdruckmeßgerät. 

4. Entlüftungseinrichtung: 

Entlüften durch einfach wirkende, hand­
betätigte Kolbenpumpe, die Ansaugen 
bis 8 m geodätische Saug höhe ermög­
licht. Sie ist unter Zwischenschalten 
eines Absperrhahnes am Saugstutzen 
der Pumpe befestigt. 

5. Traggestell: 

Pumpe und Motor sind auf einem Trag­
gestell mit 4 abklappbaren Handgriffen 
befestigt. Federnde Schlittenkufen ge­
währleisten sicheren Stand der TS. 

Eine Arretierungsvorrichtung an den 
Schlittenkufen dient zum Befestigen 
im Transportfahrzeug . 

6. Gewicht: 

Betriebsbereit ca. 66 kg. 
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Helmut Freutel 

Mit dem Doppelrumpf-Schiff 
gegen die Ölpest 
Deutsche Schiffswerft entwickelte Modell eines Mehrzweckschiffes 

Bei dem Wort "Olpesr ' denkt man heute 
an gestrandete oder havarierte O~anker. 
Doch die Olpest, die Olverschmutzung 
der Meere, ist schon seit biblischen Zei­
ten bekannt. Erdöl quoll aus geborstenen 
Gesteinsschichten und drang bis an 
die Küsten vor. Der erste Olunfall jedoch, 
durch ein havariertes Schiff verursacht, 
dürfte sich anfangs des 18. Jahrhunderts 
ereignet haben. Seit den dreißiger Jahren 
unseres Jahrhunderts sind Olverbrauch 
und Olverarbeitung infolge des ständig 
wachsenden Energiebedarfs enorm 
angestiegen. Um diesen Bedarf zu be­
friedigen, ging man dazu über, von Bohr­
inseln aus nach 01 zu schürfen. Riesige 
Supertanker wurden gebaut, um die 
Transportkosten niedrig zu halten, wenn 
auch zuungunsten der Manövrierfähig­
keit. Jahr für Jahr wird mehr Erdöl geför­
dert und transportiert. Schiffsunfälle, 
die in Katastrophen für die Umwelt en­
den, bleiben nicht aus. Erst in den ver­
gangenen Monaten gab es wieder be­
drückende Beispiele im europäischen 
Raum. Dabei ist die deutsche Küste 
bisher wie durch ein Wunder von einer 
Olpest verschont geblieben. Unser 
Nachbarland Frankreich hatte dagegen 
nach dem Auflaufen der " Amoco eadiz" 
vor der bretonischen Küste gegen die 
größte Olpest des Jahrhunderts zu 
kämpfen (ZS-MAGAZIN berichtete aus­
führlich darüber in Heft 4178) . 

Verbesserung durch Gesetze 

Die Gefahr von Tankerunfällen oder 
Olunfällen von der Art der Bohrinsel 
" Bravo" im April 19n wird es immer 
wieder geben, auch wenn die Länder 
versuchen, sich durch verschärfte Ge­
setze und Bestimmungen mehr und mehr 
zu schützen. Erst kürzlich hat mit der 
Unterzeichnung durch Präsident Carter 
eine vom amerikanischen Kongreß gebil­
ligte Vorlage Gesetzeskraft erlangt, die 
die Olverschmutzung auf See und in 
Hafengebieten eindämmen und Tanker­
unfälle im Bereich der Küstengewässer 
der Vereinigten Staaten wei tgehend 
unterbinden soll. Gegenwärtig laufen 
pro Tag etwa 35 Tanker mit insgesamt 
über eine Million Tonnen Rohöl die 
Häfen der USA an. 
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Arbt lts slellung 

Das ölfangschiff der Zukunft? Ein Doppelrumpf-Schlff, das sich sowohl als Küstentanker 
als auch In aufgeklapptem Zustand für die Beseitigung von großflächigen Olverschmut­
zungen eignet, zeigt als Modell gute Eigenschaften. 

Auch den europäischen Küsten mit ihren 
vorgelagerten Inseln drohen bei Unfällen 
im Offshore-Bereich umfangreiche Ver­
schmutzungen, deren Beseitigung, wenn 
überhaupt, dann nur unter beträchtlichem 
Kostenaufwand möglich ist. 
Aufgrund ihrer tiefgreifenden biologischen 
Wirkungen müssen Olunfälle rasch und 
wirksam bekämpft werden . Mit zuneh­
mender Aufenthaltsdauer des Oles im 
Gewässer werden eine Reihe von physi-

kalischen, chemischen und biologischen 
Prozessen ausgelöst, die das Rohölge­
misch auftrennen und die ursprüngliche 
Zusammensetzung des Ols stark verän­
dern. Gerade die in den Oien enthalte­
nen Kohlenwasserstoffverbindungen 
wirken sich äußerst giftig auf die 
Wasserorganismen aus. Olunfälle lösen 
Fischsterben, Seevogelsterben, Schädi­
gung des übrigen Organismenbestandes 
sowie eine qualitative und quantitative 



Oie beiden Rü mpfe 
sind am Heck durch /' 
ein Scharnier mitei nan­
der verbunden. Im ge­
schlossenen Zustand 
werden die Hälften am 
Bug durch Kupplungs­
schlösser zusammenge­
halten. Unser Bild zeigt 
die Ausbildung des 
Hecks. 

Veränderung des biologischen Abbaus 
und damit der Stoffwechselvorgänge 
im Wasser aus. Noch schlimmer sind 
die Folgeschäden durch die Entstehung 
einer hohen chronischen Toxizitäl und 
ihre Auswirkung auf die Nahrungskette. 

Idee und technisches Konzept 

Es sind viele unterschiedliche Versuche 
gemachi worden, der Olpest Herr zu 
werden, angefangen vom Versprühen 
von Chemikalien bis zum Verbrennen 
unter Hinzufügung von eigens entwickel­
ten Zündmitteln. Jetzt hat eine deutsche 
Werft ein Doppelrumpfschiff entwickelt, 
das zum einen als Olfangschiff fungiert 
und zum anderen als Küstentanker zu 
verwenden ist. Diese Doppelfunktion 
verhindert, daß das Schiff außerhalb 
der Einsatzzeiten als Olfangschiff als 
totes Kapital betrachtet werden muß. 

Sei dem entwickelten Modell handelt 
es sich um einen im Verhältnis zu seiner 
Länge sehr breiten Küstentanker, der 
in seiner Länge teilbar ist. Die gen au 
so einfache wie geniale Lösung ist also 
ein Schiff mit zwei Rümpfen. Seide sind 
am Heck durch ein Gelenk miteinander 
verbunden. Im geschlossenen Zustand 
werden die Hälften durch Kupplungs­
schlösser am Bug zusammengehalten. 
Wenn es nun gilt, einen Olteppich aufzu­
nehmen, werden die Kupplungsschlösser 
geöffnet, und die Rümpfe klappen aus­
einander. In den Vorschiffen beider 
Rumpfhälften befinden sich ausfahrbare 
Ruderpropeller, die nach Lösen der er­
wähnten Kupplungen dazu dienen, die 
Rumpfhälften auseinanderzufahren . Der 

Schiff Im gespreizten Zustand. Der Öffnungswinkel beträgt ca. 65°. Beim Oleinsatz wird 
das 01 zwischen den Rumpfhälften zusammengeschoben und Im hinteren Tell des Schif­
fes mit herkömmlichen Skimmern abgesaugt. 
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öHnungswinkel beträgt ca. 65°. Der nun 
entstandene Schwimmkörper in Form 
eines offenen Dreiecks fährt einem öl­
teppich langsam entgegen. Dabei dienen 
die beiden vorderen Ruderpropeller dem 
langsamen Vortrieb bzw. dem Positionie­
ren. Das öl wird zwischen den von den 
Rumpfhämen gebildeten Schenk"n zu­
sammengeschoben und im hinteren 
Teil mit Skimmem bewährter Bauart 
abgesaugt. Ein eventuell mitgeförderter 
Wasseranteil wird durch Wasserabschei­
der vom öl getrennt und nach Außen­
bord gepumpt. Das 01 wird den Lade­
tanks in beiden Rumpfhälften zugeführt. 
Ihre Kapazität beträgt ca. 5500 m' . Sind 
die Schiffsrümpfe voll öl, kann die Fracht 
auf See auch an konventionelle Küsten­
tanker abgegeben werden, so daß der 
Kampf gegen die ölpest kontinuierlich 
fortgesetzl werden kann . 

Nach Beendigung des Einsatzes als 
ölfangschiff werden die Rumpfhälften 
wieder zusammengefahren, und das 
Schiff ist als Küstentanker verwendungs­
fähig, wobei es seine Unterhaltungsko­
sten verdienen kann. 

Vielversprechende Modell­
versuche 

Nachdem das Bundesministerium für 
Forschung und Technologie Geld für 
die Planung der Schiffbauer locker ge­
macht hatte, wurden die Vorbereitungen 
zu ersten Modellversuchen in der Ham­
burger Schiffbauversuchsanstalt getrof­
fen . Die Modellversuche im Maßstab 
1 : 16 zeigten, daß das Auseinandertah­
ren und das Zusammenfahren der 
Rumpfhälften mit Hilfe der vorderen 
Hilfsantriebe auch bei Seegang keine 
Schwierigkeiten machte. 

Die Versuche, die sowohl in regelmäßi­
gen Wellen als auch in unregelmäßigen 
Seegängen durchgeführt wurden, zeigten 
ferner, daß das Dopp"rumpfschiff sowohl 
im geöffneten als auch im geschlossenen 
Zustand eine ausgezeichnete Manövrier­
fähigkeit besitzt. Selbst das Wenden 
auf der Stelle ist z. B. ohne weiteres 
möglich. 

Durch kleine Styroporkugeln, die vor 
dem Modell ins Wasser geworten wur­
den, wurde demonstriert, daß auf der 
Wasserobertläche schwimmende Teile 
nicht etwa von der langsam vor der See 
schwimmenden Einheit vor sich herge­
schoben werden, sondern in die Spitze 
der durch die Rumpfhälften seitlich be­
grenzten Wasserfläche treiben . Die vor­
dere Auffangbreite beträgt ca. 80 m. 

Beim Fahren in Richtung der Wellen be­
wegung erreicht man auch bei ungünsti­
gen Wetterverhältnissen (z. B. Wind­
stärke 6, Wellen höhe ca. 3 m) zwischen 
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den Rumpfhälften ideale Bedingungen 
für den Einsatz von Skimmern der ver­
schiedenen Bauart. Durch die Fortbewe­
gung des Schiffes auf die ölschicht zu , 
schiebt sich diese zusammen , wodurch 
ein ständiger Nachschub an öl erzielt 
wird. 

Wenn, wie vorgesehen, Pumpen mit 
großer Leistung installiert werden, ist 
das Schiff auch zur übernahme von 
öl aus Havaristen oder zur schnellen 
Abgabe an Land oder an andere Schiffe 
geeignet. 

In ca. 7 Stunden könnten ca. 5000 m' 
öl vom Wasser entfemt werden . Bei 
pausenlosem Einsatz könnten in 24 
Stunden (bei Weitergabe an andere 
Schiffe) ca. 15000 m' öl aufgenommen 
werden. 

Verwendungsmöglichkeiten 

CI aus Lühring, der Chef der traditionsrei­
chen Familienwerft, die dieses Projekt 
entwickelte, meinte zur weiteren Verwen­
dungsmöglichkeit des Doppelrumpf­
schiffes: 

" Das Schiff bietet sich z. B. als Küsten­
tanker an. Durch die Schottelantriebe 
als Hauptantrieb im Hinterschiff und 
die Nebenantriebe im Vorschiff ist eine 
hervorragende Manövriertähigkeit, insbe­
sondere in kleinen engen Häfen mit 
schmalen Einfahrten ohne Schlepperhilfe 
möglich. Die vorhandene Leistungsfähig­
keit der Ladepumpen sorgt für schnelle 
Be- und Entladung des Schiffes. 

Bei Einsatz im Elbe-Weser-Bereich 

könnte in Katastrophenfällen an der 
deutschen Nordseeküste das Schiff kurz­
fristig zur Vertügung stehen. Durch das 
Vorhandensein von leistungsfähigen 
ölabscheidern an Bord eignet sich das 
Schiff für die übernahme von Siop (öl­
Wassergemisch, entstanden durch Reini­
gung der Ladetanks auf mittleren und 
großen Tankschiffen) sowie übernahme 
von verbrauchten Schmierölen mittlerer 
und großer Schiffe. 

Außerdem bietet sich dieses Konzept 
als Sicherheits- und Taucherschiff im 
Offshore-Bereich an . 

Eine kontinuierliche Beschäftigung wäre 
hierdurch sichergestellt. Das Schiff müßte 
nicht ausschließlich um seiner Erhaltung 
willen gewartet werden ." 

In Anbetracht der unermeßlichen Schä­
den, die durch großflächige ölverschmut­
zungen drohen, sollte der Bau eines 
Prototyps unverzüglich in Angriff ge­
nommen werden. Es genügt nicht, wie 
geplant, neue Sicherheitsbestimmungen 
für öltanker festzulegen. Die anläßlich 
der Schiffskatastrophe der " Amoco Cadiz" 
vor der bretonischen Küste von Politi­
kern , Gewerkschaftlem, Umweltschützern 
und anderen Personen geforderten 
strengen Maßnahmen dürten nicht in 
Vergessenheit geraten, bis zur nächsten 
Katastrophe. 

Für den Schutz gegen eine mögliche 
ölpest an der deutschen Küste muß 
dringend etwas getan werden. Die Ver­
wirklichung des hier beschriebenen Pro­
jekts kann eine der dringend notwendi­
gen Maßnahmen sein. 

STELLENAUSSCHREIBUNG 

Beim Bundesverband für den Selbstschutz, bundesunmittelbare 
Körperschaft des öffentlichen Rechts (Geschäftsbereich des Bun­
desministers des Innern) , sind zwei Planstellen zu besetzen : 

1. Sachbearbeiter für Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen. 
Bes.-Gr. AI 0 BBesO bei der BVS-Bundeshauptstelle in Köln. 

2. Sachbearbeiter für Personal angelegenheiten. 
Bes.-Gr. A 10 BBesO bei der BVS-Landesstelle Baden-Württem­
berg in Stuttgart. 

Gesucht werden jüngere Beamte , die die Laufbahnprüfung in der 
allgemeinen und inneren Verwaltung des Bundes abgelegt haben 
und selbständiges Arbeiten gewohnt sind. 

Wir bieten ein angenehmes Betriebsklima sowie die Sozialleistun­
gen des öffentlichen Dienstes. 

Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen (Personal bogen, 
handgeschriebener Lebenslauf, Ausbildungs- und Befähigungs­
nachweise) sind bis zum 15. Dezember 1978 zu richten an den 

BUNDESVERBAND FüR DEN SELBSTSCHUTZ 
- BundeshauptsteIle -

EUPENER STRASSE 74 - 5000 KöLN 41 

Personalbogen wird auf schriftliche Anfrage übersandt. 



Bundesgeschäftsführer Reinhard Voßmeier (DFV) 

F. D. P. bezeichnet Feuerschutzsteuer 
als Relikt früherer Zeiten 
SPD und CDU/ CSU lassen in erster Lesung Zustimmung zum Gesetz erkennen 

Es muß die Feuerwehren und Kommu­
nen schon hellhörig machen, wenn man 
die Stellungnahme der F.D.P.-Bundes­
tagsfraktion zum Feuerschutzsteuerge­
setz bei der ersten Lesung am 9. No­
vember 1978 im Bundestag hörte: Sie 
verwehrt den Feuerwehren der Bundes­
republik die notwendigen Zuschüsse 
aus dem Aufkommen der Feuerschutz­
steuer, die durch eine Neufestsetzung 
des Steuersatzes geregelt werden soll­
ten. Die fehlenden Gelder zur Finanzie­
rung des Brandschutzes sollen aus den 
öffentlichen Haushalten kommen, ist 
der Lösungsvorschlag der F.D.P.! Dies 
ist die Forderung der Bundestagsfraktion 
der F.D.P., obwohl auch diese Parlamen­
tarier inzwischen wissen sollten, daß 
in den angesprochenen öffentlichen 
Haushalten derzeit keine Gelder umge­
schichtet werden und zur Verfügung 
stehen können. 

Es ist schon beachtenswert, wie die 
F.D.P. im Bundestag bei Kenntnis der 
Finanzierungslücken für den deutschen 
Brandschutz einfach zum novellierten 
Feuerschutzsteuergesetz " NEIN" sagt, 
ohne gleichzeitig die ersatzweise benö­
tigten Gelder in den öffentlichen Haus­
halten aufzuzeigen. Was die Bundes­
tagsfraktion der F.D.P. noch nicht er­
kannt hat, wissen die beiden Landtags­
fraktionen der F.D.P. in Hessen und 
Nordrhein-Westfalen schon seit Jahren. 
Beide Landesregierungen haben unter 
federführender Mitwirkung der beiden 
dortigen Innenminister Gries und Hirsch 
(beide F.D.P.) die Gesetzesvorlage für 
den Bundesrat mit erarbeitet. An dieser 
Stelle muß festgehalten werden, daß 
alle Landesregierungen in der Bundesre­
publik die Notwendigkeit erkannt haben 
und deshalb einmütig im Bundesrat den 
Gesetzentwurf verabschiedeten; alle 
Landesregierungen ohne Rücksicht auf 
die parteipolitische Zusammensetzung! 

Wir üben für die rund eine Million Feuer­
wehrmänner in der Bundesrepublik nicht 
nur deshalb an der F.D.P.-Haltung Kritik, 
weil sie " NEIN" sagt, sondern weil sie 
auch noch zusätzlich im Bundestag die 
anderen Parteien zur Ablehnung auffor­
derte! 

Der Deutsche Feuerwehrverband ist 
sicher, daß die Feuerwehren der Bun­
desrepublik der F.D.P.-Bundestagsfrak­
lion mit fundierten Argumenten und mit 
Beweisen für das vorhandene Finanz­
dilemma entgegentreten werden. Wir 

sind sicher, daß dieses bereits in diesen 
Tagen geschehen wird. Aber auch den 
Abgeordneten der anderen Parteien 
des Deutschen Bundestages sollte noch 
einmal klar und unmißverständlich die 
Notwendigkeit des FeuerSChutzsteuerge­
setzes mitgeteilt werden. 

Mit Genugtuung und Anerkennung 
konnte der Deutsche Feuerwehrver­
band in der ersten Beratung im Bun­
destag zur Kenntnis nehmen, daß 
nicht nur die SPD-Bundestagsfraktion, 
sondern auch die Fraktion der 
CDU/ CSU dem vom Bundesrat vorge­
legten Feuerschutzsteuergesetz zu­
stimmen wird. Die SPD hat lediglich 
noch offen gelassen, ob sie dem Bun­
desratsentwurf mit 6 % oder dem 
Regierungskompromiß mit 5 % zu­
stimmen wird. Dagegen hat die Frak­
tion der CDU/CSU bereits verbindlich 
Ihre Zustimmung zum Kompromißvor­
schlag der Bundesregierung mit 5 % 
gegeben. 

Der Deutsche Feuerwehrverband dankt 
dem Sprecher der CSU im Bundestag, 
dem Abgeordneten Glos, für folgende 
Worte, mit denen er an das Parlament 
appellierte: " Sie können dadurch bewei­
sen (d. Verf .: wohlwollende Prüfung und 
Zustimmung), daß die schönen Reden, 
die von Politikern aller Parteien immer 
wieder auf Feuerwehrfesten und bei 
Jubiläen gehalten werden, Wahrheitsge­
halt haben, daß wir als Bundestagsabge­
ordnete, dann, wenn es um die Feuer­
wehren geht, auch wirklich bei unserem 
Wort bleiben , und sie können damit, 
daß wir dieses Wort halten, auch zu 
einem Stück Glaubwürdigkeit in der Poli­
tik beitragen." 

Aufgrund der augenblicklich bekannten 
Zahlen kann der Deutsche Feuerwehr­
verband abweichend vom Gesetzentwurf 
des Bundesrates (mit 6 %) dem Kom­
promißvorschlag der Bundesregierung 
mit 5 % nur folgen, wenn in allen Bun­
desländern die derzeitigen Minusbeträge 
im Aufkommen der Feuerschutzsteuer 
im Vergleich zur Rechnungslegung vor 
1974 beseitigt werden und das benötigte 
Aufkommen erzielt wird. Das künftige 
Aufkommen bei einem Steuersatz von 
5 % für jedes Bundesland ist rechnerisch 
derzeit noch nicht eindeutig ermittelt, 
auch wenn SChätzungen die Beseitigung 
der Minusbeträge für einige Bundeslän­
der vermuten lassen. 

Der Entwurf des Feuerschutzsteuerge­
setzes des Bundesrates will die verbun­
denen Hausrats- und Gebäudeversiche­
rungen wieder in die Feuerschutzsteuer 
einbeziehen. Zugleich soll die unter­
schiedliche Behandlung freiwillig abge­
schlossener Versicherungen bei öffent­
lich-rechtlichen Versicherungsunterneh­
men und privaten Versicherungsunter­
nehmen durch Festsetzung eines einheit­
lichen Steuersatzes beseitig werden. 
Der Bundesrat hat hierfür einen Steuer­
satz von 6 % beantragt. Der Vorschlag 
der Bundesregierung lautet dagegen 5 %. 

Nach der ersten Beratung wurde der 
Gesetzentwurf an den Finanzausschuß 
des Bundestages überwiesen. Der wei­
tere Ablauf wird wie folgt aussehen: 
Nach der Beratung im Finanzausschuß 
(Ende November/Anfang Dezember 
1978) wird das Gesetz mit den evtl. Än­
derungen zur 2. und 3. Lesung wieder 
in das Plenum kommen. Man hofft, daß 
dieses noch im Dezember 1978 gesche­
hen wird. Danach geht das Gesetz an 
den Bundesrat zur Beschlußfassung. 
Es bleibt zu hoffen, daß das Gesetz 
so zügig durch die parlamentarischen 
Stationen läuft, daß es noch zum 
1. 1. 1979 in Kraft treten kann. Oder 
wird es erst Anfang/ Mitte des Jahres 
1979? 

Da auch bei der ersten Beratung aus 
dem Zusammenhang gerissene Argu­
mente negativ verwendet wurden, wird 
der Deutsche Feuerwehrverband den 
Bundestagsfraktionen diese Punkte rich­
tlgstellen und entspreChende Unterlagen 
nochmals zur Verfügung stellen. 

Richtig ist: Das geschätzte Jahresauf­
kommen 1978 (bei 5 % Steuersatz) liegt 
noch unter dem Aufkommen, welches 
die Feuerwehren 1978 nach dem Steuer­
satz von vor 1974 gehabt hätten. Also 
keine Erhöhungen um 50 % oder 28 % 
oder 20 %1 

Richtig Ist: Der Deutsche Feuerwehr­
verband hat sich wie kein anderer in 
der letzten Zeit um eine beschleunigte 
Beratung im Parlament bemüht. 

Richtig Ist: Das Aufkommen aus der 
Feuerschutzsteuer wird zweckgebunden 
zur Förderung des Feuerlöschwesens 
und des vorbeugenden Brandschutzes 
in allen Bundesländern verwendet. 
Falsch ist die Behauptung, daß diese 
Gelder auch für andere Zwecke in den 
Ländern verwendet werden. 
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Richtig Ist: Die Aufwendungen der Län­
der für den Brandschutz kommen zu 
ca. 34 % aus der Feuerschutzsteuer. 
Irreführend ist eine Diskussion, die 
Steuer betrage nur knapp 10 %, indem 
man den Wert des Landes NRW ver­
sucht, auf Bundesebene zu verallgemei­
nern. 

Zu einfach Ist es: Beseitigung der Feu­
erschutzsteuer zu einem Zeitpunkt, wo 
noch nicht ersatzweise andere Finanz­
quellen direkt im Zugriff zur Verlügung 
stehen. Diese Handlung gefährdel die 
Sicherheit der Bevölkerung in sehr star­
kem Umfang. Bereits jetzt sind über 
1000 Brandtote und eine Brandscha­
denssumme von rund 3,3 Milliarden 
jährlich in der Bundesrepublik zu bekla­
gen. 

Richtig Ist: Die Feuerwehren der Bun­
desrepublik verzeichnen jährlich rund 
500 000 Einsätze bei Bränden und Tech­
nischen Hilfeleistungen. Davon betragen 
die Brandeinsätze rund ein Drittel! Die 
rund 1,6 Mio. Einsätze der Feuerwehren 
Im Rettungsdienst- und Krankentransport 
gehören nicht zum Bereich der Einsatz­
zahlen bei der Diskussion um die Feuer­
schutzsteuer, weil die Ausstattungen 
der Feuerwehren für diesen Einsatzbe­
reich nicht aus der Feuerschutzsteuer 
bezuschußt werden! Die Einbeziehung 
dieser 1,6 Mio. Einsätze ist eine Verläl­
schung der Vergleichszahlen. 

Richtig Ist: Zustimmung der Parteien 
des Bundestages zum Gesetzenfwurf 
des Bundesrates sowie eine zugige Be­
ratung, damit es zum 1. 1. 1979 in Kraft 
treten kann. 

Nachstehend der Wortlaut der Redner 
bei der ersten Lesung des Feuerschutz­
steuergesetzes am 9. 11 . 1978 im Bun­
destag: 

von der Heydt Freiherr von Massenbach 
(CDU/CSU): Herr Präsidentl Meine Damen 
und Herrenl Der Bundesrat hat am 7. Juli 
1978 beschlossen, im Bundestag gemäß 
Art 76 Abs. 1 des Grundgesetzes den Entwurl 
eines Feuerschutzsteuergesetzes einzubrin­
gen, das aus Drucksache 8/ 21 72 vom 
9 Oktober 1978 mit einer Stellungnahme der 
Bundesregierung vorliegt. Der Staatssekretar 
des zuständigen Fachministenums beln" 
für die Bundesregierung soeben den Raum. 
Ich bedanke mich, Herr Staatssekretär, daß 
Sie bei dieser wichtigen Beratung anwesend 
Sind. 

Bei der Feuerschutzsteuer handelt es sich 
um eine der kleinsten von 26 BagateUsteuem. 
518 fließt den Landern zu und ist zweckge­
bunden ausschließlich zur Förderung des 
Feuerlöschwesens und des vorbeugenden 
Brandschutzes zu verwenden Die Feuer­
schutzsteuer geht auf ein Reichsgesetz über 
die BeaufsIChtigung der privaten VersICherun­
gen und Sparkassen aus dem Jahre 1931 
zurück. Es besieht in der modernen Form 
seit 1939 und gilt in den Bundesländern als 
Landesrecht fort. 
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Am 3 März 1969 einigten SICh die Länder 
in einem Staatsvertrag uber die Verteilung 
des Aufkommens untereinander, und zwar 
in einer Weise, die fiskalische und staatliche 
Gesichtspunkte eindeutig stärker als diejeni­
gen der betroffenen Feuerwehren berücksich­
tigte. Das Aufkommen dieser Steuer hat sich 
In den letzten 28 Jahren verzehnfach!. Es 
betrug 1950 19 Millionen DM und Wird 1978 
mcht, wie von der Regierung oder vom Aus­
schuß fur Steuerschatzung amtlich geschätzt, 
zirka 170, sondern eher 194 Millionen DM 
betragen. Damit beträgt dieses Aufkommen 
weniger als 0 ,6 Promille des gesamten 
Steueraufkommens, das fur 1978 auf 315,5 
Milliarden DM geschätzt wird Es ist wichtig , 
diese Größenordnung zur Kenntnis zu neh­
men, wenn man SICh über die m6ghche Ver­
änderung dieser Steuer Gedanken macht, 
um die Relationen im Auge zu behalten. 

Mit dem Aufkommen von Zirka 194 Mllhonen 
DM Im Jahre 1978 Wird also wieder das Spit­
zen aufkommen des Jahres 1974 erreicht, 
das 196 Millionen DM betragen hatte Der 
Betrag war dann in den darauffolgenden 
zwei Jahren bis 1976 auf den Tiefststand 
der Kurve mit ungefähr 171 Millionen DM 
abgesunken. 

Dte CDU/ CSU-Bundestagsfraktion hält eine 
ausreichende technische Ausstattung der 
Feuerwehren fur unabdingbar. 

Wir halten dies angesichts des aufopferungs­
vollen Einsatzes der in den Feuerwehren 
lallgen Männer. insbesondere In den freiwilli­
gen Feuerwehren, und im Interesse der 
Allgemeinheit fur eine Selbstverständlichkeit. 

Wir stellen mit Sorge fest, daß die Ausstattung 
der Feuerwehren vor allem In den ländlichen 
Räumen nicht überall so ist, wie sie sein 
mußte. Die Folge davon ist leider, daß größere 
RiSiken für Leib und Leben der Feuerwehr­
männer und größere RiSiken fur das vom 
Feuer bedrohte Eigentum der Bürger bestehen 
und daß dementsprechend auch größere 
Versicherungskosten von der Versichertenge­
meinschaft getragen werden müssen. Wir 
wollen und, so glaube ich, mussen hier rasch 
Abhilfe schaffen. 

Wir müssen kritisieren, daß der Bundesfinanz­
minister verordnet hat - das war seiner-
zeit Bundesminister Apel - , die verbundenen 
Versicherungen auf Gebäude und Hausrat 
ab 1974 von der Feuerschutzsteuer freizustel­
len, ohne die Konsequenzen mit den Ländern 
und Gemeinden geklärt zu haben. Man erin­
nert sich dabei auch an ein anderes Steuer­
gesetz, nämlich an die Lohnsummensteuer, 
wo offenbar auch eine Klärung mll den Betrof­
fenen nicht rechtzeitig in Gang gesetzt worden 
ist. 

Wir mussen auch kritisieren, daß die Lander 
vl8retnhalb Jahre gebraucht haben, um die 
AUSWirkung dieser Veränderung zur Kenntnis 
zu nehmen und einen Losungsvorschlag 
vorzulegen. 

Schließlich mussen wir kritiSieren, daß die 
Hamburger Verteilungsvereinbarung, nämlich 
jene vom März 1969, zu abSOlut und relativ 
höchst unterschiedlichen Aufkommensniveaus 
und Aufkommensverläufen in den verschiede­
nen ländern gefuhrt hat 

Die Erhebung und Verteilung dieser MtOlsteuer 
ist so kompliziert . daß ihre Wirkungsweise 

von vielen, auch von den Betroffenen, oft 
nICht richtig erkannt und eingeschätzt wird 

Wenn wir dieses Gesetz im Ausschuß bera­
ten, müßten wir eigentlich den Versuch ma­
chen, die Grundsatzproblematik dieser Sleuer 
jetzt zu lösen Wie die Steuerreformkommis­
sien schon im Jahre 1971 feststellte, kann 
die Rechtfertigung dieser Steuer in ihrer jetzt­
gen Form zweifelhaft sein. Der Vorsrtzende 
der Deutschen Steuergewerkschalt, Freders­
dort, nennt sie ein Relikt abgestandener Zei­
ten, das abzuschaffen sei. Er hält es für uner­
traglich, neue Steuerkomplikationen vorzu­
sehen. 

Alt das, meine Damen und Herren, haben 
wir bedacht. Unser Respekt vor dem Dienst 
der Feuerwehren und vor dem Ertordernis 
ihrer angemessenen Ausstattung sowie vor 
ihrem Anspruch auf eine rasche Entscheidung 
in dieser Frage hat fur uns zur Zeit größeres 
Gewicht als alle steuertechnischen Einzelstrei­
hgkeiten 

Wir können es nicht verantworten, daß der 
Feuerwehrdienst. den wir als einen geradezu 
vorbildlichen demokratischen Selbsthilfedienst 
der Bürger betrachten, Prügelknabe einer 
langatmigen Debatte um steuerliche Fachfra­
gen wird Wir wollen den Feuerwehren, denen 
Wir fur Ihren Einsatz danken, helfen Das 
können Wir Im Augenblick am besten nur 
mit einer raschen Entscheidung. Deshalb 
sind wir bereit, uns auf einen vernunftigen 
Steuersatz für die Wettbewerber - das ist 
die einzige Frage. die hier zur Zelt offenbar 
strittig zu sein scheint - zu einigen, 

Wir SChlagen deshalb als Grundlinie folgendes 
vor: 
, . Die Feuerschutzsteuer bleibt vorerst beste­
hen. 

2. Ab 1979 werden die verbundenen Tarife 
mit pauschalierten Anleilen wieder der Feuer­
schutzsteuer unterworten, 

3. Der Tarif fur Monopolanstalten bleibt unver­
ändert bei 12 %. 

4 Der Tarif fur Wettbewerber Wird vereinhelt­
hcht. und zwar - wenn es sein muß - auf 
5 %, wie es die Bundesregierung vorschlägt. 

5. Der vorbeugende BrandSChutz und die 
Brandbekämpfung bleiben eine wichtige öf­
fentliche Aufgabe, die auch in Zukunft aus 
den allgemeinen Haushalten angemessen 
bedient werden muß. 

Meine Damen und Herren, zum Schluß noch 
ein Wort , damit die Betroffenen, also die 
Versicherungen, Lander, Regl8rungspraslden­
ten, Gemeinden. vor allem - das soll keiner 
vergessen - die Feuerwehren und - last 
not least - die Bürger, nicht mit zweifelhaften 
Zahlen verwirrt werden. Die Feuerschutzsteuer 
bringt im Jahr 1978, wie ich vorhin sagte, 
zirka 194 Mllhonen DM und nicht, wie amthch 
geschätzt, 170 Millionen DM. Der Bundesrats­
vorschlag erbrachte für 1979 295 Millionen 
DM. Das Sind 100 Milhonen DM mehr als 
1978 und bedeutet eine Erhöhung um über 
50 %. Der Vorschlag der Bundesregierung 
erbrächte fur 1979 ein Aufkommen von 249 
Millionen DM Das sind zirka 55 Millionen 
DM mehr als 1978 oder eine Zunahme von 
28 %. Nähme man einen einheitlichen Steuer­
satz für die Wettbewerber, die offentllch-recht­
lichen WI9 die privaten. von 4 0,.0, so käme 
Immerhin noch ein Gesamtvolumen von 234 



Millionen DM heraus. Das sind 40 Millionen 
DM mehr als im laufenden Jahr, und eine 
Steigerung um 20 %. 

Warum nenne ich diese Zahlen? Weil die 
Öffentlichkeit schon oft von der Bundesregie­
rung, was Steuern anlangt, falsche Zahlen 
vorgelegt bekommen hat. Diesem Mangel 
will ich abhelfen. 

Präsident Carstens: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Dr. Weber (Köln). 

Or. Weber (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Den Vorwurf, daß die 
Länder allgemein diesen Gesetzentwurf nicht 
zügig beraten hätten, muß ich zurückweisen; 
denn es waren die sozialdemokratisch geführ­
ten Länder Hessen und Nordrhein-Westfalen, 
die bei der Erarbeitung dieses Gesetzentwurfs 
führend waren. Von anderen ländern hat 
man nichts gehört. Das Land Hessen hai 
heule auch noch die Federführung bei diesem 
Gesetzentwurf auf Bundesratsebene. 

Die Initiative des Bundesrates, das Feuer­
schutzsteuergesetz inhaltlich dadurch zu 
verändern, daß die verbundenen Hausratsver­
sicherungen und die verbundenen Gebäude­
versicherungen wieder in die Feuerschutz­
steuer einbezogen werden und der Unter­
schied in der Besteuerung der freiwillig abge­
schlossenen Versicherungen der öffentlich­
rechtlichen Versicherungsunternehmen und 
der privaten Versicherungsunternehmen be­
seitigt wird , wird sicherlich im Finanzausschuß 
mit der gebotenen Sorgfalt beraten. 

Es waren insbesondere die Vertreter der 
freiwilligen Feuerwehren, die in den letzten 
Wochen und auch heute noch darum gebeten 
haben, die Beratungen des Entwurfs zu be­
schleunigen, weil sie dringend auf eine bes­
sere finanzielle Ausstattung angewiesen seien. 
Lassen Sie mich deshalb vorweg eine Fest­
stellung treffen: Die sozialdemokratische 
Bundestagsfraktion erkennt an, daß die rund 
eine Million freiwilliger Feuerwehrleute mit 
einem vorbildlichen bürgerschaftlichen Enga­
gement die öffentliche Aufgabe des Brand­
schutzes unter Einsatz ihres lebens und 
ihrer Gesundheit ehrenamtlich wahrnehmen. 
Lassen Sie mich an dieser Stelle und bei 
dieser Gelegenheit für die sozialdemokratische 
Bundestagsfraktion diesen freiwilligen Helfern, 
aber auch ihren Frauen, die ebenfalls viele 
Opfer bringen müssen, einmal in aller Form 
Dank sagen. 

Die freiwilligen Feuerwehren haben - sie fei­
ern in diesem Jahr ihr 125jähriges Bestehen -
deshalb auch ein berechtigtes Interesse, 
ausreichend für die Bekämpfung der Brandge­
fahren ausgerüstet zu sein. 

Nach der Statistik wurden in der Bundesrepu­
blik Deutschland im letzten Jahr rund 1,53 
Milliarden DM für den Brandschutz ausgege­
ben, wovon rund 987 Millionen DM auf die 
Berufsfeuerwehren entfielen, die von diesem 
Gesetzentwurf allerdings gar nicht betroffen 
sind, und 541 Millionen DM von den ländern, 
Kreisen und Gemeinden in Form von Sach­
aufwendungen für die freiwilligen Feuerwehren 
bereitgestellt worden sind. 

In der zuletzt genannten Summe ist auch 
das Aufkommen aus der Feuerschutzsteuer 
in Höhe von rund 182 Millionen DM im Jahre 
1977 enthalten. Das bedeutet, daß die Länder, 

Kreise und Gemeinden für den Bereich der 
freiw~ligen Feuerwehren 359 Millionen DM 
aus Haushaltsmitteln aufgewendet haben. 

Da jährlich volkswirtschaftliche Werte in Höhe 
von rund 3 Milliarden DM durch Brandschäden 
vernichtet werden und bei Schadenfeuern 
jährlich annähernd tausend Menschen ums 
leben kommen, wird deutlich, daß ohne die­
sen finanziellen Einsatz der Schaden viel 
größer wäre und daß deshalb auch in Zukunft 
die Feuerwehr technisch gut ausgerüstet 
sein muß. Aus dieser Sicht steht es außer 
Zweifel , daß jede zusätzliche Mark für die 
freiwilligen Feuerwehren eine notwendige 
Hilfe ist. 

Aber, meine Damen und Herren, wir werden 
uns natürlich im Rahmen der Beratung im 
Finanzausschuß auch - und daran kommen 
wir nicht vorbei, wenn wir das alles ernsthaft 
machen wollen - mit dem Argument der Deut­
schen Steuergewerkschaft und vorher auch 
mit dem Argument der Steuerreformkommis­
sion zumindest in den Ansatzpunkten ausein­
andersetzen müssen, die meinen, die Feuer­
schutzsteuer sei völlig aufzuheben, weil das 
Aufkommen aus dieser Steuer in keinem 
Verhältnis zum Gesamtsteueraufkommen 
stehe und weil die Beseitigung dieser Steuer 
ein Beitrag zur Steuervereinfachung sei. Das 
Letztere stimmt sicherlich nicht, denn es 
gibt keine Steuer, die so einfach erhoben 
werden kann wie die Feuerschutzsteuer und 
die von so wenigen Steuerschuldnern aufge­
bracht wird. Was kompliziert ist, ist der Vertei­
lungsschlüssel dieser einmal erhobenen 
Steuer. Da müssen sich die Länder einmal 
zusammensetzen und nach einem einfacheren 
Weg suchen. 

Wir werden auch zu prüfen haben, ob die 
insbesondere von der Versicherungswirtschaft 
angeführten Gründe der Verfassungskonfor· 
mität durchgreifen, der Brandschutz sei eine 
öffentliche Aufgabe, die dadurch entstehenden 
Kosten seien von der Allgemeinheit zu tragen, 
das Aufkommen aus der Feuerschutzsteuer 
dürfe nur zweckgebunden für diese Aufgabe 
verwendet werden und sie dürfe deshalb 
auch nur in der Höhe erhoben werden, wie 
dies zur Finanzierung des eigentliChen Brand­
schutzes nötig sei. Da gibt es unterschiedliche 
Statistiken über den Anteil der Brandeinsätze 
im Verhältnis zu den Gesamteinsätzen. Davon 
wird es letztlich auch abhängen, ob der Vor­
schlag des Bundesrates, den Steuersatz 
auf 6 % zu erhöhen, oder der Vorschlag 
der Bundesregierung, den Steuersatz auf 
5 % zu erhöhen, im Hinblick auf die Aufgaben 
der Feuerwehren und deren Finanzierung 
angemessen erscheint. 

Die SPD-Fraktion verkennt nicht die Bedeu­
tung der öffentlichen Aufgabe des Brand­
schutzes. Sie stimmt daher der überweisung 
an den Finanzausschuß zu und will damit 
auch einen Beitrag leisten, der sicherstellt, 
daß das Feuer nicht nur mit Wasser, sondern 
auch mit den erforderlichen Geräten gelöscht 
werden kann. 

Präsident Carstens: Das Wort hat Frau 
Abgeordnete Matthäus-Maler. 

Frau Matthäus-Maier (F.D.P.): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Wir behandeln hier heute in erster Lesung 
den Entwurf eines Feuerschutzgesetzes des 

Bundesrates. Den meisten Bürgern wird die 
Feuerschutzsteuer überhaupt unbekannt 
sein. Es handelt sich dabei um eine Steuer, 
die aufgrund eines Reichsgesetzes aus 
dem Jahre 1939 und elf entsprechenden 
landesgesetzen erhoben wird , und zwar 
auf das Versicherungsentgelt, das der Versi· 
cherungsnehmer einer Feuerversicherung 
an die Versicherung zahlt. Das Aufkommen 
betrug 1977 183 Millionen DM. Der Bundesrat 
beantragt nun, das Aufkommen aus der 
Feuerschutzsteuer um 60 Millionen DM zu 
erhöhen, und zwar einmal durch die Einbezie­
hung der verbundenen Hausratsversicherung 
und der verbundenen Gebäudeversicherung 
in die FeuerSChutzsteuer und zum zweiten 
durch eine Neufestsetzung der bisher unter­
schiedlichen Steuersätze tür private und öf­
fentliche Versicherungen auf einheitlich 6 %. 

Meine Damen und Herren, die F.D.P.·Fraktion 
vermag diesem Anliegen des Bundesrates 
nicht zu folgen. Erstens ist die Feuerschutz­
steuer eine reine Zwecksteuer. Sie wird erho­
ben. wie es im Gesetz heißt, " zur Förderung 
des Feuerlöschwesens und des vorbeugenden 
Brandschutzes" . Das Aufkommen ist also 
zu 1 00 % zweckgebunden. Nun sind aber 
Zwecksteuem nach Ansicht führender Steuer­
rechtsexperten ein entscheidender Grund 
für Undurchsichtigkeit und mangelnde Syste­
matik unseres Steuerrechts. Dies ergibt sich 
einmal daraus, daß Steuern im Unterschied 
zu Gebühren und Abgaben, die für einen 
konkreten Gegenzweck gezahlt werden, zur 
Beschattung von allgemeinen Haushaltsmitteln 
dienen. Man stelle sich vor, daß die öffentliche 
Hand auch für andere öffentliche Aufgaben -
das Feuerlöschwesen ist ohne Zweifel 
eine öffentliche Aufgabe - Zwecksteuern 
nach Art der Feuerschutzsteuer erheben 
würde. So wäre z. B. der Feuerschutzsteuer 
durchaus vergleichbar, wenn die öffentliche 
Hand, die ja auch z. B. für überschwemmun­
gen Vorsorge zu treffen hat, eine Wasser­
schutzsteuer einführte - keiner könnte etwas 
systematisch dagegen sagen - oder zur 
Finanzierung der Polizei zum Schutz vor 
Verbrechen eine Verbrechensschutzsteuer. 
Diese Beispiele sollen zeigen, daß nach unse· 
rer Ansicht eine reine Zwecksteuer, wie die 
Feuerschutzsteuer sie darstellt , oder, wie 
man sie auch nennt, eine parafiskalische 
Abgabe der Systematik unseres Steuerrechts 
klar zuwiderläuft und ein Relikt aus früheren 
Zeiten darstellt. 

Die Feuerschutzsteuer oder eine Zwecksteuer 
allgemein trägt außerdem dazu bei, die 
Durchsichtigkeit des Steuerrechts tür die 
betroffenen Bürger zu erschweren. Aus die­
sem Grunde forderte nicht nur die Steuerre­
formkommission von 1971, sondern fordert 
auch die Deutsche Steuergewerkschaft, die 
Feuerschutzsteuer zu streichen, um die 
Transparenz des Steuerrechts insgesamt 
für den Bürger zu erhöhen. 

Ich darf darauf hinweisen, daß auch die EG­
Kommission sich stets für die Abschaffung 
solcher parafiskalischer Abgaben ausgespro­
chen hat, wie sie die Feuerschutzsteuer dar­
stellt. So sah z. B. - ich zitiere - der Vorent· 
wurf einer Richtlinie über die Harmonisierung 
der indirekten Steuern auf Versicherungen 
aus der Zeit der noch nicht erweiterten Euro­
päischen Gemeinschaft die Einbeziehung 
der Feuerschutzsteuer , die es ohnehin nur 
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In der Bundesrepublik Deutschland und in 
Luxemburg gab, In die Versicherungsteuer 
vor 

MeIne Damen und Herren, In einer Zeit, in 
der sich der Bürger zu Recht daruber beklagt, 
daß das Steuerrecht von Tag zu Tag undurch­
sichtiger fur ihn wird , kann es nach Ansicht 
der FD P.-Fraktion nicht darum gehen eine 
Zwecksteuer weiter zu erhohen, sondern 
Aufgabe des Tages muß es vielmehr setn, 
die Unubersichthchkelt des Steuerrechts zu­
gunsten von mehr Durchsichtigkeit zu beseiti­
gen. Eine Erhöhung der Feuerschutzsteuer 
würde nach unserer Ansicht diesem Ziel 
zuwiderlaufen. 

Zweitens Die Feuerschutzsteuer Ist eme 
Bagatellsteuer , Herr von der Heydt sagte 
sogar ,. Mlnlsteuer" und wies zu Recht darauf 
hin: eine der kleinsten Steuern überhaupt 
Die F.D.P hat beschlossen und es durch 
mich immer wieder Im Bundestag vortragen 
lassen, daß es unser Ziel ist, Bagatellsleuern 
abzuschaffen Denn neben verschiedenen 
anderen Maßnahmen zur Vereinfachung 
unseres Steuersystems dient auch die Ab­
schaffung von Bagatellsteuern einer Vereinfa­
chung und einer größeren Transparenz des 
Steuerrechts 

(Zuruf von der CDU/CSU: Was ist denn mit 
der Gewerbekaprtalsteuer?) 

- Mit der Gewerbekapitatsteuer? Herr Kollege, 
ich habe doch hier In diesem Hause - ich 
glaube, es war vor zwei Wochen - ausdrück­
lich gesagt, daß die FD.P für eine Abschaf­
fung der Gewerbesteuer uberhaupt Ist; nur 
nicht alles auf einmal und alles Jetzt Wir 
meinen, daß mit der Abschaffung der Lohn­
summensteuer ein ganz entscheidender 
Schntt getan worden Ist, der durch Ihr Verhal­
ten im Vermittlungsausschuß leider bis jetzt 
blockiert ist 

Ein solcher Wegfall von Bagalellsteuern trägt 
nämlich nicht nur dazu bei, das hochst un­
ubersichUich gewordene Steuerrecht um 
ein ganzes Gesetz zu entschlacken, sondern 
wurde auch den Burger von dem immer weiter 
um sich greifenden Mißtrauen befreien, daß 
der Staat Ihm bei jeder passenden und un­
passenden Gelegenheit und möglichst unbe­
merkt das Geld aus der Tasche zieht . Ange­
sichts unserer Absicht, möglichst viele Baga­
lellsteuem abzuschaffen, können wir uns 
nicht damIt einverstanden erklären, zum Jetzi­
gen Zeitpunkt eine Bagatellsteuer sogar noch 
zu erhohen. Im Gegenteil, Wir Sind der Mei­
nung, auch die Feuerschutzsteuer als Zweck­
steuer und als Bagatellsteuer mußte eigentlich 
abgeschafft werden 

Wenn wir uns nicht bereits bei diesem vorlie­
genden Gesetzentwurf für eine völlige Ab­
schaffung einseizen, dann nur deshalb, weil 
Wir erst eine Gesamtkonzeption uber die 
nach unserer AnSicht zu beseitigenden Baga­
tellsteuem und die finanzIellen AlternatIVen 
vorlegen wollen. Im Rahmen einer sok::hen 
GesamtrevIsIon kann nach unserer AnSicht 
auch die Feuerschutzsteuer nicht aufrechter­
halten bleiben. Hinzu kommt. daß bei einer 
Isoherten Streichung der Feuerschutzsteuer 
nicht damit zu rechnen wäre, daß die Versi­
cherungsunternehmen die Erle ichterung an 
die Versicherungsnehmer weitergeben wur­
den. Unser Ziel ist es aber nicht, den Versi­
cherungsuntemehmen eine SteuererlelChte-
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rung zu verschaffen, sondern unser ZI9:I wäre 
es gerade, durch Streichung der Feuerschutz­
steuer die Prämien für die Versicherungsneh­
mer zu senken. 

Drillens. Der Bundesrat beabsichtigt mit 
seinem Gesetzentwurf eine Anhebung der 
Feuerschutzsleuer um 60 Millionen DM. Herr 
von der Heydt, möglicherweise haben wir 
unterschiedliche Zahlen, aber das Problem 
bleibt das gleiche. 

Dies Sind gegenüber dem bisherigen Auf­
kommen von 180 Millionen DM mindestens 
30 % mehr. Wir hatten es nicht für richtig, 
in einem Moment, in dem wir durch das 
Steuerpaket, von dem Ich sage, daß es nach 
unserer AnSicht leider von Ihnen bis heute 
blockiert wird, deutliche Steuererleichterungen 
fur den Borger und fur die Wirtschaft verab­
schieden, gleichzeitig Steuern an anderer 
Stelle zu erhöhen. Wir meinen also. eine 
Erhöhung der Feuerschutzsteuer - gleich 
um 30 % - paßt beim besten Willen nK:ht 
in die steuerpolitische Landschaft. 

Nun wird uns entgegengehalten, die Ableh­
nung der Erhöhung der Feuerschutzsteuer 
wurde zu einer BeeinträChtigung des Feuer­
schutzes und damit zu einer verstärkten Ge­
fahr fur die öffenlliche SK:herheit fuhren. Dabei 
Wird übersehen, daß schon heute die Einnah­
men aus der Feuerschutzsteuer bei weitem 
nicht die Ausgaben fur die Feuerbekämpfung 
decken. 

Nehmen Sie als Beispiel das Land Nord­
rhein-Westfalen. Die Kosten des Brandschut­
zes betrugen im Lande Nordrhein-Westfalen 
460 Millionen DM Das Aufkommen aus der 
Feuerschulzsteuer in diesem Lande beträgt 
32 Millionen DM. Die gewunschte Erhöhung 
wurde dem Lande Nordrhein-Weslfalen ein 
Aufkommen von weiteren 12 Millionen DM 
bescheren. Damit würde auch nach einer 
Erhöhung der Feuerschutzsteuer das Land 
Nordrhein-Westfalen seine Unkosten beim 
Feuerschutz nicht einmal In Hohe von 10 '0 
decken Das bedeutet, daß schon heute die 
FInanzmittel fur den Brandschutz ganz ober­
wiegend aus den allgemeinen Haushaltsmit­
teln kommen. Unsere Meinung ISt die, daß 
auch die knapp 10 %, die noch übrigbleiben, 
über die allgemeinen Haushaltsmitlel des 
öffentlichen Haushalts abgewickelt werden 
sollten. Ich betone ausdrücklich: Unser Ziel 
ist es, daß die Feuerwehrleute an dieses 
Geld herankommen. aber nicht auf diesem 
Wege 

DI9: offenttiche Aufgabe des Feuerschutzes 
Wird In außerordenttlch starkem Umfange 
gerade von freIWilligen Kräften durchgefuhrt. 
In diesem Bereich arbeiten rund eine MIllion 
freIWillige Feuerwehrmänner, die ehrenamttich 
und unter Aufopferung von Freizeit , Gesund­
heit und nicht selten auch unter Einsatz ihres 
Lebens diese wichtige öffenttiche Aufgabe 
wahrnehmen. Allein die freiwilligen Feuerweh­
ren beklagen Jedes Jahr 15 bis 20 Todesopfer, 
und etwa 4500 Feuerwehrleute werden mehr 
oder weniger schwer verletzt. Das wenigste , 
was wir für diese Männer tun können, ist, 
sie persönlich gut auszurusten und ihnen 
techniSCh ausgereIftes Material an die Hand 
zu geben 

Ich glaube also, es ist der richtige Weg, auch 
in Höhe des Restbedarfs die Feuerwehren 
in Zukunft uber die Öffentlichen Haushalte 

zu finanzieren , um sie auf diese Weise in 
den Stand zu versetzen, ihre schwere Arbeit 
zu tun. Dies läge auch im Interesse der Feu­
erwehren und ihrer öffentlichen Anerkennung. 

Die SteuerreformkommissIon hat im Jahre 
1971 gesagt, ein verstärkter Einsatz allgemei­
ner Haushaltsmittel- das ist jetzt wörtlich -
könnte zudem geeignet sein, die Notwendig­
keit des Brandschutzes mehr als bisher in 
das Bewußtsein der Öffentlichkeit zu rücken 
und deutlich zu machen, daß der Brandschutz 
eine offentliche Aufgabe ist. 

Wir sind der Ansicht, die Feuerwehrleute 
sollten mit ihrer wichtigen Arbeit nicht auf 
die Finanzierung aus einem solchen finanzpo­
HUschen Relikt angewiesen sein. Sie haben 
ein Recht darauf. angemessen aus allgemei­
nen Haushaltsmitteln zur Bekämpfung der 
Feuergefahr in den Stand gesetzt zu werden. 
Wenn wir der Erhöhung widersprechen, dann 
nicht, weil wir eine möglicherweise schlechtere 
Ausslattung der Feuerwehren hinnehmen 
wollten, sondern weil wir gegen den Weg 
sind. Wir bejahen das Ob, aber wir vemeinen 
das Wie. 

Zu einer angemessenen Ausstattung der 
Feuerwehren gibt es nach unserer Ansicht 
mehrere Möglichkeiten. Ich erwähne als eine 
von mehreren möglichen nur das, was z. B. 
die EG-Kommission vorgeschlagen hatte: 
Wir sollten uberlegen, ob wir die Feuerschutz­
steuer nicht z. B. in die Versicherungsteuer 
einbeziehen können. Das wurde allerdings 
das Problem aufwerfen, das wir heute beim 
Finanzausgleich schon kennen: Die Versiche­
rungsteuer steht dem Bund zu, die Feuer­
schutzsteuer den Ländern. 

Aber lassen Sie uns doch gemeinsam die 
Probleme lösen, die möglicherweise damit 
zusammenhängen! Herr von der Heydt, ich 
hatte nach den er5ten fünf Minuten ihrer 
Rede den Eindruck, daß Sie mit uns eigentlich 
einer Meinung sind, daß Sie sich nämlich 
aufgrund der Tatsache, daß es eine Zweck­
steuer und eine Bagatellsleuer ist, gegen 
eine solche Erhöhung aussprechen wurden. 
Mit scheint Ihr Salto mortale, dann doch tür 
eine Erhöhung zu sein, eigentlich recht un­
glaubwurdig. Wir schlagen Ihnen vor. Arbeiten 
Sie mit uns gemeinsam im Finanzausschuß 
daran - alle drei Fraktionen - , andere Wege 
zur FinanZierung zu finden, statt den Weg 
der Erhöhung der Feuerschutzsteuer zu 
gehen. 

Präsident Carstens: Meine Damen und 
Herren, aufgrund einer interfraktionellen 
Vereinbarung gebe ich jetzt, wenn ich keinen 
Widerspruch höre, dem Kollegen Glos das 
Wort . 

Glas (CDUlCSU) : Herr Präsidentl Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Diese 
Debatte um die Feuerschutzsteuer hört Sich 
an, als ob es um die Milliardenbeträge gehe, 
die im VerminlungsausschuB in der vergange­
nen Nacht hin und her geschoben worden 
sind Wir haben es hier nicht mit " großer" 
Steuerpolilik zu tun, sondern mit unserem 
Versuch, hier eine Steuer wieder gerechter 
zu machen, die fur die Betroffenen genauso 
wk:htig ist , sowohl für die Feuerwehren als 
auch die Versicherungsunlernehmen. die 
diese Steuer leisten müssen und die sich 
In der Vergangenheit durch Änderung ihrer 



Tarife vom Zahlen dieser Steuer etwas freige­
schwommen haben. Wir möchten, daß diese 
wieder die Steuer erbringen müssen. Wir 
verdanken in unserem Lande jährlich zigtau­
sende Menschenleben und den Schutz von 
Hab und Gut dem Einsatz und der Opferbe­
reitschaft der Feuerwehren. Wir danken dies 
den Frauen und Männern, die sich in den 
Feuerwehren engagieren, und wir danken 
dies vor allen Dingen den vielen freiwilligen 
ehrenamtlichen Helfern. Denn es gibt bei 
uns neben den hauptamllichen Feuerwehren 
immerhin 887 000 Bürger, die sich in freiwilli­
gen Feuerwehren zusammengefunden haben, 
die bereit sind, mit Hand anzulegen, die bereit 
sind, Freizeit und Bequemlichkeit zu opfern, 
wenn es darum geht, sich für den Nächsten, 
für die Gemeinschaft tätig einzusetzen. 

Diese Feuerwehrleute gehen damit einen 
Weg, der eigentlich Vorbild sein sollte, in 
einer Zeit, wo leider immer mehr nach dem 
Staat, nach der öffentlichen Hand gerufen 
wird , wo immer mehr die Frage gestellt wird: 
was kann der Staat, was kann die Gemein­
schaft für mich tun?, statt die Frage richtig 
zu stellen. Sie müßte nämlich umgekehrt 
lauten: Was kann ich als einzelner für die 
Gemeinschaft und für unseren Staat tun? 

Es ist besonders hoch zu bewerten, daß 
es den Feuerwehren immer wieder gelingt, 
Jugendliche für diese Aufgabe zu begeistern. 
Rund 77 000 Jugendliche haben sich in den 
Jugendfeuerwehren zusammengeschlossen 
und lernen dort, für die Allgemeinheit Verant­
wortung zu tragen. Diese Zahl muß hier auch 
einmal genannt werden, wenn man immer 
wieder von der " heutigen Jugend" spricht, 
die sich - ach - so gar nicht für die Ideale 
ihrer Väter begeistern könne. 

Dieses vorbildliche Verhalten ganz besonders 
der freiwilligen Feuerwehren schont den Geld­
beutel des Steuerzahlers. Nur dadurch ist 
die breit gefächerte Organisation des Brand­
schutzes in der Bundesrepublik Deutschland 
möglich. Wer sollte das Geld für einen Ersatz 
für diese freiwilligen Helfer durch hauptamtlich 
besoldete Kräfte aufbringen? 

Daher ist es auch mehr als selbstverständlich 
- das ist das Thema der heutigen Debatte-, 
daß der Staat alles in seinen Kräften Ste­
hende tut, um diese Bereitschaft zu erhalten 
und vor allen Dingen finanzielle Grundlagen 
zu schaffen, damit immer wieder modernes 
technisches Gerät angeschafft werden kann. 
Der Staat sollte die Feuerwehren nicht zu 
reinen Kostgängern der immer leerer werden­
den öffentlichen Kassen machen. 

1977 wurden 1,53 Milliarden DM für den 
Brandschutz in der Bundesrepublik ausgege­
ben. Der Löwenanteil dieser Summe entfällt 
auf die Berufsfeuerwehren, nämlich 987 Millio­
nen DM, überwiegend für Personalkosten, 
Länder, Kreise und Gemeinden haben 1977 
für die freiwilligen Feuerwehren 541 Millio-
nen DM aufgewandt. Zu dieser beachtlichen 
Summe liefert das Aufkommen aus der Feuer­
schutzsteuer, über die wir heute reden, mit 
'82 Millionen DM einen Betrag von immerhin 
fast 34 %. Die heute anstehende Feuer­
schutzsteuer hat somit einen ganz wesentli­
chen Anteil an der Finanzierung des Brand­
schutzeinsatzes und der technischen Hilfe 
der freiwilligen Feuerwehren. Wir haben die­
ses bewährte Instrument seit langen Jahr-

zehnten, und WH" wollen dieses bewährte 
Instrument auch für die Zukunft erhalten. 

Zur Zweckbindung des Feuerschutzsteuerauf­
kommens mÖChte ich sagen, daß diese in 
einem Ländergesetz geregelt werden muß. 
Es entspricht nicht der Kompetenz des Bun­
des, dies zu regeln. 

Die finanzielle Bedeutung, die Zahlen aus 

zu prüfen und im übrigen dieses Gesetzes­
werk " Feuerschutzsteuer" schnell und zügig 
zu beraten, damit es zum 1. Januar 1979 
in Kraft treten kann. Sie können dadurch 
beweisen, daß die schönen Reden, die von 
Politikern aller Parteien immer wieder auf 
Feuerwehrlesten und bei Jubiläen gehalten 
werden, Wahrheitsgehalt haben, daß wir 
als Bundestagsabgeordnete dann, wenn 
es um die Feuerwehren geht, auch wirklich 
bei unserem Wort bleiben; und Sie können 
damit, daß wir dieses Wort halten, auch zu 
einem Stück Glaubwürdigkeit in der Politik 
beitragen. 

der Feuerschutzsteuer, sind hier hinreichend 
diskutiert. Lassen Sie mich noch sagen, daß 
der Rückgang des Steueraufkommens ge­
stoppt werden muß und daß wir dafür sorgen 
müssen, daß den Feuerwehren aus dieser 
Steuer wieder mehr Geld zufließt, damit sie 
einen Investitionsruckstand, den sie in den 
letzten Jahren gehabt haben, aufholen können 
und mit ihrem Gerät an die modeme techni­
sche Entwicklung anschließen können. 

Ich mÖChte in diesem Zusammenhang den 
Kollegen, die die Ausschußberatungen zu 
führen haben, noch ein spezielles bayerisches 
Anliegen mit auf den Weg geben; es geht 
um die ländlichen Brandunterstützungsvereine, 
die ihren Mitgliedern im Brandfall durch Geld­
leistungen und gegenseitige Hilfe - Nachbar­
schaftshilfe, Natur1eistungen - Entschädigun­
gen gewähren. Bei diesen Brandunterstüt­
zungsvereinen sollte man eine Anhebung 

Ich bin sehr froh darüber, daß ich Gelegenheit 
habe, hier im DeutSChen Bundestag namens 
meiner Kollegen von der CDUlCSU-Fraktion 
den Hunderttausenden von Feuerwehrleuten 
draußen im Lande für ihr Engagement, für 
ihren Einsatz und für ihre Opfer zu danken 
und ihnen zu versichern, daß die CDUICSU­
Bundestagsfraktion weiter nachdrücklich für 
die berechtigten Belange der Feuerwehren 
eintreten wird. 

des Freibetrages im Gesetz fest verankern. 
Ich bitte Sie, meine sehr verehrten Kollegin­
nen und Kollegen vom Finanzausschuß, des­
halb, dieses Anliegen besonders wohlwollend 

VIzepräsident Or. Schmltt-Vockenhausen: 
Meine Damen und Herren, weitere Wortmel­
dungen liegen nicht vor. Ich schließe die 
Aussprache und schlage vor, die Vorlage 
an den Finanzausschuß zu überweisen. -
Ich sehe und höre keinen Widerspruch; es 
ist so beschlossen. 

STELLENAUSSCHREIBUNG 

Beim Bundesverband für den Selbstschutz, bundesunmittelbare 
Körperschaft des öffentlichen Rechts (Geschäftsbereich des Bun­
desministers des Innern), ist ab Januar 1979 eine Stelle für den 
(die) 

Leiter(ln) des Fachgebiets Öffentlichkeitsarbeit 
In der BVS-Landesstelle Baden-Württemberg 

In Stuttgart 

zu besetzen. 

Gesucht wird einte) Mitarbeiter(in) , der (die) den Zivil-, Katastro­
phen- und Selbstschutz durch Ausstellungen, Vorträge, Diskus­
sionen und sonstige PR-Maßnahmen überzeugend darstellen 
kann. Insbesondere soll der Kontakl mit Presse, Hörfunk und 
Fernsehen gepflegt werden. 
Bewerber mit entsprechenden Fachkenntnissen werden bevor­
zugt. Auch Journalisten und PR-Fachleute können sich bewerben; 
fehlendes Fachwissen wird vermittelt . 

Geboten werden: 
Vergütung bis Verg.-Gr. IVa BAT; zusätzliche Altersversorgung, 
Beihilfe in Krankheits- und Unterstützung in Notfällen; Zuschuß 
zum Mittagessen; Trennungsgeld und Umzugskostenvergütung 
entsprechend den gesetzliChen Bestimmungen. 

Bewerbungen mit ausgefüll tem Personalbogen (wird auf Anforde­
rung Übersandt), handgeschriebenem Lebenslauf, Zeugnissen, 
Befähigungsnachweisen und Lichtbild aus neuester Zeit werden 
bis zum 20. Dezember 1978 erbeten an den 

BUNDESVERBAND FÜR DEN SELBSTSCHUTZ 
- BundeshauptsteIle -

EUPENER STRASSE 74 , 5000 KöLN 41 
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Lehrgangszeitplan A17 29. 1.-2. 2. AL Netz-Kabel für Truppführer-
(22. 12. 78) Anwärter der E-Gruppe 

I. Halbjahr 1979 'A 18 5. 2.-9.2. AL "Grundlagen der Führung im 
(2. 1. 79) Kataslrophenschutz" - Teil A 

der Katastrophen-
(Slab HVB Lk. Steinfurt) 

A19 5. 2.-9. 2. AL für Führer der Führungsgruppe 

schutzschule 
(2. 1. 79) "Technische Einsatzleitung" 

A 20 5. 2.-9. 2. AL " Zusammenwirken der Fach-

des Bundes 
(2. 1. 79) dienste im Einsatz" - Teil A 

A 21 5. 2.-9. 2. FL 11 für Führungskräfte des 
(2. 1. 79) Veterinärdienstes 

A22 5. 2.-9.2 FL für Zugführer der Fernmelde-
(2. 1. 79) Einheiten (FM-Züge) 

Katastrophenschutzschule des Bundes in Ahrweiler A 23 5. 2.-16. 2. SL " Aluminiumschweißen" 
(2. 1. 79) 

Lehrg Zeit Lehrgangsart 'A 24 12. 2.-16.2 AL " Grundlagen der Führung im 
Nr (Meideschluß) (8. 1. 79) Kataslrophenschutz" - Teil A 

a ' Le hrgä nge des Katastrophenschutzes 
(Stäbe HVB Stadt Wolfsburgl 
Lk. Gifhorn) 

'A 1 8. 1.-12. 1. SL " Ausbildungslehre I" (Didaklik! 
12. 2.-16. 2. (4 12. 78) Methodik) fur Angehörige des 'A 25 AL " Führen im Katastrophenschutz" 

Warndienstes 
(8. 1. 79) - Stufe 1 (Stab. HVB Stadt 

Braunschweig) 
'A 2 8. 1.-12. 1. AL " Grundlagen der Führung im 

(4 12.78) Katastrophenschutz" - Teil A A26 12. 2.-16. 2. AL " Zusammenwirken der Fach-

(Stab HVB Stadt Osnabrück) (8. 1. 79) dienste im Einsatz" - Teil B 

'A 3 8. 1.-12. 1. AL " Zusammenwirken der Fach- A27 12. 2.-16. 2. SL " Anlegen und Durchführen von 

(4. 12. 78) dienste im Einsatz" - Teil B (8. 1. 79) Planübungen und übungen auf 

(nur fLir Mitglieder des DFV) Standortebene" 

'A 4 15.1.-19.1. AL " Grundlagen der Führung im A28 12. 2.-23. 2. AL zum Leiter der ABC-Melde- und 

(11. 12. 78) Katastrophenschutz" - Teil B (8. 1. 79) -Auswertestelle 

(Stab HVB Lk. Alzey-Worms) A29 12. 2.-23. 2. SL I für Sprengberechtigten-Anwär-

A 5 15. 1.-19. 1. AL "Zusammenwirken der Fach- (8. 1. 79) ter des Bergungsdienstes 

(11. 12.78) diens1e im Einsatz" - Teil A 'A 30 19. 2.-23. 2. AL " Grundlagen der Führung im 

A 6 15. 1.-19. 1. AL für Führer der Führungsgruppe (15. 1. 79) Ka1astrophenschutz" - Teil A 

(11 . 12. 78) " Technische Einsatzleitung" (Stab HVB S1adt Hildesheim) 

A 7 15. 1.-26. 1 AL zum Leiter der ABC-Melde- und 'A 31 19. 2.-23. 2. AL " Führen im Katastrophenschutz" 

(11.12.78) -Auswertestelle (15. 1. 79) - Stufe 1 (Stab HVB Stadt 

A 8 15. 1.- 26. 1. AL zum Leiter des Fernmeldebe-
Münster) 

(11. 12.78) triebes (FM-Zentrale HVB und A32 19. 2.-23. 2. AL " Zusammenwirken der Fach-

KatS-Abschni«) (15. 1. 79) dienste im Einsatz" - Teil A 

A 9 15. 1.-26. 1. SL " Gasschweißen Stufe 11" A 33 19. 2.-23. 2. AL Netz-Kabel für Truppführer-

(11.12.78) (Rohrschweißerprufung G-RI m (15. 1. 79) Anwärter der E-Gruppe 

DIN 8560) A34 28. 2.-2. 3. SL " Genfer Abkommen" für Füh-

'A 10 22. 1.-26. 1 AL " Grundlagen der Führung im 
(22. 1. 79) rungskräfte aller Fachdienste 

(18.12.78) Kataslrophenschutz" - Teil B A35 5. 3.-9. 3. SL " Ausbildungslehre" (Didaktik! 
(Stab HVB Lk. Merzig-Wadern) (29. 1. 79) Methodik) für Zugfuhrer des 

All 22. 1.-26. 1. AL " Zusammenwirken der Fach- Sanitätsdienstes 

(18.12.78) dienste im Einsatz" - Teil 8 'A36 5. 3.-9 . 3. AL " Grundlagen der Führung im 
'A 12 29 . 1.-2.2. AL " Grundlagen der Führung im (29. 1. 79) Katas1rophenschutz" - Teil A 

(22.12.78) Katastrophenschutz" - Teil A (Stab HVB Stadt Duisburg) 
(Stab HVB Lk. WOlfenbüttel) 

A 37 5. 3.-9. 3. AL "Zusammenwirken der Fach-
A13 29.1.-2.2. AL "Führen im Katastrophenschutz" (29. 1. 79) dienste im Einsatz" - Teil A 

(22 12. 78) - Stufe 1 

A14 29.1.-2.2. SL " Anlegen und Durchführen von 
A 38 5. 3.-9.3. AL für Führer der Führungsgruppe 

(22. 12. 78) übungen" fLir Führer von Einheiten 
(29. 1. 79) " Technische Einsatzleitung" 

AlS 29. 1.-2.2. AL für Führer der Führungsgruppe A 39 5.3.-9. 3. SL If fLir Sprengberechtigte des 

(22. 12. 78) " Berei1schaft" des Bergungs- (29. 1. 79) Bergungsdienstes 

dienstes A 40 5. 3.-9.3. FL für Lei1er des Fernmeldebe-
A16 29. 1.-2.2. SL " Versorgung des Katastrophen- (29. 1. 79) triebes (FM-Zentrale HVB und 

(22. 12 78) schutzes" KatS-Abschni«) 
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A 41 5. 3.-9. 3. FL für Zugführer des Instand- A65 18. 4.-20. 4. FL für das Lehrpersonal im Fern-
(29. 1. 79) setzungsdienstes (12. 3. 79) meldedienst 

A42 5. 3.-16. 3. SL " Elektroschweißen Stufe 111" A 66 18. 4.-20. 4. FL für das Lehrpersonal im Ber-
(29. 1. 79) (Rohrschweißerprüfung E-RI g (12. 3. 79) gungsdienst 

DIN 8560) A 67 23 . 4.-27. 4. SL " Ausbildungslehre" (Didaktik! 
A43 12. 3.-16. 3. AL " Grundlagen der Führung im (19. 3. 79) Methodik) für Zugführer des 

(5. 2. 79) Katastrophenschutz" - Teil A Bergungsdienstes 

'A 44 12. 3.-16. 3. AL " Führen im Katastrophenschutz" 'A 68 23. 4.-27. 4. AL " Grundlagen der Führung im 
(5. 2. 79) - Stufe 1 (Stab HVB Stadt (19. 3. 79) Katastrophenschutz" - Teil A 

Düsseldorf) (Slab HVB Lk. Düren) 

A45 12. 3.-16. 3. SL " Anlegen und Durchführen von A 69 23. 4.-27. 4. AL " Zusammenwirken der Fach-
(5. 2. 79) Planübungen und Übungen auf (19. 3. 79) dienste im Einsatz" - Teil A 

Standortebene" A 70 23. 4.-27. 4. SL " Versorgung des Katastrophen-
A46 12.3.-16. 3. AL " Zusammenwirken der Fach- (19. 3. 79) schutzes" 

(5. 2. 79) dienste im Einsatz" - Teil B A 71 23. 4.-27. 4. SL 11 für Sprengberechtigte des 
' A 47 19. 3.-23. 3. AL " Grundlagen der Führung im (19. 3. 79) Bergungsdienstes 

(12. 2. 79) Katastrophenschutz" - Teil A A72 23. 4.-27. 4. AL für Truppführer-Anwärter der 
(Stab HVB Stadt Oldenburg) (19.3. 79) GW-Gruppe 

A48 19. 3.-23. 3. AL " Führen im Katastrophenschutz" 'A 73 7. 5.-11 . 5. AL " Grundlagen der Führung im 
(12. 2. 79) - Stufe 1 (2.4. 79) Katastrophenschutz" - Teil A 

A49 19. 3.-23. 3. AL für Führer der Führungsgruppe (Stab HVB Lk. Bergstraße) 
(12. 2. 79) " Bereitschaff' des Bergungs- A 74 7. 5.-11 . 5. AL " Führen im Katastrophenschutz" 

dienstes (2. 4. 79) - Stufe 1 
A50 19. 3.-23. 3. Besondere Fortbildung der Ärzte A 75 7. 5.-11 . 5. AL " Zusammenwirken der Fach-

(12. 2. 79) des Sanitätsdienstes (2 . 4. 79) dienste im Einsatz" - Tei l B 
A 51 19. 3.-30. 3. SL I für Sprengberechtigten-Anwär- A 76 7. 5.-11.5. SL " Anlegen und Durchführen von 

(12 . 2. 79) ter des Bergungsdienstes (2. 4. 79) Übungen oberhalb der Stand-
A 52 19. 3.-30. 3. AL für Zugführer-Anwärter der ortebene" 

(12. 2. 79) Femmelde-Einheiten (FM-Züge) A77 7. 5.-18. 5. SL für Maschinisten des Dekonta-
A53 19. 3.-30. 3. SL " Gasschweißen Stufe I" (2. 4. 79) minations-Mehrzweck-Fahrzeu-

(12. 2. 79) ges (DMF) 3. und 4. Bauserie 

'A 54 26. 3.-30. 3. AL " Grundlagen der Führung im A 78 7. 5.-18.5. AL zum Leiter des Fernmeldebe-
(19. 2. 79) Katastrophenschutz" - Teil A (2. 4. 79) triebes (FM-Zentrale HVB und 

(Stab HVB Lk. Hannover) KatS-Abschnitt) 

A 55 26. 3.-30. 3. AL für Führer der Führungsgruppe A 79 7. 5.-18.5. AL für Zugführer-Anwärter des 
(19 . 2. 79) " Bereitschatr' des Sanitäts- (2.4. 79) Instandsetzungsdienstes 

dienstes 'A 80 14. 5.-18. 5. AL " Grundlagen der Führung im 
'A 56 26. 3.-30. 3. AL .,Zusammenwirken der Fachdien- (9. 4. 79) Katastrophenschutz" - Teil B 

(19. 2. 79) ste im Einsatz" - Teil B (Stäbe HVB Lk. Saarlouis und 
(nur für Mitglieder des DFV) Saar-Pfalz) 

A 57 26. 3 .~ . 4. AL zum Leiter der ABC-Melde- und A 81 14. 5.-18.5. AL " Führen im Katastrophenschutz" 
(19. 2. 79) -Auswertestelle (9. 4. 79) - Stufe 1 

A 58 26 . 3.-30. 3. SL " Ausbildungslehre" (Didaktik! A82 14. 5.-18. 5. AL für Führer der Führungsgruppe 
(19. 2. 79) Methodik) für Zugführer des (9. 4. 79) " Technische Einsatzleitung" 

Bergungsdienstes A83 28. 5.-1. 6. AL " Grundlagen der Führung im 
'A 59 2 . 4 .~. 4 . AL " Grundlagen der Führung im (23.4. 79) Katastrophenschutz" - Teil A 

(26. 2. 79) Katastrophenschutz" - Teil A A84 28. 5.-1 . 6. AL " Zusammenwirken der Fach-
(Stab HVB Lk. Ahrweiler) (23.4.79) dienste im Einsatz" - Teil A 

'A 60 2 . 4 .~ . 4 . AL " Grundlagen der Führung im A 85 28. 5.-1. 6. AL für Führungskräfte des Veterinär-
(26.2 . 79) Katastrophenschutz" - Teil A (23. 4. 79) dienstes 

(Stab HVB Krs . Viersen) 

A 61 2 . 4 .~ . 4 . AL für FÜhrer der Führungsgruppe A86 29. 5.-31 . 5. SL " Genfer Abkommen" für Füh-

(26. 2. 79) " Technische Einsatzleitung" (23. 4. 79) rungskräfte aller Fachdienste 

A62 2 . 4 .~ . 4 . SL " Schaltanlagen" A 87 28. 5.-1. 6. SL " Eleklroschweißen Stufe IV" 

(26. 2. 79) (23.4.79) (für geprüfte Rohrschweißer) 

A 63 9. 4.-11 . 4. SL " Genfer Abkommen" für Füh- A88 28. 5.-1.6. AL Netz-Freileitung für Trupp-

(5. 3. 79) rungskräfte aller Fachdienste (23. 4. 79) führer-Anwärter der E-Gruppe 

A64 17. 4.-27. 4. AL Netz-Kabel für Gruppenführer- A89 28 . 5.-1 .6. SL .,Trinkwasseraufbereitung't 
(12. 3. 79) Anwärter der E-Gruppe (23. 4. 79) (Krupp-Anlage) 
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A 90 5. 6.-8. 6. SL " Versorgung des Katastrophen- THW-A 12 17. 4.-20. 4. SL " Holzbearbeitung" 
(30. 4. 79) schutzes" (12. 3. 79) 

A 91 6. 6.-8 . 6. FL für das Lehrpersonal im THW-A 13 18. 4.-20. 4. SL für Geschäftsführer 
(30. 4. 79) Betreuungsdienst (12. 3. 79) 

A 92 6. 6.-8 . 6. FL für Lehrgruppenleiter im ABC- THW-A 14 23 . 4.-27. 4. SL " Prüfer Grundausbildung" 
(30. 4. 79) Dienst und im Sanitätsdienst (19. 3. 79) 

A93 18. 6.-22. 6. AL " Grundlagen der Führung im THW-A 15 14. 5.-18. 5. SL für Leiter von Jugendgruppen 
(14. 5. 79) Katastrophenschutz" - Teil A (9. 4.79) 

° A 94 18. 6.-22. 6. AL " Führen im Katastrophenschutz" THW-A 16 28. 5.-1 . 6. SL für Ortsbeauftragte 
(14. 5. 79) - Stufe 2 (Stab HVB Stadt Aachen) (23. 4. 79) 

°A 95 18. 6.-22. 6. AL " Zusammenwirken der Fach- THW-A 17 5. 6.-8. 6. SL " Holzbearbeitung" 
(14. 5. 79) dienste im Einsatz" - Teil B (30. 4. 79) 

(nur für Mitglieder des DFV) THW-A 18 5. 6.-8 . 6. SL für Sicherheitsbeauftragte 
A96 18. 6.-22. 6. Besondere Fortbildung der Ärzte (30. 4. 79) 

(14. 5. 79) des Sanitätsdienstes THW-A 19 11. 6.-15 . 6. SL " Der Unterführer als 
A 97 18. 6.-29. 6. SL für Maschinisten des Dekonta- (7. 5. 79) Ausbilder" 

(14. 5. 79) minations-Mehrzweck-Fahrzeuges 
(DMF) 3. und 4. Bauserie 

A 98 18. 6.-29. 6. SL I für Sprengberechtigten-Anwär-
Katastrophenschutzschule des Bundes, 

(14. 5. 79) ter des Bergungsdienstes 
AußensteIle Hoya 

A 99 18. 6.-29. 6. AL für Gruppenführer-Anwärter der 
(14. 5. 79) GW-Gruppe Lehrg . Zeit 

A 100 18. 6.-22. 6. AL für Truppführer-Anwärter der Nr. (Meideschluß) Lehrgangsart 
(14. 5. 79) AO-Gruppe 

al Lehrgänge des Katastrophenschutzes 
A 101 25.6.-29. 6. AL " Grundlagen der Führung im H 1 8. 1.-12. 1. SL I für Bootsführer zur Vorbereitung 

(21. 5. 79) Katastrophenschutz" - Teil A (4. 12. 78) auf die Zusatzprüfung für See-
A 102 25. 6.-29. 6. AL " Führen im Katastrophenschutz" schiffahrtstraßen, Küstengewässer 

(21. 5. 79) - Stufe 1 und Nord-Ostsee-Kanal 

A 103 25. 6.-29. 6. AL für Führer der Führungsgruppe H 2 8. 1.-12. 1. SL " Vermessungsgrundlagen" 
(21 . 5. 79) " Technische Einsatzleitung" (4. 12. 78) 

H 3 8. 1.-12. 1. SL I für Kraftlahrer " Führen von 
(4 . 12. 78) Einsatzfahrzeugen" 

Lehrg . Zeit Lehrgangsart H 15. 1.-26. 1. SL 11 für Bootsführer " Zusatzprüfung Nr. (Meideschluß) 4 
(11. 12. 78) für Seeschiffahrtstraßen, Küsten-

bl THW-eigene Lehrgänge gewässer und Nord-Ostsee-Kanal" 

THW-A 1 9. 1.-12. 1. SL für Leiter und Sachbearbeiter H 5 15. 1.-19 . 1. FL " Vermessungsgrundlagen" 
(4. 12. 78) HSG A bei den LB (11. 12. 78) 

THW-A 2 9. 1.-12. 1. SL für Sicherheitsbeauftragte H 6 15. 1.-19. 1. FL für Fahrlehrer der KatS-Schulen 
(4. 12. 78) (11. 12. 78) 

THW-A 3 15. 1.-19. 1- SL für Leiter von Jugendgruppen H 7 22 . 1.-26. 1. SL I " Behelfsbrückenbau - Leiter" 
(11 . 12. 78) (18. 12. 78) 

THW-A 4 23. 1 .-26. 1 . SL für Landesbeauftragte H 8 22 . 1.-26. 1. SL I für Kraftfahrer " Führen von 
(18. 12. 78) (18. 12. 78) Einsatzfahrzeugen" 

THW-A 5 29. 1.-2. 2. SL " Prüfer Grundausbildung" H 9 29. 1.-2. 2. SL " Fahren auf dem Wasser" 
(22. 12. 78) (22. 12. 78) 

THW-A 6 20. 2.-23. 2. SL für Leiter und Sachbearbeiter H10 29. 1.-2.2. SL " Bootsführer" 
(15. 1. 79) HSG E bei den LB (22. 12. 78) 

THW-A 7 28. 2.-2. 3. SL für Geschäftsführer H 11 29. 1.-2. 2. SL " Stegebau" 
(22. 1. 79) (22. 12. 78) 

THW-A 8 12. 3.-16. 3. SL für Ortsbeauftragte H12 29. 1.-2. 2. SL 11 für Kraftlahrer " Führen von 
(5. 2. 79) (22.12.78) Einsatzfahrzeugen zur Fahrgast-

THW-A 9 20. 3.-23. 3. SL für Sicherheitsbeauftragte beförderung" 

(12. 2. 79) H13 5. 2.-9 . 2. SL " Fahren auf dem Wasser" 

THW-A 10 2. 4.-8. 4. SL " Vorbereitung des Truppführer- (2. 1. 79) 

(26. 2. 79) Anwärters zum Ausbilder H14 5. 2.-9. 2. SL "Bootsführer" 
imTHW" (2 . 1. 79) 

THW-A 11 17. 4.-20. 4. SL " Der Unterführer als H15 5. 2.-9. 2. SL " Behelfsbrückenbau I" 
(12. 3. 79) Ausbilder" (2. 1. 79) 
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H16 5. 2.-B. 2. SL I für Kraftfahrer " Führen von H 44 23.4.-27. 4. SL " Bootsführer" 
(2. 1. 79) Einsatzfahrzeugen" (19. 3. 79) 

H17 12.2.-16. 2. SL "Fahren auf dem Wasser" H 45 23 . 4.-27 . 4. SL " Behelfsmäßiger Wegebau" 
(8.1.79) (19.3.79) 

H18 12.2.-16.2. SL " Bootsführer" H 46 23. 4.-27. 4. SL 11 für Kraftfahrer " Führen von 
(8. 1. 79) (19. 3. 79) Einsatzfahrzeugen zur Fahrgast-

H19 19. 2.-23. 2. SL "Retten aus Wassergefahren" belörderung" 

(15. 1. 79) H 47 7.5.-11.5. SL " Fahren auf dem Wasser" 

H 20 19. 2.-2.3. SL " Bootsführer-Prüflehrgang" (2. 4. 79) 

(15. 1.79) H 48 7. 5.-11 . 5. SL " Bootsführer" 

H 21 19. 2.-23. 2. SL "Stegebau" (2 . 4. 79) 

(15. 1. 79) H 49 7.5.-11 . 5. SL " Stegebau" 

H 22 19. 2.-23. 2. SL I für Kraftfahrer "Führen von (2 . 4. 79) 

(15.1 . 79) Einsatzfahrzeugen" H 50 7.5.-18. 5. SL für Kraftfahrer (Teilnehmer wer-

H 23 26.2.-2. 3. SL "Fahren auf dem Wasser" (2. 4. 79) den von der KSB ASt Hoya 

(22. 1. 79) benannt) 

H 24 26. 2.-2. 3. SL " Behelfsbrückenbau I" H 51 14.5.-18. 5. SL " Retten aus Wassergefahren" 

(22. 1. 79) (9.4. 79) 

H 25 26. 2.-2. 3. SL 11 für Kraf1fahrer " Führen von H 52 14. 5.-18.5. SL " Bootsführer" 

(22. 1. 79) Einsatzfahrzeugen zur Fahrgast- (9. 4. 79) 

beförderung" H 53 14. 5.-18. 5. SL " Behelfsbrückenbau I" 

H 26 5. 3.-B . 3. SL "Retten aus Wassergefahren" (9.4.79) 

(29. 1. 79) H54 11 . 6.-15.6. SL " Fahren auf dem Wasser" 

H 27 5.3.-9. 3. SL " Bootsführer" (7. 5. 79) 

(29. 1. 79) H 55 11. 6.-15. 6. SL " Bootsführer" 

H 28 5. 3.-9. 3. SL "Vermessungsgrundlagen" (7. 5. 79) 

(29. 1. 79) H 56 11 . 6.-15. 6. SL "Stegebau" 

H 29 5. 3.-16. 3. SL für Kraftfahrer (Teilnehmer werden (7. 5. 79) 

(29. 1. 79) von der KSB ASt Hoya benannt) H 57 18. 6.-22. 6. SL " Fahren auf dem Wasser" 

H 30 12.3.-16.3. SL "Fahren auf dem Wasser" 
(14. 5. 79) 

(5. 2 79) H 58 18. 6.-22. 6. SL " Bootsführer" 

H 31 12. 3.-16. 3. SL "Bootsführe(' (14. 5. 79) 

(5. 2. 79) H 59 18. 6.-22. 6. SL " Behelfsbrückenbau I" 

H 32 12. 3.-16. 3. SL " Stegebau" 
(14. 5. 79) 

(5. 2. 79) H 60 25. 6.-29. 6. SL " Bootsführer" 

H 33 19. 3.-23. 3. SL "Retten aus Wassergefahren" (21. 5. 79) 

(12. 2. 79) H 61 25. 6.-29. 6. SL " Behelfsbrückenbau 11" 

H 34 19. 3.-23. 3. SL " Bootsführer" 
(21 . 5. 79) 

(12. 2. 79) H 62 25.6.-6.7. SL für Kraftfahrer (Teilnehmer wer-

H 35 19.3.-23. 3. SL "Behelfsbrückenbau I" 
(21. 5. 79) den von der KSB ASt Hoya 

(12. 2. 79) benannt) 

H 36 26. 3.-30. 3. SL " Fahren auf dem Wasser" 
(19. 2. 79) 

H 37 26 . 3.-6.4. SL " Bootsführer-Prüflehrgang" Lehrg. Zeit 
(19.2.79) Nr. (Meideschluß) Lehrgangsart 

H 38 26. 3.-30. 3. SL " Behelfsbrückenbau 11" 
bl THW-eigene Lehrgänge (19. 2. 79) 

H 39 26. 3.-30. 3. SL I für Kraftfahrer " Führen von 
THW-H 1 8. 1.-12 . 1. SL I " Feldköche" 

(19. 2. 79) Einsatzfahrzeugen" (4.12.78) 

THW-H 2 15. 1.-19. 1. SL 11 " Feldköche" 
H 40 2. 4.-6.4. SL " Retten aus Wassergefahren" (11. 12. 78) 

(26.2.79) 
THW-H 3 22 . 1.-26 . 1. SL I " Feldköche" 

H 41 2. 4.-6. 4. SL " Behelfsbrückenbau 111" (mit vor- (18.12.78) 
(26. 2. 79) bereitetem Gerät, Bailey-Brücke) 

THW-H 4 29. 1.-2. 2. SL 11 " Feldköche" 
H 42 2. 4.-6. 4. SL " Olschadenbekämpfung auf dem (22. 12. 78) 

(26.2. 79) Wasse(' 
THW-H 5 12. 2.-16. 2. SL 11 für Kraf1fahrer " Führen von 

H 43 23. 4.-27 . 4. SL " Fahren auf dem Wasse( ' (8. 1. 79) Einsatzfahrzeugen zur Fahrgast-
(19.3. 79) beförderung" 
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THW-H 6 19. 3.-23. 3. SL "Ausstattungssatz der Erläuterung: 
(12. 2. 79) Pumpengruppe" 

THW-H 7 19. 3.-23. 3. SL 11 für Kraftfahrer " Führen von AL = Ausbildungslehrgang 
Einsatzfahrzeugen zur Fahrgast-(12. 2. 79) FL = Fortbildungslehrgang 
beförderung" SL = Sonderlehrgang 

THW-H 8 11 . 6.-22 6. SL " Fährenführer" = geschlossene Lehrgänge 

(7. 5. 79) 

THW-H 9 25. 6.-29. 6. SL " Ausstattungssatz der 
(21. 5. 79) Pumpengruppe" 

THW-H 10 25. 6.-29. 6. SL " Fahren auf dem Wasser" 
(21 . 5. 79) für Junghelfer 

Institut tür Strahlenschutz in Neuherberg 

Im I. Halbjahr 1979 keine Lehrgänge für Führungskräfte des 
Veterinärdienstes. 

Der Lehrgangszeitplan für das 11. Halbjahr 1979 der Katastro­
phenschutzschule des Bundes erscheint in ZS-MAGAZIN 
Dezember 1978 

Heinz-Otto Geisel, Ing. (grad.) 

Veränderungen 
an Fernmeldegeräten 

Die Veröffentlichung einer Umbauanlei­
tung für das FuG 8 b in einer Feuerwehr­
zeitschrift durch eine Berufsfeuerwehr 
gibt Anlaß, auf die damit verbundenen 
Probleme hinzuweisen. 

Fernmeldegeräte, wie sie auch im 
Feuerwehrbereich Verwendung finden, 
werden nach der Neukonstruktion zu­
nächst vom Fernmeldetechnischen Zen­
tralamt in Darmstadt geprüft. 

Dabei kommt es besonders darauf an, 
daß 

• eine Mindestübertragungsqualität ge­
währleistet wird, 

• die Funkanlage keine anderen Funk­
dienste stört, 

• die Funkanlage nicht von anderen, 
ordnungsgemäß sendenden Funkdien­
stes gestört wird. 

Werden die Werte der betreffenden 
FTZ-Richtlinie eingehalten, bekommt 
das Gerät eine FTZ-Prüfnummer (E = 

Gerät des 20 kHz-Rasters, Ifd. Regi­
striernummer/Jahreszahl). 

Die besonderen Anforderungen der An­
wender, z. B. im Bereich der Behörden 
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und Organisationen mit Sicherheitsauf­
gaben (BOS) , sind in Technischen Richt­
linien (früher Pflichtenheft genannt) fest­
gelegt. Die Zulassung des Geräts mit 
der jeweiligen Bezeichnung der T echni­
schen Richtlinie (TR BOS) erfolgt erst 
nach Typprüfung durch eine der beiden 
Prüfstellen (Beschaffungsstelle beim 
Bundesminister des Innern, Zentralprüf­
steIle an der Landesfeuerwehrschule 
Baden-Württemberg) . 

Änderungen an den zugelassenen Gerä­
ten durch den Hersteller, den Anwender 
oder durch andere Firmen von Eigen­
schaften und Werten, die in der FTZ­
Richtlinie oder in der TR BOS festgelegt 
sind, bedürfen der Zustimmung der Prüf­
stellen. Werden sie eigenmächtig nach­
träglich vorgenommen, so erlischt die 
Zulassung . Das gilt auch bei sogenann­
ten " Verbesserungen" (Einfügung zu­
sätzlicher Schaltmäglichkeiten, Einbau 
von Baugruppen mit besonderen Eigen­
schaften wie Tonfolgegeber und -aus­
werter, Erhöhung der Sendeleistung, 
Überschreitung der maximalen Abmes­
sungen, U. ä.) mit gleicher Konsequenz. 

Das so veränderte Gerät trägt dann die 
Bezeichnung oder Prüfnummer, unter 
der es im Originalzustand zugelassen 

wurde, zu Unrecht. Hier ist für alle be­
schaffenden oder zulassenden Stellen 
kritische Wachsamkeit oberstes Gebot, 
um die angestrebte Einheitlichkeit der 
Geräte im Fernmeldewesen nicht durch 
Wildwuchs zunichte zu machen. (Auf 
den Beschluß der Innenministerkonferenz 
vom 30. 4. 1976 über die Vereinheitli­
chung der Funkanlagen bei allen BOS 
ab 1. 6. 1976 wird hingewiesen.) 

In diesem Zusammenhang sei besonders 
vor externen Zusatzgeräten (Vorverstär­
ker, Lautsprecher· Endverstärker, Um­
schaltgerät für Kommando-Lautsprecher 
u. ä .) gewarnt, die von Firmen bereitwillig 
angeboten werden. Sie sind entweder 
unsinnig, überteuert oder unzulässig , 
manchmal mehreres gleichzeitig. 

Die Richtlinien herausgebenden Gremien 
(Technische Kommission der Polizei 
im Arbeitskreis 11, Arbeitsgruppe Fern­
meldewesen im Arbeitskreis V) sind 
die richtige Adresse für Verbesserungs­
vorschläge, die sich aus dem praktischen 
Einsatz der Geräte ergeben. 

Die AG Fm im AK V hat sich auf ihrer 
letzten Sitzung mit dieser Entwicklung 
befaßt und befürwortet den Versuch 
einer KlarsteIlung durch diese Veröffent­
lichung. 



Bunoesverbano Fur Den selBSTSCHUTZ 0 
Wahl des BVS-Helfervertreters auf Bundesebene 

Ehrenamtliche Mitarbeit ist von größter Bedeutung 
Jürgen Grabke vertritt die Interessen der ehrenamtlichen BVS-Helferschaft 

Bei einem zweitägigen Treffen der Lan­
des-Helfervertreter des BVS in Oer-Er­
kenschwick erfolgte jetzt die Wahl des 
Helfervertreters auf Bundesebene und 
seiner Stellvertreter. Jürgen Grabke 
von der BVS-Dienststelle Itzehoe, der 
Helfervertreter bei der BVS-Landesstelle 
Schleswig-Holstein, wird in den näch­
sten vier Jahren die Belange der ehren­
amtlichen Mitarbeiter des BVS vertreten. 
Zu seinen Stellvertretern wurden die 
Landes-Helfervertreter von N RW und 
Hamburg, Alfred Hüsgen (Dienststelle 
Aachen) und Winfried Reichelt (Dienst­
stelle Hamburg-Mitte), gewählt. Die 
Neugewählten lösen somit Herbert Loot, 
Helmut Kahl und Otto Waiden im Amt 
ab. 

Die Wahl war durch den Wahl vorstand, 
dem Winfried Reichelt und Georg Heller, 
Landshut, der sich wegen Krankheit 
durch Herbert Wiesenberger (Dienst­
stelle Schweinfurt) vertreten lassen 
mußte, gut vorbereitet. 

Jürgen Grabke (54) ist auf dem Gebiet 
des Zivilschutzes ein " alter Hase". 1953 
trat er, der bereits in jungen Jahren 
beim Reichsluftschutzbund (RLB) tätig 
war, als ehrenamtlicher Helfer dem 
Bundesluftschutzverband (BLSV) -
(Kreisstelle Steinburg) - bei und wid­
mete sich mit großer Energie dem Auf­
bau der Organisation im gesamten 
Landkreis. Ihm wurde 1959 die Tätigkeit 
des Ausbildungsleiters der Kreisstelle 
übertragen, die er bis zur hauptamtli­
chen Besetzung dieser Position mit 
großem Erfolg ausübte. Für seine Ver­
dienste um den zivilen Bevölkerungs­
schutz wurde ihm 1965 die Ehrennadel 
des BLSV verliehen. Für seinen selbst­
losen Einsatz nach der Sturmflut in 
Schleswig-Holstein im Februar 1962 
erhielt Grabke die Gedenkmedaille des 
Ministerpräsidenten des Landes 
Schleswig-Holstein. In den 60er Jahren 
übernahm Grabke die öffentlichkeitsar­
beit der Dienststelle Itzehoe. 25 Jahre 
Engagement im Zivilschutz wurden 
kürzlich mit dem Bundesverdienstkreuz 
am Bande honoriert (siehe ZS-MAGA­
ZIN 10/78, Seite 40) . Im September 
1977 wurde Jürgen Grabke, der als 
Amtsrat beim Sozialministerium Schles­
wig-Holstein tätig ist, zum Helfervertre-

ter der BVS-Landesstelle gewählt. 
Nach den Wahlen stand eine allgemeine 
Aussprache mit BVS-Präsident Heinz­
Robert Kuhn, dem geschäftsführenden 
Vorstandsmitglied Artur Franke und 
den Abteilungsleitern der BVS-Bundes­
hauptsteIle auf dem Programm der 
Tagung in Oer-Erkenschwick. Präsident 
Kuhn berichtete über die derzeitige 
Situation des Verbandes und hob die 

Von rechts: 
der BVS-Helferver­
treter auf Bundes­
ebene, Jürgen Grab­
ke, Stellvertreter 
W1nfrled Relchell, 
BVS-Präsident 
Helnz-Robert Kuhn, 
BVS-Dlrektor Artur 
Franke, stv. Helfer­
vertreter Alfred 
Hüsgen und der 
BVS-landesstellen­
leiter von Nord­
rhein-Westfalen, 
Günter Kopsieker. 

Fragen des Verban­
des und besonders 
der ehrenamtlichen 
Helfer standen 
im Mittelpunkt 
des Gespräches 
der Helfervertreter 
mit dem Präslden 4 

ten des BVS, 
Helnz4 Robert Kuhn. 

Präsident Kuhn I 
gab einen OberblIck 
über die Situation 
des BVS und die 
beabsichtigten 
Strukturänderun 4 

gen. Neben Kuhn 
der Direktor des 
BVS, Franke, und 
der Helfervertreter 
auf Bundesebene, 
Grabke. 

großen Leistungen der ehrenamtlichen 
Mitarbeiter besonders hervor. BVS­
Direktor Franke gab einen überblick 
über die beabsichtigten Strukturverän­
derungen innerhalb des Verbandes 
und stellte sich den Detailfragen der 
Helfervertreter. Er betonte, daß der 
ehrenamtlichen Tätigkeit auch in Zukunft 
größte Bedeutung zuzumessen sein 
werde. 
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.. Vorsorge in Grün" 
in Rendsburg 

Weit über 60 000 Besucher der Nord­
deutschen Landwirtschaftlichen Ausstel­
lung " Norfa-Norkofa" sahen vom 6. bis 
1 O. September in Rendsburg den Infor­
mationsstand des BVS " Vorsorge in 
Grün". Prominenteste Besucher des 
Standes waren der schleswig-holsteini­
sche Innenminister, Rudolf Titzck, und 
der Minister für Ernährung, Landwirt­
schaft und Forsten, Günter Flessner. 

Auf dem halbkreisförmigen BVS-Stand 
war der Ausschnitt einer Landschaft 
zu sehen, in die das Modell eines Bau­
ernhofes, einschließlich aller Einrichtun­
gen und Nebengebäude, eingebettet 
ist. An zehn vorgesetzten Schaltpulten 
konnten die Besucher 30 verschiedene 
Selbstschutz-Informationen abrufen. 

Der außerordentlich starke Andrang 
machte es den BVS-Mitarbeitern am 
Stand oft nicht leicht, alle Fragen der 
Besucher erschöpfend zu beantworten. 
Der BVS ist auf der " Norla-Norkofa", 
die im norddeutschen Raum die größte 
Landwirtschafts-Ausstellung ist, schon 
seit Jahren vertreten. 

BVS-Ausstellung in 
Neumünster 

Großes Interesse fand auf dem " Nord­
deutschen Baumarkf ' in Neumünster 
der Informationsstand des BVS. In er­
ster Linie ging es dabei immer wieder 
um Fragen des Schutzraumbaues. Auf­
fallend war, daß sich viele Betriebsleiter 
über den betrieblichen Katastrophen­
schutz informieren ließen. 

Zahlreiche Besucher kamen auch aus 
dem benachbarten Hamburg und aus 
Niedersachsen. 

Arbeitstagung in Schleswig 

Für die Mitarbeiter des Sachgebietes 
" Personal und Haushalf' führte die 
BVS-Landesstelle Schleswig-Holstein 
im Hotel" Waidschlößchen" in Schles­
wig eine Artbeitstagung durch. 

Einer der wichtigsten Tagesordnungs­
punkte war die Erläuterung und prakti­
sche Erprobung von Arbeitsabläufen 
im Zusammenhang mit dem integrierten 
Zahlungssyslem der Landesstelle. 
Durch dieses Verfahren werden die 
Abschlagszahlungen an die Dienststel-

Starker Andrang am 
BVS-Ausstellungs­
stand " Vorsorge 
In Grün" : Die Betreuer 
hatten sehr viel 
zu tun. 

len und die damit verbundene Geldbe­
wegung um etwa 60 % verringert. 

Durch eine zeitliche Verschiebung des 
Tagungsablaufes war es den Teilneh­
mern möglich, eine Einladung zu einem 
Informationsbesuch des Marineflieger­
geschwaders I in Jagel anzunehmen. 

Zwischen Nord- und Ostsee 

Kronshagen, Anläßlich der " Kronsha­
gener Festtage" hatte der BVS einen 
Informationsstand in der Realschule 
des Ortes aufgebaut. Der rege Besuch 
zeigte, daß das Interesse an den Fra­
gen des Selbstschutzes doch groß war. 
Nicht zuletzt auch deshalb, weil man 
ein , ,Kommunikationskino" eingerichtet 
hatte. 

Kronshagens Bürgermeister, Stolten­
berg , und Bürgervorsteherin Anke Gra­
vert besuchten den BVS-Stand. 

Wewelslleth / Krels Steinburg . Ein 
58jähriger Bremer Kraftfahrer verfehlte 
mit seinem Wagen die AuHahrt auf 
die Fähre über die Stör und stürzte 
in den Fluß. Der Wagen versank inner­
halb kürzester Zeit und wurde unter 
die Fähre gedrückt. 

BVS-Heifer Jochen Stammer aus 
Geesthacht war Zeuge des Unfalles 
und sprang ohne Zögern von der Fähre 
in das kalte Wasser des Flusses. Es 
gelang ihm, den Fahrer des versunkenen 
Wagens, der sich aus dem Fahrzeug 
hatte befreien können, aus dem Wasser 
zu bergen. 

Stammer, der seit dem t . Oktober t 960 
BVS-Helfer und -Fachlehrer ist, wurde 
inzwischen zur Auszeichnung mit der 
Rettungsmedaille vorgeschlagen. 

HOmBUrG G) 
BVS auf der "Bunten Welle" 

Wie in jedem Jahr half der BVS auch 
1978, das Fest der Wandsbeker SPD, 
die " Bunte Welle" im Eichtalpark, mit­
zugestalten. Am BVS-Informationsstand, 
der von Helfern der Bergedorfer Dienst­
stelle betreut wurde, ließen sich rund 
17 000 Wandsbeker Bürger, die den 
Sonnabend zum Besuch des Festes 
genutzt hatten, über den Selbstschutz 
informieren. 
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überall sah man im Grün des Parks 
leuchtend gelbe Punkte, die Luftballons, 
die es für die Kinder beim BVS gab. 

Blickfang für den Stand war die Brand­
übungspuppe " Jakob". Immer wieder 
lockte die Vorführung des Ablöschens 
brennender Personen zahlreiche Besu­
cher an den BVS-Stand. Bei dieser 
Gelegenheit wurden zahlreiche Informa­
tionsgespräche geführt. 

Immer wieder von vielen Besuchern mit 
Interesse beobachtet: Das Ablöschen 
der brennenden Puppe mit Hilfe einer 
Decke. 



Bremen CD 
Tageslehrgänge -
jetzt für alle 

Bisher hatte der BVS in Bremen nur 
für Mitarbeiter der bremischen Behörden 
Selbstschutz-Tageslehrgänge eingerich­
tet. Jetzt werden diese Lehrgänge für 
die gesamte Bevölkerung durchgeführt. 
In erster Linie will man dadurch den 
Hausfrauen die Teilnahme an Selbst­
schutz-Grund lehrgängen ermöglichen. 
Auch die Selbstschutzkräfte des betrieb­
lichen Katastrophenschutzes können 
diese Lehrgänge besuchen. 

Die Ausweitung des Teilnehmerkreises 
ist möglich geworden, weil ein Großteil 
der Behörden-Selbstschutzkräfte bei 
den bremischen Behörden bereits aus­
gebildet wurde. Für diesen Personen­
kreis wurde inzwischen mit der Fach­
ausbildung in Brandschutz, Bergung 
und Sanitätsdienst an der Katastro­
phenschutzschule in Bremen begonnen. 

Die Ausstattung mit dem notwendigen 
Gerät und der persönlichen Ausrüstung 
der Behörden-Selbstschutzkräfte geht 
wie geplant weiter. Entsprechende 

Haushaltsmittel wurden kürzlich freige­
geben. 

Kurz notiert 

Im 2. Halbjahr 1978 wurde die Dis­
play-Ausstellung " Zivilschutz" in Bre­
men bisher in acht Geschäftsstellen 
der " Sparkasse in Bremen" gezeigt. 

33 DRK-Helferinnen und -Helfer aus 
Bremen-Blumenthal wurden in einer 
Aufklärungsveranstaltung der BVS­
Dienststelle Bremen über Maßnahmen 
des Zivilschutzes, des Selbstschutzes 
und des Katastrophenschutzes infor­
miert. 

Vier Oberstufenklassen der Landespoli­
zeischule Bremen nahmen im Rahmen 
der Offentlichkeitsarbeit des BVS im 
Warn amt Bassum an Vortragsveranstal­
tungen und Besichtigungen der Anlage 
tei1. Diese Maßnahmen wurden in Zu­
sammenarbeit mit dem Wamamt II 
durchgeführt. 

Henry-Moore-Ausstellung 

Anläßlich des 80. Geburtstages von 
Henry Moore hatten der Vorstand der 
Sparkasse Bremen und die BVS-Lan­
desstelle zur Eröffnung der Ausstellung 
" Der Mensch in der Gefahr" in der 
Galerie der Sparkasse im Brilltunnel 
zahlreiche Persönlichkeiten des öffent­
lichen Lebens eingeladen. 

Senatsrat Dr. Jürgen Engelmann, der 
Leiter des Warnamtes It, Joachim 
Schöne, Manfred Fluß (MdBBj, Spre­
cher der Deputation für Kunst und Wis­
senschaft, viele Vertreter von Landes­
und Bundesbehörden und Journalisten 
waren der Einladung gefolgt. 

Diethelm Singer, Leiter der BVS-Lan­
desstelle Bremen, gab eine Einführung 
über die Entstehung und Aussage der 
gezeigten Blätter und Skizzen, die der 
damals 41 jährige Bildhauer im 2. Welt­
krieg geschaffen hat. 

nledersOOHsen CD 
Sicherheitswettbewerb als 
Öffentlichkeitsarbeit 

Nur dann, wenn Offentlichkeitsarbeit 
lebendig gestaltet wird, läßt sich die 
Bevölkerung auch für weniger populäre 
Themen interessieren. Diese Erfahrung 
machte die BVS-Dienststelle Lüneburg, 
die 1978 insgesamt drei Sicherheits­
wettbewerbe ausrichtete. Der gute Er­
folg des ersten Wettbewerbs, der im 
April in Kirchgellersen stattfand, ermu­
tigte zu weiteren Veranstaltungen in 
Winsen/Luhe und Bleckedei EIbe, die 
gemeinsam mit den örtlichen Katastro­
phenschutzorganisationen durchgeführt 
wurden . 

Die beiden Hauptverwaltungsbeamten 
- Stadtdirektor Volquardsen in Win­
senfLuhe und Stadtdirektor Neumann 
in Bleckedei EIbe - griffen erfreulicher­
weise die Anregung des BVS sofort 
auf und unterstützten die Veranstaltun­
gen. Die Katastrophenschutzorganisa­
tionen nutzten spontan die Gelegenheit 
zur Selbstdarstellung. 

Der Winsener Wettbewerb - die 
Schirmherrschaft hatte Bürgermeister 
Riedel übernommen - leitete einen 
" Tag des freiwilligen Helfers im Kata­
strophenschutz" ein, der Teil des ersten 
Winsener Stadtfestes war. Die Veran­
staltung in Bleckede wurde im Zuge 
des traditionellen Hafenfestes durchge­
führt . Hier übernahm Bürgermeister 
Hoppe die Schirmherrschaft. 

Strahlende Gesichter bei der SIegereh­
rung In WInsen an der Luhe. Bürgermei­
ster Rledel zwischen den Preisträgern 
M. Zelch und M. Rother. Links Im Bild: 
BVS-Dlenststellenleiter Schaper, lüne­
burg. 

An der Veranstaltung in Winsen nahmen 
54 Personen teil. Der Sicherheitswett­
bewerb in Bleckede fand unter viel 
schlechteren Wetterbedingungen statt. 
Trotzdem nahmen immerhin noch 41 
Personen am Wettbewerb teil. Die Bun­
deswehr hatte übrigens mit Zelten aus­
geholfen und so die Veranstaltung " ge­
rettet". Wenn man mit unsicheren Wet-
terverhältnissen rechnen muß, sollten 
Zelte unbedingt zur Verfügung stehen. 
Die wenigsten Katastrophenschutzorga­
nisationen verfügen jedoch über Zelte 
in entsprechender Zahl und Größe. 

Für die Sieger waren repräsentative 
Ehrenpreise des BVS ausgesetzt. Auch 
die beteiligten Städte stellten Ehren­
preise und wertvolle Sachpreise zur 
Verfügung. Die Schirmherren nahmen 
selbst die Siegerehrungen vor. Diese 
Art der Offentlichkeitsarbeit wurde von 
allen Beteiligten überaus positiv bewer­
tet. Günstig wirkte sich aus, daß die 
Wettbewerbe für Fußgänger auf einem 

I zentral gelegenen, überschaubaren 
Gelände stattfanden. 
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Dienststellenleiter Schlegel 
verabschiedet 

Albert Schlegel , BVS-Dientstellenleiter 
in Stadthagen, verabschiedete sich 
in Hannover von Landesstellenleiter 
Edgar Sohl und den Fach- und Sachge­
bletsleitern . Schlegel , der sich dem 
BVS und insbesondere der Ausbildung 
im Selbstschutz verbunden fühlt , hatte 
aus gesundheitlichen Gründen um seine 
Entbindung von der ehrenamtlichen 
Mitarbeit gebeten. In seiner mehr als 
t 5jährigen Tätigkeit erreichte er es 
als ehrenamtlicher Dienststellenleiter 
daß über 70 000 Bürger in über 700 ' 
Ausbildungs- und Aufklärungsveranstal­
tungen mit dem Gedanken des Selbst­
schutzes vertraut gemacht wurden. 

Albert Schlegel hat sich das Vertrauen 
und die Achtung der Gemeindedirekto­
ren seines Dienstbereiches erworben 
weil er sich immer wieder beispielhaft 
für die Belange des BVS und die Ver­
wirklichung des Selbstschutzes einsetz­
te. In Anerkennung seiner Verdienste 
wurde er mit der Ehrennadel des BVS 
ausgezeichnet. 

Der Wunsch des Scheidenden, seinen 
früheren Dienstbereich betreffend: 
" Führen Sie meine Arbeit fort, damit 
die Kontakte, die in jahrelanger Arbeit 
geknüpft wurden, nicht verlorengehen. 
Der BVS wurde mit seinem Ausbil­
dungs- und Informationsangebot in 
vielen Bereichen meiner Dienststelle 
regelmäßig in Anspruch genommen. 
Dies muß ... weiterhin siChergestellt 
sein, sonst ist das Erreichte bald ver­
loren," 

BVS-Landesstellenleiter Sohl dankte 
mit einem Blumenstrauß Frau Schlegel 
für ihr Verständnis und ihre Bereitschaft 
viele Stunden zugunsten des BVS auf ' 
ihren Mann verzichtet zu haben. Er 
gab Albert Schlegel die besten Wün­
sche der Kollegen und des Verbandes 
mit auf den künftigen Lebensweg. 

Niedersachsen - kurz und 
bündig 

Hannover. Der erste fahrbare " Werbe­
träger ' des BVS ist in Hannover einge­
troffen - grau ist passe! Die neulackier­
ten Fahrzeuge des BVS bieten ein er­
freuliches Bild und werben für den 
Selbstschutz. Sie fallen durch Farbe 
und Beschriftung im Straßenverkehr 
auf. Der besondere Gag, die Beschrif­
tung auf dem Dach, wird sicher mit 
dazu beitragen, daß die Begriffe 
" Selbstschutz" und " Bundesverband 
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für den Selbstschutz" noch bekannter 
werden. 

Wolfsburg. Oberstadtdirektor HasseI­
bring setzte in Zusammenarbeit mit 
der BVS-Dienststelle Wolfsburg die 
Bürgerbrief-Aktion fort. Zur Zeit lädt 
er mit einem persönlichen Schreiben 
an alle Haushalte die Bürger der Stadt­
teile Köhlerberg und Rabenberg zur 
Teilnahme an einem Selbstschutz­
Grundlehrgang ein. 

Bienenbüttel / Uelzen. Erstmals betei­
ligte sich die BVS-Dienststelle Uelzen 
an der " Werbe- und Neuheitenschau" 
in Bienenbüttel , die von der dortigen 
Werbegemeinschalt zum 1 O. Male aus­
gerichtet wurde. Mit dem neuen Messe­
stand der Landesstelle wurde die Bevöl­
kerung über den Zivilschutz informiert. 

In einer ansprechend gestalteten Vitrine 
wird für den Selbstschutz-Ergänzungs­
lehrgang "Strahlenschutz" geworben. 
Schirmherr der Ausstellung war Bür­
germeister Lange, der seine Zufrieden­
heit über den gelungenen Beitrag des 
BVS zum Ausdruck brachte. 

Dlepholz. Seit 598 Jahren findet jeweils 
im September in Diepholz der traditio­
nelle " Großmarkt" statt, der weit über 
die Stadt und den Landkreis hinaus 
bekannt ist. Allerdings hat sich der 

" Großmarkt" im Laufe der Jahrhunderte 
von einer reinen Verkaufsschau der 
Händler zu einem Volksfest gewandelt, 
dem Jung und Alt in freudiger Erwartung 
entgegensehen. Seit sieben Jahren 
ist auch die BVS-Dienststelle Nienburg 
als Aussteller dabei. 

In diesem Jahr hatte die RundzeItaus­
stellung - mit großzügiger Unterstützung 
durch die Stadt - einen besonders gün­
st'gen Standort erhalten; auch diesmal 
wurden für Platzmiete und Strom keine 
Gebühren erhoben. 

Der BVS-Beaultragte für Diepholz, Erich 
Emker, konnte viele Prominente aus 
Politik und Wirtschalt an seinem Stand 
begrüßen. Das Interesse der Bevölke­
rung - etwa 3500 Besucher wurden 
gezählt - an den dargestellten Themen 
" Selbstschutz - Katastrophenschutz­
Zivilschutz" war außerordentlich groß. 

Leer. " Selbstschutz, ihre Chance zum 
überleben" - unter diesem Motto ge­
staltete die BVS-Dienststelle Leer ihr 
neues Werbeschaufenster an der Stra­
ßenfront ihres Dienststellengebäudes. 
Bild- und Schrifttafeln weisen auf die 
Aufgaben des BVS hin. Gleichzeitig 
wird dem Betrachter deutlich gemacht, 
daß der Selbstschutz in Unglücks-
und Katastrophenfällen eine Chance 
des überlebens bietet. 

In leuchtenden 
Farben, rundherum 
beschrittet, bilden 

.,;,;.",~iii~. die Fahrzeuge 
des BVS einen 
angenehmen Blick­
fang. 
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Viele Interessenten 

Mülheim. Fast 3000 Bürger besuchten 
die gemeinsame Ausstellung von BVS, 
DRK und JUH, die während der "Mül­
heimer Woche" auf dem Berliner Platz 
gezeigt wurde. Besonderes Interesse 
fanden die verschiedenen Filmvorfüh­
rungen, die Blutdruckmessungen und 
die Selbstdarstellung der einzelnen 
Organisationen. 

Bei dem zum Abschluß veranstalteten 
Sicherheitswettbewerb testeten viele 
Bürger ihr Wissen auf dem Gebiet des 
Brandschutzes, der lebensrettenden 
Sofortmaßnahmen und der vorsorgen­
den Schutzmaßnahmen. Die Sieger 
des Wettbewerbs erhielten ihre Preise 
vom Schirmherrn der Veranstaltung , 
Oberbürgermeister Dieter aus dem 
Siepen, überreicht. 

Stadtbahn soll Schutzräume 
erhalten 

Recklinghausen . Im Zuge der geplan­
ten Stadtbahn zwischen dem Haupt­
bahnhof und Herne sollen auch unterir­
dische Schutz räume gebaut werden. 
Einem entsprechenden Antrag der 
SPD-Fraktion hat das städtische Pla­
nungsamt zugestimmt. Die zusätzlich 
erforderlichen Finanzmittel will die Ver­
waltung über das Innenministerium 
von Nordrhein-Westfalen beim Bund 
beantragen. 

Der Leiter des Zivilschutzamtes, Peter 
Henneke, begrüßte den Vorstoß der 
SPD. Der Bau der Stadtbahn biete eine 
einmalige Gelegenheit zur Errichtung 
von Schutzräumen. In Recklinghausen 
gibt es außerdem noch fünf Bunker 
aus dem letzten Kriege, die sich für 
eine Wiederverwendung eignen. Hinzu 
kommen Tiefbunkerräume unter dem 
städtischen Saalbau. Diese Bunker 
seien zwar instandsetzungswürdig, 
doch habe der Bund bisher keine Mittel 
bereitgestellt. Im Falle einer Instandset­
zung würden in Recklinghausen rund 
2500 Schutzplätze verfügbar sein. Wei­
tere 500 Plätze stehen in privaten Ge­
bäuden zur Verfügung. 

Angesichts der Tatsache, daß der Bund 
den Ausbau von Schutzräumen ver­
stärkt fördere, meinte Henneke, dürfe 

die Stadt nicht zögern, den Stadtbahn­
bau in solche überlegungen mit einzu­
beziehen. CDU-Ratsmitglied Fritz Pieka­
rek befürchtet allerdings, ein möglicher­
weise langatmiges Antrags- und Ge­
nehmigungsverfahren könne den Bau 
der Stadtbahn verzögern . 

Neue BVS·Mitarbeiter werden 
geschult 

Leverkusen. Wer andere Menschen 
ehrenamtlich oder von Berufswegen 
unterrichtet, muß selbst über die ent­
sprechenden Kenntnisse verfügen. Da­
mit auch die neuen BVS-Mitarbeiter 
voll eingesetzt werden können, hat 
die BVS-Dienststelle Leverkusen das 
Deutsche Rote Kreuz gebeten, für diese 
einen Erst-Hilfe-Lehrgang abzuhalten. 
Anschließen wird sich die Fachausbil­
dung zum BVS-Lehrer in der BVS­
Schule Schloß Körtlinghausen. Dort 
werden die neuen Mitarbeiter bereits 
anwenden müssen, was sie beim DRK 
gelernt haben. 

Zu einer Informationsveranstaltung der 
BVS-Dienststelle wurden die Angehöri­
gen der politischen Parteien eingeladen. 
Sie sollen über Gefahren im Katastro­
phenfall und deren Bekämpfungsmög­
lichkeiten unterrichtet werden. Man 
hofft auf einen Erfolg dieser Veranstal­
tung, weil in den politischen Parteien 
sich vorwiegend Menschen gefunden 
haben, die sich für die Gemeinschaft 
verantwortlich fühlen. 

Positive Halbjahresbilanz 

Herne. 677 Männer und Frauen hat 
die Herner BVS-Dienststelle während 
der ersten Hälfte dieses Jahres in Fra­
gen des Zivil- , Katastrophen- und 
Selbstschutzes unterwiesen. Dienststel­
lenleiter Schlemminger teilte mit, daß 
der zwölfstündige Lehrgang zunehmend 
Interesse findet. 

Seit einem Jahr werden auch übungen 
mit dem Handfeuerlöscher durchgeführt. 
In den zurückliegenden sechs Monaten 
wurden vier Fachlehrgänge im Sanitäts­
dienst, im Brand- und Strahlenschutz 
sowie zwölf Arbeitsgemeinschaften 
zur fachlichen Förderung der eigenen 
Mitarbeiter veranstaltet. 

Mehr als 700 Bürger haben die 26 In­
formationsveranstaltungen des BVS 
besucht. Insgesamt wurden im ersten 
Halbjahr 1978 etwa 1500 Bürger vom 
Verband betreut. 

Mit 80 Jahren noch aktiv 

Bottrop. Berthold Meyer, ehemaliger 
Vertreter des Revierleiters im Polizei amt 
Bottrap, stellte sich bereits wenige Mo­
nate nach seiner Pensionierung 1958 
dem BVS in Bottrap als ehrenamtlicher 
Mitarbeiter zur Verfügung. Jetzt wurde 
Meyer 80 Jahre alt. 

Seine Fachkenntnisse und Fähigkeiten 
zur Durchführung von Lehr- und Vor­
tragsveranstaltungen hatte sich Meyer 
in Lehrgängen an der Landes- und 
Bundesschule erworben . Neben seiner 
Tätigkeit als BVS-Lehrer arbeitete er 
vornehmlich in der Offentlichkeitsarbeit. 

Er hatte zahlreiche statiooäre und fahr­
bare Zivilschutz ausstellungen im Be­
reich Nordrhein-Westfalen betreut. Für 
seine Verdienste wurde Berthold Meyer 
im April 1971 das goldene Ehrenzeichen 
des Verbandes verliehen. 

Schutzraum als Hobbyraum 

Dortmund. über den Bau von privaten 
und öffentlichen Schutzräumen infor­
mierte der BVS im Rahmen der 7. Ver­
braucherausstellung "Herbst 78" in 
der Westfalenhalle 111 . Auf seinem Stand 
hatte der BVS unter anderem einen 
Hausschutzraum für 25 Personen in 
Originalgröße aufgebaut. Mit verkleiner­
ten Modellen zeigte der Verband, wie 
ein Schutzraum sinnvoll genutzt werden 
kann, etwa als Bar oder Hobbyraum. 

Den zehn Hauptgewinnem eines BVS­
Preisausschreibens an läßlich der Aus­
stellung " Dortmunder Herbst" gratulierte 
Schirmherr Stadtdirektor Bernhard 
Sträter. Sechs Fragen mußten zum 
Thema .,Der Schutzraum - Konstruktion 
und Nutzung" beantwortet werden. 
Preise hatten u. a. Warenhäuser, Brau­
ereien und Banken gestiftet. Sieben 
Preise gewannen Dortmunder, je einen 
Castrop-Rauxeler, Lüner und Kölner 
Teilnehmer. Insgesamt waren 30 Preise 
ausgesetzt. 
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Im Zeichen der 
Katastrophenschutz-Woche 

Die Initiative zur Durchführung einer 
Katastrophenschutz-Woche haUe die 
BVS-Dienststelle in Wetzlar ergriffen: 
DRK, MHD, DLRG, Freiwillige und Be­
rufsfeuerwehr der Stadt sowie Bundes­
wehr waren auf dem Ausstellungsge­
lände vertreten. Die Wanderschau des 
BVS " Rund um den Katastrophen­
schutz" zeigte in einem Rundzelt von 
15 Metem Durchmesser sieben maß­
stabsgerechte Schadensmodelle mit 
2500 Figuren und 700 Fahrzeugen 
des Katastrophenschutzes. 

Regen Besuch verzeichnete die Wander­
ausstellung "Rund um den Katastrophen­
schutz" , 

Die SchirmherrschaN haUe der Ober­
bürgermeister der Stadt Lahn, Hans 
Görnert, übernommen. Zahlreiche Eh­
rengäste aus den Bereichen Politik, 
Wirtschaft, Handel und Gewerbe, Ver­
treter der Schulen und der Bundeswehr 
waren zur Eröffnung erschienen. BVS­
Dienststellenleiter Josef Brand, der 
die Gäste begrüßte, erläuterte Sinn 
und Zweck der Ausstellung und verwies 
u. a. darauf, daß es gerade in der heuti­
gen Zeit unerläßlich sei, die Bürger 
mit den Möglichkeiten der Hilfeleistung, 
der Vorsorge, der ReUung und der Ber­
gung von Menschen vertraut zu ma­
chen . Es sei dies eine humanitäre Auf­
gabe, für die es sich einzusetzen lohne. 

Bürgermeister und Stadtkämmerer 
Dr. Sigurd Beyer, der in Vertretung 
des Schirmherrn die Ausstellung eröff­
nete, erklärte. daß der Zivilschutz immer 
noch das Stiefkind des Staates sei. 
Unsere Gesamtverteidigung stehe auf 
zwei Beinen, der militärischen und der 
zivilen Verteidigung. Wer aber versuche, 
das Bein der Zivilverteidigung zu ampu­
tieren , amputiere gleichzeitig die gesam­
ten Verteidigungsanstrengungen. Wenn 
der Zivilschutz auf " Sparflamme" gehal­
ten werde, liege dies aber auch - so 

42 

Dr. Beyer - am mangelnden Interesse 
der BevÖlkerung. 

Hilfe soll kein Zufall bleiben 

Der SicherheitsweUbewerb, den die 
BVS-Dienststelle Wetzlar anläßlich der 
Ausstellung " Rund um den Katastro­
phenschutz" durchführte, stand unter 
dem Mono: " Damit Hilfe kein Zufall 
bleibt". Auch andere Katastrophen­
schutzorganisationen, das DRK, der 
MHD und die DLRG wirkten auf den 
acht Teststationen an der ca. 100 km 
langen Fahrtstrecke rund um den AIt­
kreis Wetzlar mit. 

34 Teilnehmer starteten mit 15 Pkw, 
nachdem Stadtverordnetenvorsteher 
Kühle den Start freigegeben hatte. 
Kühle würdigte den Einsatz der Fahrer 
und Teilnehmer: Nur wer gut ausgebil­
det sei, könne richtig helfen. An den 
Stationen mußten die Teilnehmer ver­
schiedene Übungen absolvieren, so 
die Schockbekämpfung, die Atemspan­
de, die Blutstillung. Die stabile Seitenla­
ge, das Absichern der UnfallsteIle, das 
Ablöschen brennender Personen und 
andere Hilfsmaßnahmen wurden eben­
falls geübt. Die Bewertung der Leistun­
gen erfolgte nach einem festgelegten 
Punktsystem. 

Die Auszeichnung der Gewinner wurde 
am Abend im geschmückten Saal des 
Bürgerhauses von dem Schirm herrn 
der Veranstaltung , Oberbürgermeister 
Hans Görnert, vorgenommen. Joset 
Brand, Leiter der BVS-Dienststelle 
Wetzlar, der die Teilnehmer und Gäste 
begrüßte, meinte, es genüge nicht, 
nur einmal - nämlich beim Erwerb des 
Führerscheins - einen Lehrgang über 
lebensrettende Sofortmaßnahmen zu 
besuchen. Es sei zu empfehlen. sich 
alle zwei Jahre an einem Wiederho­
lungslehrgang zu beteiligen. 

Oberbürgermeister Görnert begrüßte 
die Initiative des BVS, der diese Fahrt 
ausgerichtet hatte und dankte den betei­
ligten Organisationen für ihren Einsatz. 

Als Ehrenpreis erhiellen die drei Erst­
plazierten je einen Wandteller des BVS 
und einen Zinnteller mit dem Wappen 
der Stadt Wetzlar. Es waren dies: 
Susanne Rimkus, München; Wolfgang 
Mrochen, Wetzlar, Heike Sincl , Lahn-

Hermannstein. Zusätzlich wurden wie­
tere Sachpreise vergeben. 

Wiederholungslehrgang in 
Birkenfeld 

Die freiwilligen Helfer im Behörden­
selbstschutz der Deutschen Bundes­
bank fuhren vom 20. bis 22. September 
1978 zur BVS-Schule nach Birkenfeld . 
Die 3t Teilnehmer absolvierten hier 
einen Wiederholungslehrgang . 

Nach der Begrüßung durch den stv. 
Schulleiter, Weißgerber, ging es in die 
Thematik: Der Lehrstoffplan umfaßte 
Führungstechnik, Führungsgrundlagen 
und Meldewesen. Das war wieder etwas 
Neues; nach der Unterrichlung in 
Grund- und Fachlehrgang und dem 
Wiederholungsprogramm sollte nun 
gezeigt werden, wie man im Trupp und 
in der Staffel führt und geführt wird. 

Es wurden der Ausbildung entsprechend 
eingeteilt zwei Brandschutzstaffeln, 
ein Sanitätstrupp, eine Sanitätsstaffel 
und eine Bergungsstaffel. Die Aufgaben 
der Helfer wurden kurz in Erinnerung 
gebracht. Dann kam es darauf an, der 
Führungsaufgabe gerecht zu werden. 
Zunächst noch etwas unsicher, dann 
immer sicherer wurden die Aufträge 
erteill, wurden die Lage beurteilI , die 
Entschlüsse gefaßt und schließlich die 
Anordnungen gegeben. Schnell begriff 
man, daß eine Anordnung stets von 
" oben" nach " unten" gegeben wird, 
eine Meldung jedoch von "unten" nach 
" oben" zu gehen hat. 

Da mußte beachtet werden, daß meh­
rere Brandherde bestanden und Men­
schen gefährdet waren, Löschregeln 
mußten beherrscht werden. Die Lehr­
kräfte freuten sich über gute Leistungen. 
Die Teilnehmer, die normalerweise 
im täglichen Bereich ganz andere Auf­
gaben haben, machten begeistert mit. 
Es entstand schon bald ein harmoni~ 
sches und verständnisvolles Einver­
nehmen. Viele Anfangsschwierigkeiten 
waren bald behoben. 

Von 2500 Bediensteten der Bundesbank 
sind etwa 300 im Behördenselbstschutz 
tätig ; diesmal waren es 31 Teilnehmer, 
die sich übrigens zu Beginn der Ausbil­
dung nicht einmal kannten und trotzdem 
sehr gut Hand in Hand arbeiteten. 



rH81nlonDfVPFOlZ e 
"Was man wissen sollte" 

Werbewirksam und informativ war auch 
in diesem Jahr der von der Ludwigsha­
fener BVS-Dienststelle betreute Info­
Stand auf der 14. HAFA-Verbraucher­
ausstellung Rhein-Neckar-Pfalz in Lud­
wigshafen. Der modern gestaltete, rund 
65 Quadratmeter große Stand war in 
der Friedrich-Ebert-Halle zentral pla­
ziert. Etwa zehn Prozent der insgesamt 
125 000 Ausstellungsbesucher suchten 
den Stand zu Informationsgesprächen 
auf. 

Das Leitmotiv des Informationsstandes 
war: " Damit Hilfe kein Zufall bleibt". 
Das Thema "Lebensmittelbevorratung" 
fand dabei besonderes Interesse. Viele 
Besucher beteiligten sich am Quizspiel 
" Was man wissen sollte". Als Ergebnis 
der Kurzunterrichtung im Zivil- und 
Selbstschutz waren viele Anmeldungen 
für Selbstschutz-Grundlehrgänge zu 
verzeichnen. Neue Kontakte zu Verbän­
den und Gruppen wurden hergestellt. 
Verschiedene Persönlichkeiten des 
öffentlichen Lebens sagten zu, an einem 
der nächsten Informationsseminare teil­
zunehmen. 

BVS-Dienststellenleiter Schnur konnte 
den Innenminister des Landes Rhein­
land-Pfalz, Böckmann, sowie einen 
der beiden Schirmherren der HAFA, 
Oberbürgermeister Dr. Ludwig , begrü­
ßen. Die Ortsvorsteher und die Mitglie­
der des Stadtrates waren ebenfalls 
Gäste am BVS-Info-Stand. 

Ausstellungen 
in Berufsschulen 

Auf Anregung der Kreisverwaltung Daun 
hatte die BVS-Landesstelle Rheinland-
Pfalz eine Fahrbare Zivilschutz-Ausstel-
lung in den Berufsschulen Gerolstein 
und Daun eingesetzt. Vornehmlich die 
Abschlußklassen wurden über Sinn 
und Zweck des Selbstschutzes unter-
richtet. Die Schüler wurden auch über 
die Hilfsmöglichkeiten der verschiede-
nen Organisationen informiert. Kennt-
nisse im Selbstschutz sollen ihnen spä-
ter in Selbstschutz-Grundlehrgängen 
vermittelt werden . 

An der Eröffnungsveranstaltung nahm 
eine Reihe Gäste teil , unter ihnen auch 
der Vertreter der Kreisverwaltung, 
Hommelsen, der die Situation des Zivil-
schutzes im Landkreis Daun erläuterte. 

Landrat sprach über den 
Selbstschutz 

Der Landrat von Germersheim, Stöckle, 
hatte angeregt, daß die BVS-Dienststelle 
Ludwigshafen in Rheinzabern eine In-
formationstagung veranstalten sollte. 
An dieser Tagung nahmen die Bürger-
meister der Verbandsgemeindeverwal-
tungen, deren Vertreter, die Ortsbür-
germeister der Gemeinden und die 
Sachbearbeiter für Zivil- und Katastro-
p henschutz teil. 

Als Themen der Veranstaltung waren 
vorgesehen: 

- Wirkungen moderner Angriffswaffen 
und Schutzmöglichkeiten; 

- Rechtsgrundlagen und Aufgaben 
der Zivilverteidigung; 

- Bedeutung des Schutzraumbaues; 

- Wesen und Aufgabe des Selbstschut-
zes in Wohn- und Arbeitsstätten; 

- Selbstschutz im ländlichen Bereich , 

Landrat Stöckle sprach selbst als Refe­
rent über die Aufgaben der Gemeinden 
beim Aufbau , der Förderung und der 
Leitung des Selbstschutzes. Er stellte 
die Möglichkeiten zur Unterstützung 
des Selbstschutzes durch die Gemein­
den heraus und forderte die Verbands­
bürgermeister und Bürgermeister auf, 
den ordnungsgemäßen Aufbau des 
Selbstschutzes nach der Verwaltungs­
vorschrift systematisch durchzuführen, 
Mit den erforderlichen Maßnahmen 
solle man unverzüglich beginnen. Er 
regte an, den zeitlichen Ablauf so zu 
beschleunigen, daß bis Ende 1979 die 
entsprechenden Arbeiten in den Ge­
meinden durchgeführt seien. 

Es war unschwer festzustellen, daß 
dem Landrat dieses Thema besonders 
am Herzen lag und er Wert darauf legte, 
den Aufbau des Selbstschutzes in den 
Gemeinden voranzutreiben . Allgemein 
wurde der Wunsch geäußert, diese 
Information fortzusetzen. 

soorlonD e 
Informationsseminar 
in Bosen 

Die BVS-Dienststelle Saar-Pfalz hatte 
kürzlich Funktionsträger aus den Orts­
verbänden der Jungen Union Saar-Pfalz 
zu einem Informationsseminar nach 
Bosen eingeladen. Nach der Begrüßung 
durch die Fachgebietsleiterin für Öffent­
lichkeitsarbeit bei der BVS-Landesstelle, 
Anita Darimont, erläuterte Landesstel­
lenleiter Christian Koch die Aufgaben 
des BVS. 

Die Gesprächsteilnehmer, unter ihnen 
das Landesvorstandsmitglied der Jun­
gen Union Saar, Roland Engel , und 
der stellvertretende Kreisvorsitzende 
der JU Saar-Pfalz, Wolfgang Vogel sang, 

betonten ihrerseits die Notwendigkeit 
des Bestehens von Hilfsorganisationen. 
Diese Organisationen erfüllten bei klei­
nen und großen Katastrophen wichtige 
Einsatzaufgaben. 

Kein Zweifel bestand allerdings darüber, 
daß in einem Katastrophen- oder Ver­
teidigungsfall die verfügbaren Hilfskräfte 
nicht überall gleichzeitig eingesetzt 
werden können . Deshalb müsse man 
heute schon durch entsprechende Auf­
klärung der Bevölkerung das Interesse 
am Selbstschutz wecken. Das Referat 
von Oberst a. D. Gerhard Peiler: " Ge­
danken zum Kriegsbild der Gegenwart 
und die verteidigungspolitische Situation 
der Bundesrepublik Deutschland" bot 
eine ausgezeichnete Diskussionsgrund-

lage. Frau Darimont referierte über 
den " Selbstschutz in Wohn- und Ar­
beitsstätten". BVS-Fachlehrer Canaris 
erläuterte die Wirkungen moderner 
Angriffswaffen und Schutzmöglichkeiten. 

Realistische Filme über lebensrettende 
Maßnahmen wurden gezeigt. Der Leiter 
der BVS-Dienststelle Saar-Pfalz, Albert 
Martini, sprach über "Rechtsgrundlagen, 
Organisation und Aufgaben des Zivil­
schutzes im Rahmen der Zivilverteidi­
gung". Bergdirektor Wilhelm Klein, 
Saarländisches Innenministerium, hielt 
einen Vortrag über den Bau von Haus­
schutzräumen. 

Die Funktionsträger der Jungen Union 
Saar-Pfalz sind entschlossen , in ihren 
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Ortsverbänden Aufklärungsveranslaltun­
gen uber den Selbstschulz und auch 
Selbstschulz-Grundlehrgänge durchfüh­
ren zu lassen. 

Bürgermeister trafen sich 

Landral Albert Schwarz hatte die Bür­
germeister des Saar-Pfalz-Kreises zu 
einer Dienstbesprechung nach Blieska­
stel eingeladen; vor ihnen hielt der Lei­
ter der BVS-Dienststelle Saar-Pfalz, 
Albert Martini, einen Vortrag über die 
Aufgaben des Zivil- und Katastrophen­
schulzes, Von den Bürgermeistern 
wurde die Ansicht vertreten, daß diesem 
Komplex ein höherer Stellenwert einge­
räumt werden müßte. Noch immer gebe 
es Schwierigkeiten, bei der Bevölkerung 
das entsprechende Verständnis zu wek­
ken. 

Landrat Schwarz betonte, daß den Krei­
sen und Gemeinden im Bereich der 
zivilen Verteidigung und des friedens­
mäßigen Katastrophenschulzes eine 
Fülle von Verwaltungsaufgaben obliege. 
Die zivile Verteidigung umfasse sowohl 
die zivile Vorsorge des Staates als auch 
die Selbsthilfe der Bevölkerung. Die 
Vorsorgemaßnahmen der Behörden 
müßten in einer Ausnahmesituation 
die innere Ordnung des Staates und 
die Sicherheit der Bürger gewährleisten. 
Die Verwaltung müßte darauf vorbereitet 
sein, in Spannungszeiten krisenorien­
tierte Aufgaben zu übernehmen, 

Martini erläuterte, daß die Verantwor­
tung für die Durchführung der erforderli­
chen Maßnahmen die Hauptverwal­
tungsbeamten zu tragen hätten. Zu 
ihrer Unlerslülzung müßten Arbeitsstäbe 
gebildet werden, in denen auch die 
im Katastrophenschulz mitwirkenden 
Organisationen vertreten seien. Ab­
schließend wurden Warndienst, Schulz­
raumbau , Aufenthaltsregelung . Gesund­
heitsvorsorge und Selbstschutz der 
Bevölkerung besprochen . 

Bei Übungen wie der .. Intex 78", an 
der der Saar-Pfalz-Kreis mit einem 
Übungsstab und einer Rahmenleitungs­
gruppe mitgewirkt hat, werde deutlich, 
welche großen Probleme im Katastro­
phen- , Spannungs- oder Verteidigungs­
fall auf die Verwaltungen zukommen­
und wie wenig diese im Grunde darauf 
vorbereitet seien. Die anwesenden Bür­
germeister berichteten über die Schwie­
rigkeiten, die in den Städten und Ge­
meinden bei der Durchführung von 
Aufgaben des Zivil- und Katastrophen­
schutzes auftreten. Man war sich darin 
einig, daß die Offentlichkeitsarbeit ver-
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bessert werden müsse. Bei der Erstel­
lung der Ortsbeschreibungen wird die 
Kreisverwaltung den Gemeinden bera­
tend zur Seite stehen. 

Wahl der Helfervert.eter 

Als Helfervertreter bei der BVS-Landes­
stelle Saarland wurde am 23. Septem­
ber 1978 Günter Woller, BVS-Dienst­
stelle Saarbrücken, gewählt. 1. Stellver­
treter wurde Helene Dermuth, BVS­
Dienststelle Dudweiler; als 2. Stellvertre­
ter Norbert Denis, BVS-Dienststelle 
Saarlouis, gewählt. 

Viel Prominenz auf der 
Ausstellung 

Auf der Internationalen Verbraucheraus­
stellung .. Welt der Familie", die vom 
16. bis 24. September 1978 in Saar­
brücken stattfand , war auch die BVS­
Wanderausstellung .. Rund um den Ka­
tastrophenschulz" zu sehen. Das Rah­
menprogramm für diese Wanderausstel­
lung wurde unter der Leitung des Zivil­
schulzamtes der Landeshauptstadt 
Saarbrücken und von den Katastro­
phenschutzorganisationen des Stadtver­
bandes gestaltet. 

Unter den zahlreichen Ehrengästen, 
die diese Ausstellung besuchten, waren 
auch der Bundesminister für Jugend, 
Familie und Gesundheit, Frau Antje 
Huber, sowie die Landesminister Alfred 
Wilhelm, Josef Jochum und Frau 
Dr. Scheuerlen. 

Weitere prominente Besucher waren 
der Vizepräsident des Saarländischen 
Landtages, Heinrich Mann; der Vorsit­
zende des DGB Saar, MdL Manfred 
Wagner; Stadtverbandspräsident Hei­
nemann sowie der Schirmherr der Aus­
stellung , Oberbürgermeister Oskar La­
fonlaine. mit den Bürgermeistern der 
Partnerstädte Nantesl Frankreich, Alain 

Chenard, und Tbilissi (Tiflis)/ UdSSR, 
B. Lobjandze. 

BVS-Dienststellenleiter Joachim 
Schmelzer konnte außerdem zahlreiche 
Abgeordnete des Landtages, Vertreter 
des Stadtverbandtages und des Stadt­
rates begrüßen. 

Oberbürgermeister Oskar Lafontaine 
eröffnete die Wanderausstellung, wobei 
er auch die Situation des Katastrophen­
schulzes im Stadtverband Saarbrücken 
schilderte. Seine Ansprache wurde 
für die ausländischen Gäste sofort über­
selzt. Unter dem Beifall vieler Gäste 
bestiegen Bürgermeister ChEmard aus 
Nantes und Beigeordneter Münster 
den Fahrkorb einer Drehleiter der Be­
rufsfeuerwehr und ließen sich 30 m 
hoch fahren, 

Der saarländische Innenminister Al fred 
Wilhelm ließ es sich nicht nehmen, 
Saarwasser zu kosten, nachdem es 
durch die Wasseraufbereitungsanlage 
des THW gelaufen war, Oppositionsfüh­
rer Friedei Läpple besuchte ebenfalls 
die Ausstellung und besprach mit den 
Vertretern der Katastrophenschutzorga­
nisationen Probleme der Weiterentwick­
lung des Katastrophenschulzes. Viele 
Ehrengäste trugen sich in das Ehren­
buch der Wanderausstellung ein. 

Der Saarländische Rundfunk, das Fern­
sehen und die Presse berichteten aus­
führlich über die BVS-Ausstellung. 

DAG-Jugend interessiert sich 
für den Selbstschutz 

Die DAG-Jugendleitung des Landes­
verbandes Rheinland-Pfalz-Saar führte 
in Zusammenarbeit mit der BVS-Lan­
desstelle Rheinland-Pfalz für junge 
Funktionäre (Betriebsjugendvertreter, 
junge Betriebsräte und Jugendvorstän­
da) ein Informationsseminar in Ottwei­
lerl Saar durch 

Erstmalig beschäftigte sich der Teil­
nehmerkreis mit dem Problem des 
Selbstschulzes und mit den Gefahren, 
die im Verteidigungsfall der Zivilbevöl­
kerung drohen. 

Die Teilnehmer waren sich zum Ab­
schluß des Serninars einig, die Mitmen­
schen, sei es Im Betrieb oder im priva­
ten Bekanntenkreis, verstärkt über die 
Möglichkeiten des Zivilschutzes zu 
informieren. 

Außerdem machten sich einige Teil­
---------------· 1 nehmer Gedanken, ob sie im Selbst­
Bundesminister für Jugend, Familie und 
Gesundheit, Frau Antje Huber, trägt sich 
In das Gästebuch des BVS ein. Neben 
Ihr Frau Minister Scheuerlen. 

schutz oder in den Katastrophen­
schutz-Organisationen sich nicht aktiv 
beteiligen sollten, um somit einen eige­
nen Beitrag zu leisten . 



BVS klärt Schüler auf 

Die Klasse 10 b des Gymnasiums 
Oberndorf hatte in Villingen-Schwennin­
gen die Ausstellung " Unser Heer" be­
sucht. Noch beeindruckt von den Beträ­
gen, die jährlich für die militärische 
Verteidigung ausgegeben werden, 
tauchte auf der Heimfahrt dann plötzlich 
die Frage auf: " Was wird denn eigent­
lich jährlich für den Zivilschutz und den 
Selbstschutz der Bevölkerung ausge­
geben?" 

Klassenlehrer Dr. Schmid konnte darauf 
zwar keine Antwort geben, doch er 
vereinbarte telefonisch mit der BVS­
Dienststelle Rottweil einen Termin. 
Dienststellenleiter Gneist erläuterte 
bald darauf in einer Unterrichtsstunde 

den Schülern anhand graphischer Dar­
stellung, in welchem Verhältnis diese 
Ausgaben des Bundes zueinander ste­
hen. Er führte aus, was für die einzel­
nen Aufgabengebiete der Zivilverteidi­
gung aufgewendet wird. 

Übrigens: Alle Schüler wollen in ihrer 
Freizeit an einem Selbstschutz-Grund­
lehrgang und an den Ergänzungslehr­
gängen teilnehmen. Dieses Beispiel 
aber beweist, daß die Jugend von heute 
doch über einen gesunden Bürgersinn 
verfügt. 

Heimat- und Stadtfest -
BVS machte mit 

Am Heimat- und Stadtfest in Ohringen 
beteiligte sich auch die BVS-Dienststelle 

Schwäbisch Hall mit der Wanderausstel­
lung " Der Mensch im Mittelpunkt" und 
der Ausstellungskoje der BVS-Landes­
stelle Baden-Württemberg. Der BVS­
Stand war mit haupt- und ehrenamtli­
chen Mitarbeitern besetzt, die zahlrei­
chen Besuchern Rat und Auskunft ge­
ben konnten. 

In das ausgelegte Gästebuch trugen 
sich unter anderem der Bürgermeister 
der Stadt Ohringen, der Landrat des 
Hohenlohekreises, Landtagsabgeord­
nete und auch der Vizepräsident des 
BZS ein. 

BVS-Dienststellenleiter Grab war mit 
dem regen Besuch sehr zufrieden, vor 
allem aber mit den vielen EinzeIbera­
tungen, die am BVS-Stand durchgeführt 
wurden. 

Bo~ern 0 
Die Einsicht kommt meist 
zu spät 

In der Bundesrepublik Deutschland 
sterben jährlich rund 17 000 Menschen 
im Straßenverkehr. 12 000 Personen 
kommen bei Unfällen im Haus ums 
Leben; 9000 sterben an den Folgen 
von Betriebsunfällen . Mehr als eine 
Million Menschen werden jährlich ver­
letzt. Der einzelne steht einem Unglück 
meist machtlos gegenüber, er hat nicht 
gelernt, wie er sich selbst oder anderen 
helfen kann. 

Die Sache des Selbstschutzes müßte 
viel ernster genommen werden, meinte 
angesichts dieser Zahlen Oberbürger­
meister Dr. Zaitler bei der Eröffnung 
einer Informationsausstellung über den 
Selbstschutz in der Schalterhalle der 
Städtischen Sparkasse Würzburg an 
der Hofstraße. Zeitler begrüßte es, daß 
der BVS-Dienststellenleiter von Würz­
burg , Breu, mit dieser Ausstellung den 
Bürgern die Möglichkeit gegeben hat, 
sich über den Selbstschutz zu informie­
ren. 

Wie wichtig das Wissen um Selbst­
schutzmaßnahmen sei, werde meist 
erst dann erkannt, wenn Probleme auf­
tauchen. Die Lohrer Katastrophe sei 
dafür ein deutliches Beispiel. Auch in 
den zuständigen Ämtern der Stadt, 

Zahlreiche Gäste waren zur Eröffnung 
der BVS-Informationsschau in der Stadt­
spancasse Würzburg erschienen. 

meinte der OB, müsse die Frage der 
Sicherheit immer wieder neu gestellt 
werden. 

Der Leiter der Fahrbaren Zivilschutz­
ausstellung , Heine, gab vor den zahlrei­
chen Gästen Erklärungen zu den 
Schautafeln, dem Schaumodell und 
dem Gerät für den Selbstschutz. 

Kilian Deutscher 
verabschiedet 

Der langjährige Leiter der BVS-Dienst­
stelle Bad Neustadt, Kilian Deutscher, 
der seit 1957 die Dienststelle leitete, 
wurde nach Erreichen der Altersgrenze 
verabschiedet. Bereichsbeauftragter 

Im Kreise seiner Mitarbeiter nahm BVS­
Dienststellenleiter Deutscher (5. v.!.) 
Abschied vom BVS. 

Breu, Würzburg. würdigte in einer Feier­
stunde die Verdienste, die Deutscher 
sich bei seiner Tätigkeit für den BVS 
erworben hat. Die Ausbildung im Land­
kreis Rhön-Grabfeld, stellte Breu her­
aus, sei für ganz Bayern beispielge­
bend . Der Scheidende sei außerdem 
der am längsten in diesem Amt tätige 
BVS-Dienststellenleiter in Bayern. 

Landrat Dr. Steigerwald , der zusammen 
mit Regierungsrat Scheid zu der Verab­
schiedung gekommen war, lobte die 
Arbeit Deutschers, der während seiner 
langen, ehrenamtlichen Tätigkeit viel 
Ausdauer bewiesen habe. Seine Zu­
sammenarbeit mit dem Landratsamt 
sei stets gut gewesen. Landrat Dr. Stei­
gerwald übergab als Zeichen des Dan-
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kes ein Buch. Deutscher bedankte sich 
für die ihm zuteil gewordenen Ehrungen 
und bei seinen bisherigen Mitarbeitern 
für die gute Zusammenarbeit. 

Hein. Nachfolger von Dienststellenleiter 
Deutscher wurde Gert Schmitt. 

zunächst auf sich allein gestellt. Das 
Wissen um die Gefahr und die Fähig­
keit, sich selbst und anderen helten 
zu können, können lebensentscheidend 

Sicherheit auch im Urlaub sein. 

Höhepunkt der Feierstunde war die 
Überreichung der Ehrenurkunden an 
Deutscher und an andere, langjährige 
Mitarbeiter. Für 20jährige Tätigkeit im 
BVS wurden Kilian Deutscher, Paul 
Mausolt, Kurt Winter und Erwin Hein 
geehrt. Urkunden für eine 15jährige 
BVS-Tätigkeit erhielten Adolt Pradel 
und Franz Stanovsky; für 10jährige 
Tätigkeit wurde Woltgang Loberg aus­
gezeichnet. Das Ehrenzeichen des 
BVS erhielten Paul Mausolf und Erwin 

Graf Lambsdorff beim BVS 

Erstmals fand in Kulmbach die " Ober­
fränkische Ausstellung" statt, bei der 
auch der BVS mit seinem Informations­
stand "Ein Bekenntnis zum Leben" 
vertreten war. 

Am Eröffnungstag stattete der Schirm-

Gemeinsam mit dem Arbeiter-8amari­
ter-Bund, dem Bayerischen Roten 
Kreuz, dem Malteser-Hilfsdienst, dem 
Technischen Hilfswerk und der Polizei 
trat der Bundesverband für den Selbst­
schutz mit einer Aktion an die Offent­
lichkeit, um auf die Notwendigkeit der 
Selbsthilfe hinzuweisen. 

Bei Unglücksfällen im Urtaub, im Haus­
halt, im Straßenverkehr, in den Betrie­
ben oder bei Naturkatastrophen ist jeder 

herr der Ausstellung, Bundeswirt­
schaftsminister Dr. Olto Graf Lambsdorff 
dem BVS-Stand einen Besuch ab und 
trug sich bei dieser Gelegenheit in das 
Gästebuch ein. In seiner Begleitung 
befanden sich der Kulmbacher Ober­
bürgermeister Dr. Erich Stammberger 
und der Regierungspräsident von Ober­
franken, Walter Winkler. 

Prominente Besucher auf dem BVS-Informatlonsstand: Bundeswirtschaftsminister 
Graf Larnbsdorff (Mitte) und Kulmbachs Oberbürgermeister Cr. Stammberger (rechts). 

17 Selbstschutzberater 
ausgebildet 

Die Mund-zu-Mund-Beatmung, das 
Löschen " brennender" Personen, orga­
nisatorische Fragen, alles dies gehört 
zum Wissensgebiet der Selbstschutz­
Berater. Eine Frau und 16 Männer aus 
dem Landkreis Regensburg ließen sich 
auf diese Aufgabe vorbereiten. Die 
von BVS-Fachlehrern ausgebildeten 
Selbstschutz-Berater sind eine erste 
" AnlaufsteIle" für Notlallmeldungen 
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und Kontaktpersonen für die Hilfsorga­
nisationen. 

Nach der umfassenden Belehrung durch 
Lehrgangsleiter Rosenhammer und 
nachdem praktische Übungen absolviert 
worden waren, wurde ein Film über 
" echte" Maßnahmen am Unfallort vor­
geführt. Danach fuhren die Lehrgangs­
teilnehmer zum Übungsplatz des Tech­
nischen Hilfswerkes, um den Ernstlall 
zu proben: eine "brennende" Person 
mit einer Decke ablöschen, Löschgeräte 
bedienen usw. 

Die Bürger von Schweinfurt hatten des­
halb auf dem Postplatz Gelegenheit, 
anhand einer Checkliste an übungssta­
tionen zu überprüfen, ob sie noch in 
der Lage sind, " lebensrettende Sofort­
maßnahmen" durchzuführen. Dazu 
gehörte z. B. das Bergen aus einem 
Fahrzeug, das Ablöschen brennender 
Bekleidung, die richtige Seitenlagerung 
Verletzter, die Durchführung der Atem­
spende und das Stillen bedrohlicher 
Blutungen. 

Nachruf 

Am 8. August 1978 verstarb im 48. Le­
bensjahr der Fachbearbeiter der BVS­
Dienststelle Bamberg, 

Alfred Llerhelmer 

Lierheimer, der während eines Urlaubs 
an Herzversagen starb, war seit August 

1966 ehrenamtlicher Helfer der Dienst­
stelle Bamberg und als graduierter In­
genieur und Architekt vor allem als 
Schutzbau-Sachverständiger und 
Schutzbauberater tätig. Seine Verdien­
ste um den Selbstschutz wurde im April 
1974 mit der goldenen Ehrennadel ge­
würdigt. 

Seit dem , . Juli 1976 war Alfred Lier­
heimer als hauptamtlicher Fachbearbei­
ter bei der Dienststelle Bamberg tätig; 
an der Schutzwertuntersuchung in 
Straubing vom September bis Dezem­
ber 1977 war er maßgeblich beteiligt. 

Wir werden ihm ein ehrendes Andenken 
bewahren. 



SOHL8SWIGrvHOLST81n f) 
Gemeinsames Sommerlager 
von THW und Feuerwehr 

Eine gelungene Gemeinschaftsveran­
staltung führten in der Zeit vom 29. Juli 
bis 6. August der THW-Ortsverband 
Heide und die Heider Freiwillige Feuer­
wehr durch: In einem Zeltlager auf dem 
Gelände der Fünf-Seen-Kaserne (Bi­
wakplatz) des Pionierbataillons 6 am 
Suhrer See bei Plön verlebten 12 
THW-Junghelfer und 14 Mitglieder der 
Jugendfeuerwehr aus Heide zehn erleb­
nisreiche Tage bei gemeinschaftlicher 
Ausbildung und Freizeitgestaltung. La­
ger- und Ausbildungsleiter war der Zug­
führer vom 3. Bergungszug des 
THW-OV Heide, Bockelmann. 

Für die Ausbildung und Betreuung der 
Junghelfer standen ihm zur Verfügung : 
Vom THW je ein Ausbilder " Wasser­
diensf ', " Gerätediensf' , " Stegebau" 
und ein Jugendgruppen-Betreuer, von 
der FFW ein Ausbilder " Brand schutz" 
und ein Jugendgruppen-Betreuer, vom 
DRK ein Ausbilder " Erste Hilfe" und 
eine Helferin. 

An den beiden Wochenenden kamen 
jeweils noch weitere 17 THW-Helfer 
ins Lager, so daß an den vier Wochen­
endtagen insgesamt 33 Helfer des 
THW-OV Heide am Ausbildungsdienst 
teilnahmen. Der im Ausbildungsplan 
festgesetzte Zeitplan für die Gemein­
schaftsausbildung konnte im wesentli­
chen eingehalten werden , wenn auch 
aufgrund der warmen Tage, die Ende 
Juli herrschten, zum Teil eine zeitliche 
Verschiebung der Ausbildungsvorhaben 
auf die Abendstunden erfolgen mußte. 

Es wurden folgende Ausbildungsvorha­
ben durchgeführt: 

GemeinschaftsausbIldung 

UVV-Bestimmungen Wasserdienst, 

Fahren auf dem Wasser, 

Retten aus Wassergefahren, 

Erkundungsübungen, 

Bau eines Steges aus Fähren­
unterbauteilen, 

Bau einer Raumfähre, 

Handhabung von Feuerlöschern, 

Waldbrandbekämpfungsmaßnahmen, 

Beladepläne GKW und MKW. 

Elnzel- und GruppenausbIldung 

THW: üben von Anlegemanövern unter 
Aufsicht der Ausbilder mit M-Boot und 
Halbponton, Arbeiten mit Motorsäge 
und Bohrhammer, Bergen aus Höhen. 

FFW: Handhabung der TS 8/8 , Ausbil­
dung im Feuerwehrwesen, Sicherungs­
maßnahmen bei Waldbrandgefahr auf 
Biwakplätzen. 

DRK: Gemeinschaftsausbildung aller 
Helfer in Sofortmaßnahmen am Unfallort 
und Versorgung von Verletzten. 

Das zehntägige Sommerlager am Suh­
rer See mit Ausbildungsbetrieb und 
gemeinsamer Freizeitgestaltung, wobei 
Baden, Rudern, Ballspiele und Grill­
abende zu den beliebtesten Freizeitbe­
schäftigungen gehörten, hat allen Teil­
nehmern von Feuerwehr, THW und 
DRK gut gefallen. Die Versorgung der 
Helfer mit Frühstück, Mittag- und 
Abendessen hatte die Bundeswehr 
übernommen. Das von der Küche des 
Pionierbataillons 6 zubereitete Essen 
war gut und reichlich. Wer besonders 
hungrig war, konnte sogar abends noch 
einen " Nachschlag" aus überschüssen 
erhalten. 

Rückschauend ist festzustellen, daß 
das von THW und FFW gemeinschaft­
lich durchgeführte Sommer- und Ausbil­
dungslager eine gelungene Veranstal­
tung gewesen ist, die man bald einmal 
wiederholen sollte. Sie hat allen Betei­
ligten ermöglicht, sich untereinander 
und die anderen Organisationen besser 
kennenzulemen. 

Das Ziel dieser Gemeinschaftsveranstal­
tung der drei Heider Hilfsorganisationen, 
" die Zusammenarbei1 auf örtlicher 
Ebene zu fördern und zu vertiefen" , 
ist sicherlich erreicht worden. K.-H. B. 

Wasserrettungsübung auf 
dem Großen Eutiner See 

Eine großangelegte Wasserrettungs­
übung wurde am Sonnabend, dem 
2. September 1978, auf dem Großen 
Eutiner See abgehalten. Tausende 
von Besuchern eines an diesem Tage 
am Seeufer veranstalteten Großfloh­
mark1es konnten die übung verfolgen. 

Angenommene übungslage: Auf einem 
Motorfahrgastschiff bricht ein Feuer 
aus. Etwa zwölf Personen (Freiwillige 
der Bundeswehr) müssen das Schiff 
verlassen und schwimmen im Wasser. 
Die Rettungsleitstelle des Kreises Ost­
holstein erhält den Notruf von der Poli­
zei und alarmiert über Funk, Telefon 
und Sirene die Hilfsorganisationen. 

Zu Hilfe gerufen wurden die Freiwilligen 
Feuerwehren Eutin und Malente mit 
je einem Rettungsboot, das Technische 
Hilfswerk Eutin mit einem Schlauchboot 
mit Aubo und die DLRG Malente/Eutin 
mit zwei Rettungsbooten. Gleichzeitig 
startete der RettungShubschrauber 
" Christoph 12" mit der Seenotaus­
rüstung an Bord . 

Der Hubschrauber traf als erster an 
der Unglücksstelle ein und warf ein 
Rettungsboot, zwei Rettungsinseln und 
drei Rettungsringe ab. Inzwischen trafen 
auch die Helfer des DRK und der JUH 
mit je einem Rettungswagen ein und 
errichteten ein Zelt als Verletzten-Sam­
melstelle am Seeufer. 

Die zwölf Personen - sicherheitshalber 
mit Schwimmwesten ausgerüstet -
wurden von den RettungSbooten gebor­
gen und an Land gebracht, wo sie von 
drei Ärzten versorgt wurden. Dabei 
standen die Bootbesatzungen in ständi­
gem Funkkontakt mit der Technischen 
Einsatzleitung (TEL) , die sich am See­
ufer in einem Führungswagen etabliert 
hatte. Die TEL setzte sich aus je einem 
Vertreter der Hilfsorganisationen zu­
sammen. Die Kreisverwaltung Osthol­
stein hatte außerdem ein Fernmeldefüh­
rungsfahrzeug entsandt. 

über Lautsprecher konnten die Zu­
schauer den Funkverkehr mithören. 
Der übungsablauf wurde abschließend 
von der THW-Führung kommentiert . 
Auch ein Fernsehteam war, zur Berich­
terstattung aus der Luft, eingeladen 
worden. 

Das übungsziel , die Erprobung der 
Arbeit einer Technischen Einsatzleitung , 
die sich aus den Vertretern der ver­
schiedenen Fachdienste zusammen­
setzt, wurde zur Zufriedenheit aller Be­
teiligten erreicht. Für die Besatzung 
von " Christoph 12" , der erst vor kurzem 
mit dem Seenotrettungsgerät ausgerü­
stet worden war, gab die übung eine 
willkommene Gelegenheit, dieses Gerät 
praktisch zu erproben. J. G. 
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HOmBUrG /I) 
Neue Relais-Station tür das 
THW Hamburg 

Vor einiger Zeit hat die Feuerwehr der 
Freien Hansestadt Hamburg die größte 
computergesteuerte Einsatzzentrale 
Europas in Betrieb genommen, von 
der aus die gesamte Einsatzlenkung 
erfolgt. Die Einsatzzentrale umfaßt ins­
gesamt 16 Leitplätze, die für spezielle 
Aufgaben, Großeinsätze und Katastro­
phen vorgesehen sind . über die Alarm­
plätze werden nicht nur die Feuer­
wachen, sondern auch die freiwilligen 
Feuerwehren, Sanitätsorganisationen 
und das Technische Hilfswerk in Zukunft 
in Sekundenschnelle alarmiert. 

Das THW Hamburg sah sich gezwun­
gen, die Alarmierung für den Teilneh­
merkreis " Führungskräfte der Deichver­
teidigung" - der auf dem THW-Kanal 
alarmiert wird, zu erweitern und damit 
auch die Einsatzbereitschaft der Einhei­
ten wesentlich zu erhöhen. 

Der Stand der alten Relais-Stelle auf 
der Veddel bot auf Grund seiner topo­
graphischen Lage nicht die Gewahr, 
in einigen Hamburger Stadtteilen, die 
als sogenannte " Funklöcher" bekannt 
sind und in denen nunmehr auch Funk­
alarmempfänger stationiert werden 
müssen, eindeutige Auswertungen von 
Alarmierungen sicherzustellen. 

Als neuer Standort bot sich das Dach 
des Verwaltungsgebäudes der Bavaria­
und St. Pauli-Brauerei - 66 Meter über 
NN - an. Da die Brauerei schon immer 
ein offenes Ohr für die Belange des 
Katastrophenschutzes, speziell des 
THW, hatte - eine komplette Funkaus­
stattung wurde gespendet und auch 
sonst bei der Bewältigung vieler kleiner 
Probleme geholfen - wurde auch in 
diesem Falle sofort einer Errichtung 
auf dem Dach des Verwaltungsgebäu­
des zugestimmt. Die Relais-Station 
konnte so in kürzester Zeit mit Unter­
stützung des BZS, der Funkwerkstatt 
des HVB und der Brauerei neu aufge­
baut werden. 

Am 15. März wurde die Relais-Stelle 
offiziell in Betrieb genommen und in 
einer Pressebesprechung der Offent­
lichkeit vorgestellt. Bei der Vorstellung 
hob THW-Landesbeauftragter Trautvet­
ter die besondere Bedeutung dieser 
Station für das THW Hamburg, sowohl 
für die Alarmierung der Führungskräfte 
als auch für den gesamten Sprechfunk­
verkehr des THW, hervor. Weiterhin 
führte er vor den Vertretern der Ham­
burger Presse, den Führungskräften 
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Per Knopfdruck setzte Publlc-Relations­
Direktor KölIIsch die neue Relais-Station 
In Betrieb. 

der Hamburger THW-Bezirksverbände 
und den Gastgebern der Bavaria aus, 
daß die Relais-Stelle auf Grund ihrer 
Reichweite über die Landesgrenzen 
Hamburgs hinaus - von Bergedorf bis 
Cranz und von Lüneburg bis Kaltenkir­
chen - auch wichtig für die Heranfüh­
(ung von Einsatzeinheiten aus anderen 
Bundesländern, z. B. für den Luft- oder 
Seetransport bei Auslandseinsätzen, 
ist. 

Nach diesen grundsätzlichen Ausfüh­
rungen und dem Dank an die Brauerei 
sowie an die Zentralwerkstatt Langen­
horn tUr die gewährte Unterstützung bei 
der Errichtung dieser Station, setzte der 
Public-Relations-Direktor der Bavaria, 
Hein KÖllisch, die Anlagen durch Knopf­
druck in Betrieb. Eine Probe-Alarmie­
rung und Standort meldung der mit Funk 
ausgerüsteten Fahrzeuge, in allen 
Hamburger Stadtteilen verteilt, ergaben 
in jedem Fall einen einwandfreien Emp­
fang und eine eindeutige Alarmauswer­
tung . 

Zum Abschluß der Veranstaltung hatte 
die Bavaria zu einer Betriebsbesichti­
gung und zu einem Imbiß eingeladen. 
In seinen Dankesworten hob Trautvetter 
die große Aufgeschlossenheit des Un­
ternehmens für die Belange des THW 
und die uneigennützige, großzügige 
Unterstützung bei vielen " Alltagspro­
blemen" des THW besonders hervor. 
" Sollte einmal der Fall eintreten, dem 
Unternehmen in irgendeiner speziellen 
THW-Aufgabe helfen zu können, so 
wird das THW Hamburg mit allen Kräf­
ten zur Verfügung stehen." 

Fur die Verdienste wurde der THW­
Kamerad und leitende Mitarbeiter der 
Brauerei, Curt Ehlers, mit dem vom 
Vizepräsidenten des BZS und Direktors 
des THW verliehenen THW-Helferzei­
ehen in besonderer Ausführung sowie 
der technische Mitarbeiter in der Zen­
tralwerkstatt Langenhorn, Horst Schnei­
der, mit dem THW-Helferzeichen in 
Gold ausgezeichnet. 

Großeinsatz im Rathaus 

Alle sieben E-Gruppen der Instandset­
zungszüge unterstützten im Rahmen 
einer übung den diesjährigen " Rat­
hausmark1". Für drei Tage wurde das 
Rathaus für die Hamburger Bevölkerung 
geöffnet und glich einem großen Basar 
mit Buden und Ständen. Die gesamte 
Stromverteilung für diese Großveranstal­
tung wurde unter der Leitung von Grup­
penführer Dieter Klock von den Helfern 
der E-Gruppen der Hamburger THW­
Bezirksverbände verlegt. 600 m Kabel 
wurden installiert; der Innenhof des 
Rathauses für eine Tanzveranstaltung 
ausgeleuchtet und eine große Anzahl 
von Schalt- und Verteilerkästen ange­
schlossen. 

Frau Elke Klose, die Gattin des 1 . Bür­
germeisters der Freien und Hansestadt 
Hamburg, die die Schirmherrschaft 
über die Veranstaltung übernommen 
hatte, sprach allen THW-Helfern für 
ihren Einsatz den Dank aus. Dabei 
blieb es aber nicht allein: Die Helfer 
wurden zu einer Barkassenfahrt einge­
laden und besichtigten die Firma Mes­
serschmitt-Bötkow-Blohm in Finkenwer­
der. Die Hallen, in denen der " Airbus" 
gefertigt wird , erregten die besondere 
Aufmerksamkeit der Helfer. 

Da die Aktion so gut geklappt hatte, 
wurden die Helfer von den THW-Be­
zirksverbänden Hamburg-Mitte und 
Hamburg-Harburg für einen ähnlichen 
Einsatz in das Rathaus gerufen: Anläß­
lieh der Europawahlen stellten sich 
die beteiligten Nationen im Rathaus 
vor. Auch hier sorgte das THW für den 
notwendigen " Saft" und damit für den 
reibungslosen Ablauf der Veranstaltung. 

A. K. 

THW bei Fecht-WM 

Ein B-Zug des THW-Bezirksverbandes 
Hamburg-Eimsbüttel war im Rahmen 
einer technischen Leistung bei den 
diesjährigen Fecht-Weltmeisterschaften 
in Hamburg an mehreren Wochenenden 
eingesetzt. 

Die Helfer leisteten technische Hilfe 
beim Aufbau der Fechtbahnen sowie 
Transporthilfe und unterstützten bei 
der Einrichtung der Stromversorgung. 

Als Dank wurden die Helfer ausreichend 
mit Freikarten tür die verschiedenen 
Kämpfe vom Organisationskomitee 
ausgestattet. 



"Feierabend auf 
Reiherwerder" 

Was 1977 ein großer Erfolg war, wurde 
in diesem Jahr fortgeselzt: Der Bezirks­
bürgermeisler von Reinickendorf, Her­
bert Grigers, begrüßle 600 Gäsle aus 
Polilik, Wirtschaft, viele Vertreler der 
SChulellernschaf1en, dem Sozialwesen 
und allen Hilfsorganisationen im 
Schloßpark der " Villa Borsig" auf 
Reiherwerder. 

Vor dem hell angeslrahllen Schloß, 
ehedem der Besi1z der Familie Borsig 
und heule Seminarzenlrum der Deul­
schen Sliftung für inlernalionale Enl­
wicklung, ha11e der THW-Bezirksver­
band Reinickendorf vier Großzeile und 
eine Tanzfläche von ca. 100 m2 aufge­
baut In dem abseils aufgesleillen Kü­
chenzell wurden am Tage des " Feier­
abends auf Reiherwerder" in drei Feld­
kochherden M 37 sechshundert Portio­
nen Erbseneinlopf zubereilet In Verbin­
dung mil vielen Sländen, die von Milar­
beilern des BezirksamIes Reinickendorf 
betreut wurden, sorgte ein zusätzliches 
Angebol von "Schuslerjungs" bis zum 
Grillwürslchen für einen lypisch Berliner 
Abend. 

In seiner Begrüßungsansprache dankle 
der Bezir1<sbürgermeisler allen, die 
läglich für die Bürger des Bezirks Rei­
nickendorf ehrenam1lich lälig sind und 
fügle hinzu, daß unser Slaal auf ihre 

Der Regierende Bürgermeister von Berlln, 
Dietrich Stobbe (Vierter von links), und 
der Bezirksbürgermeister von Reinlcken­
dorf, Herbert Grlgers (Dritter von links), 
Im Kreis der THW-Helfer vom BezIrks­
verband Relnickendorf. 

Mitarbeil nichl verzichlen kann . Diese 
Einladung sei ein kleiner Dank für ihre 
lägliche Einsa1zbereilschaft. 

Wie angekündigl, konnte Bezir1<sbur­
germeisler Grigers im Laufe des Abends 
Reinickendorfs prominenleslen Bürger, 
den Regierenden Bürgermeister von 
Berlin, Dielrich Slobbe, begrüßen. Bei 
seinem Rundgang wurde der" Regie­
rende" beim THW durch den Bezirksbe­
auftraglen für Reinickendorf begrüßt 
Zwischen einem Schlag Erbsensuppe 
informierte er sich kurz und slell1e sich 
anschließend mil den Einsalzkräf1en 
zu einem Pressefoto. 

Obwohl für die Küchenmannschaft der 
Einsa1z bis in die ersle Morgenslunde 
ging, kann hier gesagl werden: Es war 
wieder ein gelungener "Feierabend 
auf Reiherwerder ' . B. Z. 

Verabschiedung von Regie­
rungsamtsrat Fischer und 
Geschäftsführer Boehm 

Mil Ablauf des Monals Augusl wurde 
der Hauplsachgebiels1eiler 4 beim 
THW-Landesverband Berlin, RAR Peler 
Fischer, in den Ruhesland verse1zt 
Gleichzeilig schied der Geschäftsführer 
des Geschäftsführerbereichs MiUe­
Wesl, Klaus-Dieler Boehm, wegen vor­
zeiliger Berenlung aus dem akliven 
Diensl aus. 

Zur Verabschiedung der BediensIelen, 
die beide über 25 Jahre hauplamllich 
im THW lälig waren, erschienen viele 
Gäsle und praklisch alle THW-Füh­
rungskräfte im Bezir1<sverband Charlol­
lenburg/Wilmersdorf. 

Regierungsdireklor Ferdinand Sländer, 
in Vertrelung des Direklors des THW, 
sprach im Namen der THW-Leilung 
den Dank für die gule und freundschaft­
liche Zusammenarbeil aus und über­
reichle die En1lassungsurkunde. In den 
Ansprachen der Gäsle, insbesondere 
des Landesbranddireklors Kurt-Werner 
Seidel , des THW-Landesbeauftraglen 
für Hamburg, Günler Traulve11er, und 
des Technischen Leilers des ASB, 
Werner Seidel, aber auch in vielen 
Gesprächen beim anschließenden kal­
len Buffel wurde die verdienslvolle Tä­
ligkeil der beiden Scheidenden gewür-
digl. G. B. 

nledersOOHsen e> 
THW-Landeswettkämpfe 
in Bissendorf: OV Lüchow­
Dannenberg wurde Sieger 

Der von Fahrzeugen zerpflügle und 
an vielen SIelien knöchellief aufge­
weichle Grasboden des übungsgelän­
des in Bissendorf war sichlbares Zei­
chen für die ungünsligen WiUerungsver­
hällnisse, die sowohl Vorbereilung als 
auch Durchführung der Leislungswett­
kämpfe des THW-Landesverbandes 
Niedersachsen begleileI haUen. 

Als der Hauplsachgebielsleiler Ausbil­
dung, Friedrich Lubach, am 30. Sep­
lember morgens um 8 Uhr die Schieds­
richler auf dem übungsgelände zur 
Einweisung zusammenrief, standen 
allen Beleiliglen, Schiedsrichlern , Be­
lreuungspersonal und vor allen Dingen 
den Wettkampfgruppen, zwei harte 

Tage bevor. Im Vergleich zu den Lei­
slungsweUkämpfen auf Bezirksebene, 
die im Juni an gleicher Slelle von Grup­
pen aus 50 Ortsverbänden durchgeführt 
worden waren , hatten die nun zu lösen­
den WeUkampfaufgaben eine belrächl­
liehe Sleigerung erfahren: 

Mauerdurchbruch 

In einem Belonrohr von 0,80 m Durch­
messer liegend, mußlen zwei Helfer, 
die sich abwechseln durften, mil Meißel 
und Fäuslel aus dem Tragesa1z C -
unler leichlern Alemschulz (ABC­
Schutzmaske Z 56) - einen Mauer­
durchbruch von ca. 0,40 x 0,60 m durch 
eine Kalksandsteinmauer von 0,36 m 
Slärke slemmen. 

Eine KrankenIrage mil einem Verlelzlen 
mußle ungehindert die Durchbruchs1elle 
passieren können. Mangelnde Bewe-

gungsfreiheil, ungewohnle Handbela­
slung und erschwerte Alembedingungen 
machlen manchem Helfer die Arbeil 
schwer. Der Begriff der " Bissendorfer 
Klagemauer ' war geboren. 

Abstützarbeiten 

Eine einslurzgefährdele Wand von 
2,50 m HÖhe war mil Strebslü1zen zu 
sichern. Die Bauausführung sah eine 
SIreichbohle, vernagelle Knaggen, 
Slrebslü1zen, Bodenschwellen auf har­
lern Unlergrund und vernagelle Zangen 
vor. 
Diese Aufgabe wurde von der Hälfte 
aller beleiliglen We11kampfgruppen ohne 
besondere Schwierig keilen gelöst. 

Stegebau 

Ein ca. 4 m breiter Wassergraben war 
mit einem Bocksprengwerksteg zu 

49 



überbrücken. Eine Beschreibung sowie 
Skizzen des relativ selten gebaulen 
Steges waren mit den Wettkampfunter­
lagen ausgehändigt worden. Stegebau­
holz lag, auf Länge zugeschnitten, be­
reit. Die Holzverbindungen waren mit 
Bindeleinen auszuführen. 

Hier zeigte es sich , ob Stiche und 
Bunde " saßen". Vergessene Wide~a­
ger, wackelige Bauausführungen oder 
nicht unterstützte Brettafeln brachten 
manchen Fehlerpunkt ein. 

Fahren auf dem Wasser 

Mit einem bereitgestellten Mehrzweck­
boot war auf einer markierten Wasser­
strecke von 200 m Länge im " Paddel­
betrieb" der Transport von Beleuch­
tungsgerät, entnommen dem Geräte­
satz E, von fünf Helfern durchzuführen. 

Nun, gekentert ist zwar kein Boot, aber 
von einom exakten "Paddelbetrieb" 
waren einige Gruppen recht weit ent­
fernt. 

Ausleuchten einer EInsatzsteIle 

Flutlichtstrahler und Stromerzeuger 
5 kVA waren vom Mehrzweckboot-An­
legeplatz zur Verletzten-Sammelstelle 
zu transportieren, aufzubauen und in 
Betrieb zu nehmen. Dabei mußten die 
Dreibein-Scheinwerferstative so aufge­
stellt und verspannt werden, daß sich 
zwei 1000-Watt-Scheinwerfer in 4 m 
Höhe befanden und eine vom Schieds­
richter bestimmte Stelle ausleuchteten. 

Wenn hier jeder Handgriff klappte, und 
das war bei den meisten der Fall. konn­
ten wertvolle Sekunden eingespart wer­
den. 

Verletztentransport 

Nach Durchführung der vorstehenden 
Aufgaben hatte sich die gesamte Wett­
kampfgruppe vor dem Mauerdurchbruch 
einzufinden und den Transport des 
Verletzten, der vorher auf eine Kranken­
trage zu legen und mit Bindeleinen 
zu sichern war, vorzunehmen. Dann 
mußte die Gruppe, bestehend aus t / 11 
Mann, durch den Mauerdurchbruch 
kriechen und sich über eine mit einer 
Steckleiter und Laufbohle als Behelfs­
steg überdeckten Grube bis zur Hinder­
niswand vorarbeiten. Hier war der Ver­
letzte von der Krankentrage aufzuneh­
men und im Schultertragegriff auf einer 
Steckleiter über die Hinderniswand 
zu bringen. Am Bocksprengwerksteg 
erfolgte die Umbettung des Ve~etzten 
auf ein Bergetuch und der Transport 
über den Steg bis zur Ve~etzten-Sam­
meisteIle. 

Einige Gruppen hatten den Kreuzpunkt 
der Rahmen des Bocksprengwerksteges 
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Eine der Wettkampfaufgaben: Verletzten­
transport auf der Krankentrage durch 
die gestemmte Öffnung In der Kalksand­
steinmauer. 

Relativ selten gebaut: ein Bockspreng­
werksteg über einen 4 m breiten Wasser­
graben. 

THW-Landesbeauftragter Sahlender und 
Hauptsachgebietslelter Lubach bei der 
SIegerehrung: hier bel der Übergabe 
des 2. Preises. 

sehr hoch angesetzt und damit den 
Tragbalken mit Brettafeln einen derarti­
gen .Steigungsgrad gegeben, daß sich 
die Uberquerung des Steges mit dem 
Verletzten im Bergetuch zu einer Klet­
tertour entwickelte. Aber letztlich kamen 
alle heil hinüber. 

Insgesamt zwölf Stunden, verteilt über 
Sonnabend und Sonntag , bei Aktivitäten 
auf zwei Bahnen, hatte es gedauert, 
bis das Wettkampfergebnis feststand. 
Dann war die Überraschung perfekt: 
Ein " Außenseiter", der THW-Ortsver­
band Lüchow-Dannenberg, verwies 
renommierte und bundeswettkampfer­
fahrene Ortsverbände wie Northeim 
und Uelzen mit deutlichem Vorsprung 
auf die Plätze zwei und drei. Bei Lü­
chow stimmte an diesem Tag einfach 

alles. Von der Durchgangszeit angefan­
gen, sie war mit 56 Minuten die zweit­
beste, über das Zusammenwirken der 
Gruppe bis hin zu fast fehlerfreier Aus­
führung der Aufgaben sowie der Beach­
tung der Unfallverhütungsvorschriften 
und damit insgesamt der geringsten 
Fehlerzahl. 

Groß war die Freude über diesen uner­
warteten Sieg und die damit verbundene 
Teilnahme am Bundesleistungswett­
kampf t 979 bei den Wettkämpfern und 
Führungskräften des Ortsverbandes 
Lüchow-Dannenberg . Vom Landesbe­
auftragen Sahlender wurde bei der 
Siegerehrung diese vorbildliche Leistung 
als Ergebnis jahrelanger, systematischer 
Ausbildung gewürdigt und mit der Ver­
leihung des neuen Wanderpreises des 
Landesverbandes in Gestalt eines bron­
zenen Niedersachsenrosses belohnt. 

Auch die Ortsverbände Northeim und 
Uelzen als zweite und dritte Sieger 
konnten mit Pokalen geehrt werden, 
die von hannoverschen Zeitungsve~a­
gen gespendet worden waren. 

Eine besonders nette Geste zeigte der 
OV Göttingen, der dem Sieger durch 
eine charmante Helferin einen Metali­
stich einer mittelalterlichen Stadtansicht 
von Göttingen überreichen ließ. 

Zur Siegerehrung am Sonntag waren 
auch der Direktor des Technischen 
Hilfswerks, Dip!. Ing. Hermann Ahrens, 
sowie vom Niedersächsischen Innenmi­
nisterium Ministerialdirigent Antonischki 
neben zahlreichen weiteren Gästen, 
Vertretern der Bezirksregierungen, der 
Landkreise, der Bundeswehr sowie 
der örtlichen KatS-Organisationen er­
schienen. THW-Direktor Ahrens tröstete 
die bei der Endausscheidung nicht pla­
cierten Gruppen mit der Bemerkung, 
daß letztlich alle zwölf Gruppen Sieger, 
nämlich bereits Beste der Bezirkswett­
kämpfe, geworden seien. 

Nachruf 

Unfaßbar traf uns die Nachricht, daß 
uns unser junger Kamerad 

Heino Dfetrlch Büscher 

im Alter von 21 Jahren plötzlich verlas­
sen hat. 

Seit Januar 1974 machte er seinen 
Dienst in der Bergungsgruppe unseres 
Ortsverbandes. 

Seine Verläßlichkeit und Begeisterung 
war vorbildlich. 

Wir werden ihn nicht vergessen. 

Technisches Hilfswerk 
Ortsverband Norden 
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Besichtigung der 
Feuerwache 1 

Endlich war der Mittwoch herangekom­
men. Diesmal sollten wir mit Herrn 
Beyer die Feuerwache 1 in Bonn be­
sichtigen. Um 17.30 Uhr trafen wir an 
der Unterkunft ein, und wir gingen kurz 
darauf los. Am Eingang mußten wir 
einige Zeit warten, bis man uns einen 
Führer schickte. Zuerst besichtigten 
wir die Fahrzeuge, angefangen vom 
Leiterwagen und Notarztwagen bis zum 
einfachen Krankenwagen und dem 
Rettungswagen. Die Wagen waren 
meist von neue rem Typ und auch bes­
ser ausgestattet als unsere THW-Fahr­
zeuge. 
Dann führte man uns an einem Turm 
vorbei zu den WerkstäHen, zur 
Schlauchsäuberungsanlage und Trok­
kenstätte. Die nassen Schläuche wer­
den im Innern des Turms hochgezogen 
und trocknen dort. Dann ging es weiter 
zum übungs- und Kriechgang und man 
erklärte uns, daß dieser einer der wich­
tigsten übungsstätten ist. In diesem 
Gang wird das Bergen von Verletzten 
geübt. Man kann den Gang vernebeln 
und auch durch Offnen und Schließen 
von Türen das Durchkriechen des Gan­
ges erschweren. Dann führte man uns 
noch in den Trimmraum. Dieser Raum 
war mit den modernsten Geräten be­
stückt. 

Wir wurden dann in die Zentrale geführt. 
Hier erklärte man uns, daß die Feuer­
wache 1 die Hauptwache von Bonn 
sei. Alle Notrufe im Raum Bonn laufen 
hier zusammen. 

Uns allen hatte die Besichtigung viel 
spaß gemacht. Außerdem weiß man 
jetzt, wie modern diese Wachen einge-
richtet sind . B. N. 

Sprengung eines 
Wasserbehälters 

Die Zusammenarbeit zwischen der 
Katastrophenschutzschule des Bundes 
in Ahrweiler und dem THW-OV Sieg­
burg bei der Sprengung schwieriger 
Objekte hat bereits Tradition. Nach 
der 1975 erfolgten Niederlegung des 
77 m hohen Schornsteins der ehemal~ 
gen Phrix-Werke in Siegburg bot die 
notwendige Beseitigung eines Wasser­
behälters im Gebiet der Stadt Rhein­
bach im linksrheinischen Rhein-Sieg­
Kreis sowohl den Teilnehmern eines 
Sprenglehrganges als auch den Sieg-

burger THW-Helfern die Möglichkeit, 
ihre Fertigkeiten zu erproben und die 
Erfahrungen auf diesem Gebiet zu ver­
tiefen. 

Nachdem vom Wahnbachtalsperrenver­
band ein neuer Wasserbehälter mit 
Pumpwerk in Betrieb genommen wor­
den ist, über welchen weite Teile des 
linksrheinischen Rhein-Sieg-Kreises 
mit Trinkwasser versorgt werden, mußte 
der im Landschaftsschutzgebiet der 
Voreifel und unterhalb der unter Denk­
malschutz stehenden Burgruine auf 
dem Tomberg befindliche alte Wasser­
behälter fallen. Unter Einsatz einer grö­
ßeren Zahl und teilweise noch in Erpro­
bung befindlichen Bohrgeräten wurden 
von den Siegburger Helfern rund 500 
Bohrungen mit einer Gesamtlänge von 
über 250 m in die teilweise über 80 cm 
starken Betonwände und die Decke 
des Wasserbehälters hergestellt. Die 
Teilnehmer des Sprengmeisterlehrgan­
ges an der KSM Ahrweiler führten die 
restlichen Bohrarbeiten durch, besetzten 
die Bohrlöcher und zündeten die Spren­
gung. W. S. 

Die Jugendgruppe und der 
" Riese" 

Die Zeit in der Schule wollte einfach 
nicht rumgehen. Ich konnte das Ende 
der letzten Stunde kaum erwarten . Um 
10.15 Uhr war es soweit. Der letzte 
Gong erklang, es war wie ein Engelge­
sang. Ich raffte meine Klamotten zu­
sammen und ging schnell nach Hause. 
Unterwegs traf ich meinen Bruder. Wir 
besprachen schon die abenteuerl ichsten 
Situationen, in die wir geraten könnten . 
Zu Hause trafen wir Manuel , mit dem 
wir uns zwei Tage vorher verabredet 
hatten. Keine zehn Minuten dauerte 
es, bis mein Bruder und ich etwas Eß­
bares hinuntergeschlungen und unsere 
Arbeitskleidung zusammengepackt hat­
ten. Um 10.35 Uhr schwangen wir uns 
auf unsere Drahtesel , Manu sich auf 
sein Mofa. 

Es klingt alles nach übereilter Hetze, 
aber das bemerkten wir in unserem 
Eifer nicht. Es war das erstemal, daß 
die Jugendgruppe des THW-OV Bonn 
mit ihren Ausbildern all eine hinausfuhr. 
Es war ein Baum zu fällen, nach den 
Schilderungen unserer Ausbilder ein 
wahrer "Riese" von Baum: etwa ein 
Meter Stammdurchmesser und ca. 12 m 
hoch. Das " Dbjekf' stand zwischen 
Häuserreihen und neigte sich zu einem 

der Häuser. Um 10.50 Uhr trafen wir 
ein und hörten schon gleich die Motor­
säge. Wir zogen uns um und sahen 
uns den " Riesen" an. Er übertraf alle 
Erwartungen. Stefan und unsere Ausbil­
der hatten ganze Arbeit geleistet. Ein 
Apfelbaum war schon gefällt, und der 
große Baum, eine Weide in den besten 
Jahren, war schon fast entastet. 

Wir griffen erst einmal Äxte und Beile 
und zerlegten den Apfelbaum und die 
abgetragenen Äste. Obwohl der Weide 
fast alle Äste fehlten, war sie immer 
noch 10m hoch. Stefan, der von Anfang 
an dabei gewesen war, hielt die abge­
trennten Äste an einer Halteleine fest 
und ließ sie langsam ab . Mit der Zeit 
wurde der " Riese" immer kahler. Beim 
Zerlegen der Äste half uns der zweite 
Ausbilder mit der kleinen Motorsäge. 
Auf unsere Fragen erklärte er uns die 
Bedienung, und wir durften dann ab­
wechselnd die Äste zersägen. Das war 
ein Fest! Ich glaube, wir strahlten alle 
wie die Honigkuchenpferde. 

Als alles zersägt und auf einen Haufen 
geworfen war, wurde es ernst. Wir si­
cherten jetzt alle das stehengebliebene 
Baumskelett. Das "Skelett" wurde dann 
angesägt und um 13 Uhr fiel der " Rie­
se" wie geplant. Der Besitzer des Gar­
tens, in dem die Weide gestanden hatte, 
bat uns, ein paar Stücke aus dem 
Stamm zu sägen. Er wollte sie als Hok­
ker für seine Kinder verwenden. Sein 
Wunsch war uns Befehl. Um 16 Uhr 
war der Einsatz zu Ende, das Gerät 
wurde zusammengepackt und verlastet. 
Für uns ging wieder einmal ein erlebnis­
reicher Tag zu Ende, den ich wohl noch 
lange in Erinnerung behalten werde. 

THW und Richard-Schirr­
mann-Hauptschule an der 
Listertalsperre 

B. N. 

Ein Wochenende verbrachte die Ju­
gendgruppe des THW-OV Altena mit 
der Klasse 6 ader Richard-Schirr­
mann-Hauptschule gemeinsam auf 
einem Zeltplatz bei Hunswinkel an der 
Lister. Insgesamt nahmen 50 Personen 
daran teil. 

THW-Zugführer Herbei sowie THW­
Pressesprecher Kittendorf, zugleich 
Klassenlehrer der 6 a, hatten schon 
vor geraumer Zeit mit der Planung be­
gonnen, um einen geordneten Ablauf 
zu gewährleisten, schließlich hatte das 
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THW mit kompletten Schulklassen noch 
keine Erfahrungen gesammelt. Am 
Donnerstagabend war es dann soweit: 
Die Junghelfer des THW - im Durch­
schnitt 16 Jahre alt - stellten zwei große 
Zelte (8 x 4 m) auf, das eine für die 
Mädchen, das andere für die Jungen. 
Ein drittes Zelt war für die Versorgung 
gedacht. 

Nachdem am Freitagmorgen die THW­
Helfer die Luftmatratzen aufgeblasen 
sowie die Decken verteilt hatten, konnte 
die Schulklasse anrücken. Es gab eine 
riesige Gaudi, als der Kampf um das 
beste Lager begann. Wer hatte von 
den " Kleinen" schon in einem so gro­
ßen Zelt mit so vielen Menschen ge­
schlafen, wer hatte sich überhaupt 
schon von Mutters Herd für mehrere 
Tage entlernt? 

Am frühen Nachmittag hieß es zum 
ersten Male " Kuchen fassen". Der Rest 
des Tages diente dem Erkunden der 
Umgebung sowie einem ersten Bad 
in den kühlen Fluten der Lister. Abends 
waren Würstchen vom Grill sehr be­
gehrt. Eine mehrstündige Nachtwande-

rung durch die Wälder der näheren 
Umgebung rundete das Programm ab. 

Die ofenfrischen Brötchen am nächsten 
Morgen machten die kalte Nacht schnell 
vergessen. Im Anschluß an das Früh­
stück mußte die Gulaschkanone für 
das Mittagessen vorbereitet werden. 

Der Nachmittag stand bei den THW-Ju­
gendlichen im Zeichen des Behelfssteg­
baus sowie des Fahrens auf dem Was­
ser, während die Schulklasse ins zehn 
Kilometer entlernte Biggestädtchen 
Sondern wanderte, um sich von dort 
mit dem Fahrgastschiff " Westlalen" 
über die Biggetalsperre schippern zu 
lassen. Daß auch bei dieser Unterneh­
mung ein THW-Verpflegungswagen 
mit Getränken und Kuchen unterwegs 
au~auchte, war schon beinahe selbst­
verständlich. Den Abend verbrachte 
man wieder gemeinsam: Die Jungen 
unterstützten die deutsche Fußbalinatio­
nalmannscha~, die Mädchen hielt die 
" Meuterei auf der Bounty" in Atem . 

Die einen Tag zuvor erworbenen Kennt­
nisse nutzten die THW-Jugendlichen 
am Sonntag morgen, als sie nach und 

nach die Schüler in einem Schlauchboot 
durch die Lister paddelten. Nach dem 
Mittagessen (Hühnersuppe, Gulasch, 
Rotkohl und Kartoffeln) hieß es viel 
zu schnell : Klarmachen zum Aufbruch. 

Ein besonderes Lob gilt den THW­
Köchen. die wah~ich keine Arbeit und 
Mühe gescheut hatten, um die hungri­
gen Mäuler zu stopfen. Bei dieser ge­
meinsamen Veranstaltung hat sich ge­
zeigt , daß beide Gruppen erstaunlich 
gut miteinander harmonierten, zuweilen 
hatte man sogar das Gefühl, als spürten 
die THW-Jugendlichen Verantwortung 
tUr ihre kleinen Freunde. 

Das THW wie die Schulklasse haben 
hier Neuland begangen und dabei beste 
Erfahrungen gesammelt. Für das THW 
war dieses Wochenende sicher auch 
eine Werbemaßnahme, aber in erster 
Linie eine freiwillige " technische Hilfe­
leistung" mit dem Ziel , Kindern eine 
Freude zu machen. So ist es kein Wun­
der, daß beide Seiten beschlossen, 
im kommenden Winter eine gemein­
same Skifreizeit in einer Skihütte im 
Hochsauerland durchzuführen. E. K. 

Hessen ~ 
Technische Hilfeleistung des 
OV Viemheim 

Am 3. Juli überschlug sich aus bisher 
ungeklärter Ursache der Nadelausleger 
eines Baukrans über den Trägermast 
des Krans; es entstand eine gefäh~iche 
Situation. Ein sofort herbeigerufener 
Monteur der Herstellerfirma des Krans 
konnte sich nur zu der Aussage durch­
ringen : " Der Kran ist nur noch Schrott." 

Danach suchte der Bauunternehmer 
eine Firma, die den Nadelausleger ab­
trennen und den Kran dann umlegen 
wurde. Bis zum Mittwoch, dem 5 . Juli, 
halte der Bauunternehmer jedoch noch 
keine Firma gefunden, die den Nadel­
ausleger in dieser Höhe - es waren 
immerhin über 28 m - abbrennen konn~ 
te. Da am Mittwoch die Wette~age in 
Viernheim immer schlechter wurde und 
mit einem Herabstürzen des beschädig­
ten Nadelauslegers zu rechnen war, 
somit eine Gefahr für die benachbarten 
Wohnblocks bestand, wendete man 
sich an den THW-OV Viernheim. 

Nach Besichtigung der Unglücksstelle 
durch den Zugführer des Bergungszu­
ges, Sander, und den Sicherheitsbeauf­
tragten Traub wurde entschieden, daß 
der OV Viernheim die Arbeit als techni-
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sehe Hilfeleistung übernimmt. Es wurde 
für 14.30 Uhr ein Autokran bestellt so­
wie ein Monteur der Herstellerfirma 
des Krans. Danach wurde Gruppenfüh­
rer Winkler herbeigerufen. In der Zwi­
schenzeit holte Traub das Brenn­
schneidgerät, die Sicherheitsgurte sowie 
verschiedene Seile und die 2-m-Funk­
geräte. Um 15.00 Uhr war das Team 
am Unglücksort komplett. 

In luftiger Höhe bewältigten die THW-Hel­
fer eine außergewöhnliche Aufgabe: Ab­
brennen des Nadelauslegers am Un­
glückskran. 

Der Autokran wurde in Stellung ge­
bracht, und die THW-Helfer Traub und 
Winkler begaben sich für das Abbren­
nen und Abhängen des Nadelauslegers 
in luftige Höhe. Der Aufstieg durch den 
Kranträgermast war noch verhältnismä­
ßig einfach, doch dann durch die Quer­
stäbe der Kranspitze hindurch zu dem 
Nadelausleger zu kommen war eine 
Sache, die alles Können der beiden 
Helfer ve~angte . 

Nachdem der Nadelausleger abgebrannt 
und durch den Autokran abgelassen 
war, gingen die Helfer daran, den Trä­
germ ast an den Autokran zu hängen, 
was auch nicht leicht war, da man von 
außen an die Kranspitze mußte. Als 
auch dies geschafft war und der Un­
glückskran am Autokran hing, war das 
Umlegen jetzt ein Kinderspiel , nachdem 
der Kranmonteur die Kranumlegebolzen 
entfernt hatte. 

Dieser Einsatz hat wieder einmal ge­
zeigt, daß das THW auch bei solchen 
Unfällen in der Lage ist zu helfen, wenn 
die Ausrüstung vollständig ist. Beson­
ders die 2-m-Funkgeräte haben bei 
diesem Einsatz viel geholfen, da man 
Befehle vom Unglückskran zum Auto­
kran einwandfrei übertragen konnte. 

G. S. 



THW Montabaur zu Gast bei 
der Feuerwehr 

Zur Feier des 100jährigen Bestehens 
der Freiwilligen Feuerwehr Höhr-Grenz­
hausen war auch der THW-Ortsverband 
Montabaur zugegen. Auf Einladung 
der Jubiläumswehr nahm eine vierköp­
fige Delegation des OV Montabaur zu­
sammen mit Geschäftsführer Eberhard 
Rott, Neuwied, am Kommersabend 
teil. Hierbei überreichte THW-Ortsbeauf­
tragter Klaus Kern einen handgearbeite­
ten Keramikteller mit THW-Emblem. 

Über den Festabend hinaus beteiligte 
sich das THW auch am " Tag der offe­
nen Tür". Auf dem Kirmesplatz zeigten 
das Deutsche Rote Kreuz, die Johanni­
ter-Unfall-Hilfe und das THW gemein­
sam mit der Höhr-Grenzhäuser Feuer-

Von der 30 Meter hohen Drehleiter der 
Freiwilligen Feuerwehr HÖhr·Grenzhausen 
war das Ausstellungsgelände vor der 
Feuerwache gut zu überblicken. Links 
Im Bild die Fahrzeuge des THW und das 
FlImzeit. 

wehr, was sie an Einsatzfahrzeugen 
und Technischem Gerät für den Ernstfall 
bereithalten. Das THW präsentierte 

auf dem Platz vor der Feuerwache die 
beiden neuen Mannschaftskraftwagen 
und einen Gerätekraftwagen des Orts­
verbandes Neuwied. 

Besonderen Anklang fand das THW-Zelt, 
in dem Helfer Farbfilme über das Kata­
strophenschutzwesen vorführten. Auf 
Schautafeln informierte man über Ein­
sätze, Übungsveranstaltungen und gab 
eine Übersicht über die Fahrzeugausrü­
stungen und das technische Gerät. 

Am Informationsstand verschafften sich 
Besucher, aber auch Mitglieder der 
anderen Katastrophenschutzorganisa­
tionen einen Überblick über Arbeit und 
Ausbildung im THW. 

Die Gemeinschaftsveranstaltung bewies 
erneut, daß die einzelnen Organisatio­
nen sich gegenseitig sinnvoll ergänzen. 

T. F. 

Führungswechsel in Mainz 

In einer Feierstunde im neuen Dienst­
gebäude des THW-Landesverbandes 
Rheinland-Pfalz wurde der Wechsel 
des Ortsbeauftragten für Mainz offiziell 
vollzogen. Hierzu konnte der stv. Lan­
desbeauftragte Wol fgang Lux Gäste 
und Helfer des OV begrüßen. Er verab­
schiedete den bisherigen OB, Oberst­
leutnant Rüdiger Kleine, der wegen 
seiner Versetzung ins Bundesverteidi­
gungsministerium nach Bonn um seine 
Abberufung gebeten hatte. Mit guten 
Wünschen und der Bitte, dem THW 
auch weiterhin seine wertvollen Erfah-

rungen zur Verfügung zu stellen, wurde 
ihm das Abberufungs- und Dankschrei­
ben des Direktors des THW überreicht. 

Als seinem Nachfolger wurde dem bei 
der Universitätsverwaltung tätigen tech­
nischen Kaufmann Heinz-Peter CI aas 
das Beauftragungsschreiben ausgehän­
digt. Lux dankte Claas für sein Enga­
gement, mit dem er sich in die ihm 
neue und nicht leichte Aufgabe eingear­
beitet hat. 

Mit Freude konnte Lux eine Ehrung 
vornehmen: Für beispielhaften Einsatz 
bei der Beseitigung der Olschäden in 
der Bretagne überreichte er Gruppen­
führer Armin Betz das THW-Einsatzzei­
chen für humanitäre Hilfe im Ausland 
mit Urkunde und als Dank des Landes 
Rheinland-Pfalz einen Bildband des 
Landes mit einer persönlichen Widmung 
von Innenminister Kurt Böckmann. 

Als prominenter Gast dieses Abends 
würdigte MdB Johannes Gerster die 
Einsätze der Helfer des THW im In-
und Ausland . Sie seien der beste Be­
weis für die Notwendigkeit eines ausrei­
chenden Zivilschutzes. Er versicherte, 
daß diese Notwendigkeit von Parlament 
und Regierung voll erkannt sei und 
daß Verbesserungen durch finanzielle 
Sonderprogramme durchgeführt würden . 

Beim kameradschaftlichen Beisammen­
sein wurde anschließend auch mit den 
anwesenden Vertretern der befreunde­
ten Organisationen Möglichkeiten zur 
Verbesserung von Zusammenarbeit 
und Einsatzbereitschaft der KatS-Orga­
nisationen diskutiert. G. S. 

saarlanD (i 
Ganztagsübung in Nonnweiler 

Um die Einsatzbereitschaft der Helfer 
zu überprüfen, führte der THW-Ortsver­
band Nonnweiler unter Leitung von 
Zugführer Krämer in Anwesenheit des 
Landesbeauftragten Reimann , Ortsbe­
auftragten Kaspar, Hauptsachgebietslei­
ters Faß und Geschäftsführers Müller 
eine Ganztagsübung durch, an der 
ein kompletter Bergungszug sowie die 

Junghelfergruppe beteiligt waren . 

Das Übungsgelände, ideal gelegen 
außerhalb der bebauten Ortslage von 
Primstal mit Steilhang und dem Bach­
lauf der Prims, bot vielfältige Möglichkei­
ten der übung, die bei der Planung 
berücksichtigt wurden. Die 1 . B-Gruppe 
hatte die Aufgabe, mit Leiter- sowie 
Stangen hebel auf verschiedene Arten 
Verletzte zu bergen , der 2. B-Gruppe 
wurde der Auftrag erteilt, mit dem Be-

leuchtungsgerät die Einsatzstelle auszu­
leuchten sowie Schmutzwasserpumpen, 
Motorsägen und das Brennschneidgerät 
einzusetzen. 

Das Bergen von Verletzten aus einem 
PKW, der von der Straße abgekommen 
und eine Böschung hinabgestürzt war, 
wurde mit Hilfe einer hydraulischen 
Rettungsschere demonstriert. Anschlie­
ßend wurde das Fahrzeug mit einfachen 
Befelfsmitteln über die ca. B m hohe 
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Einsatz der hydraulischen Aettungsschere 
zur Bergung von Verletzten aus dem 
verunglückten Pkw. 

Böschung mit einem Mastkran gebor­
gen. 

Der Anteil der Junghelfer an der Ganz­
tagsübung bestand im Bau einer ca. 
45 m langen Seilbahn aus dem Hang 
zum übungsgelände. Hier beeindruckte 
besonders der Eifer, mit dem die Nach­
wuchskräfte bei der Sache waren, denn 
hier hatten sie Gelegenheit, ihr Können 
unter Beweis zu stellen. 

Zum Abschluß der Übung zeigte sich 
Landesbeauftragter Reimann zufrieden 
über den guten Ausbildungsstand des 
OV Nonnweiler und sprach den Helfern 
Lob und Anerkennung aus. G. F. 

Als Rettungsschwimmer 
ausgebildet 

Im Bereich des THW-Landesverbandes 
Saarland werden neben der dienstplan­
mäßigen Ausbildung Helfer auch im 
Schwimmen und als Rettungsschwim­
mer ausgebildet, um das Gebiet des 
Bergungsdienstes optimal abzudecken. 
Dies geschieht in enger Zusammenar­
beit mit der Deutschen Lebens-Ret­
tungs-Gesellschaft. 

29 Helfer des Ortsverbandes 
Spiesen-Elversberg haben im Rahmen 
dieser gezielten Weiterbildungsmaß­
nahme an einem dreimonatigen Lehr­
gang der DLRG-Ortsgruppe Friedrich­
thai teilgenommen. Parallel dazu lief 
für den Teilnehmerkreis der erforderli­
che Erste-Hilfe-Lehrgang durch das 
DRK, Ortsgruppe Spiesen; geleitet von 
der Ausbilderin Frau Kochems. 

Zum Abschluß des Lehrgangs konnten 
25 Helfer im Rahmen einer kleinen 
Feier im Beisein von Gästen, u. a. MdL 
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Becker und Ortsvorsteher Kausch, von 
dem Ausbilder der DLRG, Walther, 
und THW-Zugführer Müller den Deut­
schen Rettungsschwimmerschein in 
Bronze, und sogar vier in Silber, als 
Zeichen der bestandenen Prüfung in 
Empfang nehmen. 

DLRG-Ausbilder Walther hob die Lei­
stung der THW-Helfer hervor und be­
tonte die gute Zusammenarbeit zwi­
schen THW und DLRG. Zugführer Mül­
ler als verantwortlicher Ausbildungs­
leiter des THW-OV Spiesen-Elvers­
berg und selbst erfolgreicher 
Lehrgangsteilnehmer, dankt im Na­
men des Ortsbeauftragten und aller 
Helfer fur die gute Ausbildung , die den 
Lehrgangsteilnehmern zuteil wurde. 

G. F. 

15 Jahre THW-OV Theley 

" Während der Zeit seines Bestehens 
hat sich der THW-Ortsverband Theley 
aus zaghaften Anfängen und nach 
Überwindung einiger Schwierigkeiten 
zu einem bedeutenden Bestandteil des 
Katastrophenschutzes im Landkreis 
St. Wendel entwickelt. Das THW hat 
sich in vielen Einsätzen und bei techni­
schen Hilfeleistungen in den zurücklie­
genden Jahren bewährt und wird auch 
In Zukunft seine Aufgaben zum Wohle 
der Allgemeinheit ertüllen." Dies erklärte 
THW-Landesbeauftragter Gerhard 
Reimann anläßlich der Feierstunde 
zum 15jährigen Bestehen des OV The­
ley in der gemütlich hergerichteten Ga­
ragen halle auf dem THW-Gelände . 

Zu Ehren der lebenden und verstorbe­
nen Helfer wurde in der Pfarrkirche 
Theley vom einheimischen Missions­
pater Kurt Bard eine Messe zelebriert. 
Danach konnte der THW-Ortsbeauftrag­
te, Bürgermeister Toni Schäfer, als 

ununterbrochen "belagerte" die Theleyer 
Jugend die Fähre auf dem Obungstelch. 

Gäste neben dem Landesbeauftragten 
Hauptsachgebietsleiter Fass, Landrat 
Dr. Marner, Altbürgermeister Toni 
Lermen, Orts vorsteher Werner Angel, 
die Geistlichkeit, den Gemeindewehrtüh­
rer Robert Notar, Vertreter des DRK 
und den neuen Kreisbeauftragten Josef 
Schütz begrüßen. 

Schäfer dankte vor allem den Helfern 
für ihren unermüdlichen Einsatz und 
dem THW-Landesverband, dem Land­
kreis St. Wendel und der Gemeinde 
Theley für ihre finanzielle Unterstützung, 
ohne die es nicht möglich gewesen 
wäre, die neuen Garagen und das 
Werkstattgebäude zu erstellen. 

LB Reimann zeigte noch einmal die 
Stationen der Entwicklung des Theleyer 
Ortsverbandes seit seiner Gründung 
im Juni 1963 auf und betonte, daß er 
sich glücklich schätze, dank der Unter­
stützung der früheren selbständigen 
Gemeinde Theley ein solch schönes 
Anwesen zu besitzen, das kontinuierHch 
ausgebaut und durch technische Ein­
richtungen ergänzt wurde. Ohne die 
Eigenleistungen der Helfer mitzu­
rechnen, seien bisher insgesamt 
230 500 DM als Mittel des Bundes, 
des Kreises und der ehemaligen selb­
ständigen Gemeinde Theley investiert 
worden. 

Landrat Dr. Marner übermittelte die 
Grüße des Kreistages und gab seiner 
Freude darüber Ausdruck, daß in Theley 
ein THW-Ortsverband existiert, der 
die Bürger ein wenig ruhiger schlafen 
läßt. 
Der Landesbeauftragte überreichte 
verdienten Helfern das Helferzeichen 
in Gold und Urkunden für zehnjährige 
Zugehörigkeit zum THW. 

Am " Tag der offenen Tür" konnten 
die vielen Besucher aus der Großge­
meinde Theley die große und schöne 
THW-Anlage besichtigen und sich einen 
überblick über die technische Ausrü­
stung und den hohen Ausbildungsstand 
verschaffen, wobei sich der OV Theley 
in eindrucksvoller Weise und praxisnah 
präsentierte. 

Schon am Morgen fand auf dem THW­
Gelände ein Frühschoppenkonzert statt, 
bei dem die einheimische Akkordeon­
gruppe aufspielte. Auch der Sängerchor 
Theley lockerte das Programm mit lusti­
gen Liedern auf. 

Am Nachmittag ertreute der Musikverein 
" Concordia" die zahlreichen Besucher 
mit flotten Weisen. Die Bevölkerung 
konnte den Eindruck mit nach Hause 
nehmen, daß man in der Großgemeinde 
getrost auf die Hilfe dieser Katastro­
phenschutzorganisation vertrauen kann. 

A. H. 



Hilferuf der Stadtverwaltung 
Knittlingen 

Der stv. Bürgermeister von Knittlingen, 
Dr. med. Streibel, rief abends THW­
Ortsbeauftragten Friedrich vom 
THW-OV Mühlacker an und bat drin­
gend um Hilfe, denn eine kleine Brücke 
über die Weissach in der Wiesenstraße 
in Knittlingen hielt dem Verkehr nicht 
mehr stand, weil ihre Fundamente beim 
letzten Hochwasser zu stark unterspült 
worden waren. 

Nach Rücksprache mit Geschäftsführer 
Goller, der das Gerät für die ca. 16 m 
lange Grabenbrücke zusagte, wurde 
am nächsten Tag eine Ortsbesichtigung 
durchgeführt und das erforderliche Ge­
rät festgelegt. Am selben Abend fuhr 
das THW Mühlacker mit einem schwe­
ren LKW, einem MKW und zehn Helfern 
zum Geschäftsführer-Bereich Pforzheim 
und verlud bei strömendem Regen das 
erforderliche Gerät. 

Am Samstag um 6.00 Uhr war Rückfahrt 
nach Knittlingen. Um 11 .00 Uhr hatten 
zwölf Helfer unter der technischen Lei­
tung von Zugführer Kerling den Brük­
kenschlag beendet. Wahrlich eine gute 
Leistung. 

Mit Sd-Gerät baute der OV Mühlacker 
diese Notbrücke über die Weissach. 

Nach Übergabe der Brücke lud der 
stv. Bürgermeister zu einem guten, 
aber auch wohlverdienten Mittagessen 
ein. OB Friedrich bedankte sich bei 
seinen Helfern, die sich spontan für 
den Brückenschlag zur Verfügung 
stellten. 

Fährbetrieb auf dem Neckar 

Was war geschehen? Durch die Gewalt 
des Hochwassers war Ende Mai die 
gemeindeeigene Wagenfähre bei Zwin-

Mit der 8-t-Schlauchbootfähre stellte 
das THW den Obersetzverkehr über den 
Neckar sicher. 

genberg/ Neckar vom Gierseil gerissen 
worden . Die Beschädigungen waren 
so umfangreich, daß die Fähre zur In­
standsetzung in eine Werft verbracht 
werden mußte . Den Notverkehr über­
nahmen für elf Wochen, bis Mitte Au­
gust, die amerikanischen Stationie­
rungsstreitkräfte (CLG) mit einer Alumi­
nium-Ponton-Fähre. Die amerikanische 
Einheit wurde dann plötzlich aus organi­
satorischen und technischen Gründen 
für andere wichtige Aufgaben dringend 
benötigt und abgezogen. 

Insbesondere für viele Landwirte der 
Gemeinde Zwingenberg entstand somit 
in der Erntezeit eine kritische Lage, 
da sie ihre Äcker und Wiesen, die auf 
der anderen Seite des Neckars liegen, 
nicht mehr direkt erreichen konnten . 

Die Landesleitung des THW Baden­
Würltemberg wurde deshalb durch das 
Bürgermeisteramt Zwingenberg unter 
Einschaltung der Katastrophenschutz­
behörde des Neckar-Odenwald-Kreises 
um Abhilfe gebeten. Daraufhin erhielt 
der THW-Ortsverband Wertheim 
(Main-Tauber-Kreis) über die GFB­
Dienststelle Heilbronn im Laufe des 
18. August den Auftrag, die notwendi­
gen Erkundigungen vorzunehmen und 
die sonstigen Vorbereitungen für den 
schnellen Einsatz der dortigen 8-t­
Schlauchbootfähre zu treffen. Ferner 
wurde die Zuführung der für die Verle­
gung der Fährenausstattung des OV 
Wertheim noch nötigen LKW sofort 
geregelt. 

Die Fährenausstattung (3 Schlauch­
boote, das Leichtmetall-Oberbaugerät 
für 3-Träger-Bauweise sowie das 
Rettungs- und Fährgerät) wurde noch 
am 18. August verladen, so daß der 
Transport nach Zwingenberg am 
19. August ab 6.00 Uhr durchgeführt 
werden konnte. Nach Eintreffen um 

8.30 Uhr wurde mit dem Bau der Fähre 
begonnen. Den planmäßigen Fährbe­
trieb konnte der Einsatzleiter, Zugführer 
BreII, bereits gegen Mittag aufnehmen. 

Bis zum 2. September wurden dann 
überwiegend landwirtschaftliche Fahr­
zeuge aller Art, beladen mit Heu, Grün­
futter, Gerste, Weizen und anderen 
Produkten sowie sonstige Fahrzeuge 
(PKW mit Wohnwagen, Dienstkraftfahr­
zeuge und Arbeitsmaschinen der Forst­
verwaltung) übergesetzt. Ferner benutz­
ten Urlauber und Schulkinder die Fähre. 
Insgesamt waren vom THW-OV Wert­
heim 31 Helfer, die 1668 Einsatzstun­
den leisteten, mit 2 Kombis, 1 MKW, 
1 Kipper, 2 LKW (von anderen OV be­
reitgestellt) , der erwähnten Fähre und 
1 Mehrzweckboot eingesetzt. 

Abschließend ist festzustellen , daß 
die Fähre des OV Wertheim - aus 
Schlauchbooten und Sd-Oberbaugerät 
bestehend - für Einsätze dieser Art 
gut geeignet ist. Zum Personaleinsatz 
ist zu bemerken, daß der Orts verband 
Wertheim im Rahmen der Katastro­
phenschutz-Landesplanung einen Ber­
gungszug aufgestellt hat und Bau sowie 
Betrieb der 8-t-Schlauchbootfähre durch 
Helfer dieses Zuges in Zweitfunktion 
vorgenommen wurden. Oie gute Ein­
satzfähigkeit dieses Zuges ist mit darauf 
zurückzuführen, daß die Wasserdienst­
ausbildung beim OV Wertheim sehr 
intensiv betrieben wird . 

Den vom Ausfall der gemeindeeigenen 
Wagenfähre hauptsächlich betroffenen 
Landwirten wurden durch den raschen 
Einsatz des THW erhebliche Umwege 
(bis zu insgesamt 60 km bei Hin- und 
Rückfahrt), dabei auch über längere 
Strecken auf der sehr stark frequentier­
ten B 37 - Neckartalstraße - erspart. 
Durch Gewährleistung des Notverkehrs 
mit der 8-t-Schlauchbootfähre konnte 
somit die Ernte ohne Schwierigkeiten 
zeitgerecht eingebracht werden. 

Das THW leistete in dieser konkreten 
Notlage schnelle und wirkungsvolle 
Überbrückungshilfe. Der Bürgermeister 
der Gemeinde Zwingen berg, Kirchesch, 
dankte im Beisein des Leiters des 
KatS-Amtes des Neckar-Odenwald­
Kreises, Decker, und des THW-Landes­
beauftragten Schneider bei einer Be­
sichtigung der Einsatzstelle den Helfern 
des Ortsverbandes Wertheim beson­
ders, in dem er dem Ortsbeauftragten 
Jessberger zur Ausschmückung der 
Unterkunft einen wertvollen Zinnteller 
überreichte. G. K. 
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Bo~ern ~ 
THW Kltzlngen stellt sich vor 

Seit über 25 Jahren ist das THW in 
Kitzingen im Katastrophenschutz tätig . 

Schwerpunkt ist heute der Bergungs­
dienst. 1953 war das einzige Gerät, 
m~ dem man sich begnügen mußte, 
der Pickel und die Schaufel. Das Ponton 
mit Außenborder war der Anfang im 
Wasserdienst. Bis 1967/68 war im 
Kitzinger Landkreis keine einzige Ber­
gungseinheit vorhanden. Für die sich 
fortentwickelnde Hilfsorganisation war 
dies ein Aufgabenbereich und für den 
Kitzinger THW-Ortsverband der Grund, 
weshalb man in der eigenen Arbeit 
diesen Schwerpunkt bildete. Das hat 
zum Teil auch geographische Gründe, 
durch die in der Zwischenzeit entstan­
denen Autobahnen bedingt, die sich 
wahrlich zu einem reichen Betätigungs­
feld des Kitzinger THW entwickelt ha­
ben. Denn nicht von ungefähr liegt das 
Kitzinger THW mit seiner Einsatzzahl 
in Unterfranken an erster und in ganz 
Bayern noch an dritter Stelle. 

Fortentwickelt hat sich auch das Ein­
satzgerät. Mußte man sich noch vor 
Jahren mit dem Allereinfachsten begnü­
gen, so steht dem Kitzinger THW jetzt 
eine technisch ausgereifte Gerätschaft 
zur Verfügung. Allerdings - und auch 
das muß erwähnt werden - hat das 
THW einen Großteil seiner Ausrüstung 
durch eigene Sammel- und Spendenak­
tionen anschaffen können, Neben der 
in der Vergangenheit recht bekannt 
gewordenen Rettungsschere, den 
Lukashebern, Pumpen, Brennschneid­
gerät, Stromaggregaten, einer neuen, 
vom Landkreis gestellten Olsperre, 
einem Beleuchtungsgerät, steht dem 
THW ein Fuhrpark mit zwei Kombis, 
zwei Mannschaftskraftwagen, vier 
Anhängern mit Spezialgerät und der 
schwere Gerätekraftwagen zur Verfü­
gung. Nicht zu vergessen für den Was­
serdienst zwei Boote. 

Man würde sich jedoch vom THW Kit­
zingen ein falsches Bild machen, wenn 
man meint, die einzige Aufgabe be­
stünde nur im Dienst auf der Straße 
bei der Unfallbergung. Das ist nur eine 
Erscheinung unserer Zeit , in der wir 
zum Glück von großen Katastrophen 
verschont geblieben sind. Doch das 
THW lebt auch heute mit solchen Na-
turereignissen. C. M. 
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Von bescheidenen Anfängen entwickelte sich das THW Kitzlngen zu einer modernen 
HIlfsorganisatIon. 

Neue Technik auf altem Platz 

Der THW-Ortsverband Schwabach 
veranstaltete anläßlich seines 25jährigen 
Bestehens eine von der Bevölkerung 
sehr gut besuchte Demonstrationsübung 
auf dem historischen Platz vor dem 
Rathaus, bei der die ganze Palette 
der Hilfsmöglichkeiten dieses Ortsver­
bandes dargestellt werden konnte. 

Herausragendes Ereignis an diesem 
Tag war die Bergung von Verletzten 
aus einem Unfallfahrzeug. Die Darstel­
lung, in Zusammenarbeit mit dem BRK, 
war so wirklichkeitsnah gestaltet, daß 
den Zuschauern die Ernsthaftigkeit 
dieses gestellten Einsatzes sehr bewußt 
wurde. In vielen Gesprächen mit Besu-

Der THW-OV Schwabach demonstrierte 
die Bergung und - gemeinsam mit dem 
BRK - die Rettung von Verletzten. 

ehern wurde die Notwendigkeit der 
technischen Hilfeleistungen auf Ver­
kehrswegen durch Feuerwehr und 
Technisches Hilfswerk betont. J. 0 

Hoher Besuch beim 
OV Friedberg 

Das THW Friedberg bekam hohen Be­
such: Führungskräfte des THW aus 
Nord- und Mittelschwaben halten einge­
laden, um Ministerialrat Helmut Düll 
zu verabschieden. Düll leitete bisher 
das Referat für den Zivil- und Katastro­
phenSChutz bei der Regierung von 
Schwaben. Er ist nun an das Bayeri­
sehe Staatsministerium des Innem ver­
setzt worden. 

THW-Ortsbeauftragter Peter Gerle führte 
die interessierten Gäste nach kurzer 
Begrüßung durch die Räume der 
THW-Unterkunft und erläuterte die Aus­
rüstung des OV Friedberg , von der 
Ministerialrat Helmut Dull sehr beein­
druckt war. Während der anschließen­
den Abschiedsfeier überbrachte der 
slv. Landesbeauftragte des THW, Fried­
rich Leikam, die Grüße des Landesver­
bandes. In seiner kurzen Rede betonte 
er, daß sich Ministerialrat Düll stets 
mit großem Engagement für den Zivil­
und Katastrophenschutz eingesetzt 
habe. Ihm sei es auch zu danken, daß 
das THW unter den Hilfsorganisationen 
seinen eigenen Platz und volle Aner-



kennung gefunden habe. Leikam hob 
hervor, die Zusammenarbeit zwischen 
der Regierung von Schwaben und dem 
THW-Landesverband sei sehr fruchtbar 
gewesen. In Anerkennung der Verdien­
ste um das THW zeichnete der stv. 
Landesbeauftragte Ministerialrat Düll 
mit dem Helferzeichen in Gold aus. 

In seiner Dankansprache bemerkte 
Helmut Düll , daß er nur seine Pflicht 
ertüllt habe. Er sei der Einladung gerne 
gefolgt, weil sie ihm Gelegenheit zu 
einem direkten Kontakt mit dem THW 
geboten habe, der sonst nur sehr selten 
möglich sei. Herzliche Dankesworte 
für gute Zusammenarbeit richtete er 
an seine früheren Mitarbeiter, Regie­
rungsrat lippstreu und Regierungsin­
spektor Rößle vom Landratsamt Fried­
berg-Aichach, an den Geschäftsführer 
von Mittelschwaben, Wi lhelm Nittmann, 
und an THW-Landesbeauftragten 
Schwarz. 

Auf seine bisherige Aufgabe eingehend, 
betonte Helmut DülI , daß seine Beru­
fung in das Bayerische Staatsministe­
rium des Innern kein echter Abschied 
sei. Dort nämlich habe er das Referat 
für Zivile Verteidigung zu leiten. Schon 
deshalb würden sich Berührungspunkte 
mit den Hilfsorganisationen ergeben. 
Mit der Feststellung, daß das THW 
durch Engagement zu einem echten 
Hilfsfaktor geworden sei und nunmehr 
seinen angestammten Platz habe, ver­
abschiedete sich der bisherige Referent 
der Regierung von Schwaben für den 
Zivil- und Katastrophenschutz vom 
THW. M. M. 

THW probte zweitägigen 
Katastropheneinsatz 

Heftige Gewitter mit starken Regenfällen 
tobten in Nordost-Obertranken. Auf 
einer Länge von 32 Kilometern richtete 
ein Orkan in einer 200 bis 300 Meter 
breiten Schneise Verwüstungen an. 

Döhlau und Allersdort an der Bayreuther 
Stadtgrenze wurden schwer in Mitlei­
denschaft gezogen. Das war die ange­
nommene Ausgangslage tür die erste 
Versorgungsübung des THW in Ober­
franken. 

Zu dem zweitägigen Einsatz am 
Oschenberg kamen am Wochenende 
knapp 170 Männer aus den Ortsverbän­
den im Geschäflsführerbereich Hof, 
dem auch Marktredwitz, Kronach , Selb 
und Naila angehören. Die Bereiche 
Bayreuth und Bamberg hatten nur Be­
obachter entsandt. 

Zu den Aufgaben der Helfer gehörte 
es, Notunterkünfte für die knapp 200 
Einwohner Döhlaus und Unterstell plätze 
für die Tiere zu schaffen . Bevor die 
Zelte aufgebaut wurden, mußten zwei 
Notbrunnen gebohrt, Toiletten und 
Waschanlagen für die Evakuierten und 
THW-Einheiten errichtet werden. Auch 
eIne Verpflegungs truppe wurde aufge-

Die Helfer des OV Kronach errichteten 
Ihren selbstentwickelten "Kronacher 
Steg". 

baut. Per Funk und Draht wurde Kontakt 
zu allen Einsatzstellen hergestellt. 
Schwierig waren der Bau einer Material­
seilbahn und die Errichtung eines Ste­
ges über ein großes Wasserloch. Der 
Steg wurde aus Brettern in Tafelbau­
weise zusammengefügt, entwickelt vom 
Ortsverband Kronach. Diese Bauweise 
ist erstmalig angewendet worden. Mit 
der größten Versorgungsanlage der 
Bundesrepublik für Notstrom - sie leistet 
650 Kilowatt - sorgten die Hofer in 
der Zeltstadt für licht. 

Für einen Einsatz in der Nacht zum 
Sonntag wurden die Explosion eines 
Ballons mit Sauerstoff-Gas-Gemisch 
und der Absturz eines Hubschraubers 
simuliert. Die AbsturzsteIle mußte ge­
funden, der Brand gelöscht und die 
Verletzten geborgen und versorgt wer­
den. 

Schulweg gesichert 

35 Helfer des THW-Ortsverbandes 
lindau und des damaligen Stützpunktes 
Lindenberg errichteten eine 380 m lange 
Freileitung zwischen den Ortschaften 
Schön au und Taubenberg. Durch die 
gute Verbindung des THW zu örtlichen 
Firmen wurden ein Bagger sowie ein 
Schaufellader für Erdarbeiten zur Vertü­
gung gestellt. Nachdem 310m Erdkabel 
verlegt, 10 Holzmasten mit Auslegern 
errichtet und 8 Kandelaber abgeschlos­
sen waren, konnte zur Beruhigung der 

Zur Sicherung des Schulwegs montierten 
die Helfer des OV Llndau eine komplette 
Beleuchtung. 

dort wohnenden Eltem die von den 
Kindern als Schulweg benutzte Straße 
beleuchtet werden. Die Bevölkerung 
gestaltete den THW-Männern zum Dank 
für ihre Leistungen einen gemütlichen 
Kameradschaftsabend. 

Ltd. Ministerialrat Kuhn 
geehrt 

Im Rahmen einer kleinen Feierstunde 
im Bayer. Staatsministerium des Innern 
wurde LId. Ministerialrat Herbert Kuhn 
- in Würdigung seiner Verdienste um 
die Eingliederung des Technischen 
Hilfswerkes in den Katastrophenschutz 
des Freistaates Bayern - das Ehrenzei­
chen des THW in Silber durch den 
THW-Landesbeauftragten, Dipl-Ing. 
Simon Schwarz, ausgehändigt. 
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warnDIenST @ 
Wohin, wenn die Sirenen 
heulen? 

Der Norddeutsche Rundfunk besuchte 
anläßlich des Sirenen-Probebetriebes 
am 27. September 1978, bei dem in 
Niedersachsen 9500 Sirenen ausgelöst 
wurden, das Wamamt 111 , das für einen 
Teil Niedersachsens zuständig ist, um 
sich über Warnung und Afarrnierung 
ohne eine ausreichende Anzahl von 
Schutzräumen für die Bevölkerung zu 
informieren. 

Hier das In1erview: 

NOR: Im gesamten Bundesgebiet heul­
ten heute morgen, Punkt 10.00 Uhr, 
Sie haben es sicherlich gehört, die Sire­
nen, und das weckte bei den !lIIeren 
von uns womöglich böse Erinnerungen 
an die Kriegszeit. Die Einrichtungen 
aber mußten auf Ihre Funktionsfähigkeit 
untersucht werden. 

In Niedersachsen haben zwei zentrale 
Warnämter die Heultöne ausgelöst. 
Mein Kollege Peter Becher hat Im 
Warnamt Rodenberg das folgende Ge­
spräch geführt: 

Es gibt in Niedersachsen zwei Wamäm­
ter, die heute morgen 10.00 Uhr den 
zentralen Alarm ausgelöst haben. Das 
eine dieser Warnämter ist in Bassum, 
das andere ist in Rodenberg. Es handelt 
sich dabei um einen Betonbunker mit 
vier Stockweriken, tief in den Deister 
hineingegraben. 

Ich spreche mit dem Einsatzleiter Herrn 
Gebhardt vom Warnamt 111 . Wieviel 
Prozent der Bevölkerung können Sie 
mit dieser Warnung erreichen, wieviel 
Sirenen können Sie ertönen lassen? 

Warnamt: Theoretisch können wir 100 
Prozent der Zivilbevölkerung erreichen, 
denn insgesamt sind in diesen beiden 
Warngebieten, Warnamt 11 , was Sie 
eben erwähnt haben, und im Warnge­
biet 111 , 9500 Sirenen installiert. 

NOR: Wie ist denn nach Ihren Erfah­
rungen die Reaktion der Bevölkerung 
bei einem solchen Probealarm? 

Warnam1: Ja, die Reaktion der Zivilbe­
völkerung ist bei einem Probe alarm 
eigentlich, ich möchte es bezeichnen, 
leger. Sie hören das, sie sagen: Aha, 
es heulen wieder die Sirenen. Aber 
eine Reaktion darauf ist kaum zu mer­
ken. 
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NOR: Nun geht man aber davon aus, 
daß im Ernstfall , im Verteidigungsfall , 
nur wenige Minuten zur Verfügung ste­
hen zwischen der Alarrnierung und 
dem Eintreffen eines Angriffs, das heißt, 
die Bevölkerung müßte dann Schutz­
räume aufsuchen. Es gibt aber nur 
Schutzräume für 3 Prozent der Bevölke­
rung . Ist unter solchen Voraussetzungen 
eine Warnung nicht von vornherein 
Illusion? 

Warnam1: Nein, das ist sie eigentlich 
nicht. Warndienst und Schutzraumbau 
sollen bewirken, daß in einem Verteldi­
gungsfalle Verluste unter der Bevölke­
rung verrnieden bzw. so gering wie 
möglich gehallen werden. Diese Auf­
gabe kann ihre beste Lösung finden, 
wenn gleichzeitig ein einsatzbereiter 
Warndienst und ausreichende Schutz­
räume zur Vertügung stehen. Während 
nun der Aufbau des Warndienstes in 
der Bundesrepublik sehr weit fortge­
schritten ist, fehlen dort, wie bekannt, 
Schutzräume noch weithin. Damit be­
steht im Zivilschutz eine bedauerliche 
Lücke, die nicht verkannt werden, aber 
auch nicht zu dem falschen Schluß 
führen darf, bei dieser Sachlage sei 
auch der Warndienst nutzlos. Im Falle 
der Gefahr muß die Bevölkerung so 
rasch wie möglich an Ort und Stelle 
Schutz suchen. Dazu muß sie jedoch 
zunächst über die Gefahr unterrichtet 
und gewarnt werden. Dies geschieht 
mit den Sirenensignalen und Rundfunk­
durchsagen des Warndienstes, was 
wir heute morgen um 10.00 Uhr gehört 
haben. Fehlen ausgebaute Schutzräu­
me, so kann auch ein geringerer, ggl. 
sehr behelfsmäßiger Schutz größere 
Verluste vermeiden und im Einzelfalle 
noch lebensrettend wirken. Das ist sehr 
wichtig, ich möchte so sagen , schon 
einfache Kellerräume können Schutz 
gegen viele WaHenwirkung konventio­
neller und auch atomarer Art bieten. 

So kann z. B. ein gewöhnlicher Keller 
die Intensität einer radioaktiven Ver­
strahlung um 80 % verringern. 

NOR: Ich glaube, wir sollten jetzt einmal 
den Verteidigungsfall außer acht lassen. 
Auch im Friedensfalle, also in normalen 
Zeiten, wenn ich so sagen darf, über­
nehmen Sie erhebliche Aufgaben, Auf­
gaben vor allem der Warnung bei Kata­
strophenfällen. 

Warnam1: Ja, auch die Einrichtungen 
des Warndienstes, seien es Warnstel­
len, Sirenen oder WO-Meßstellen, kön­
nen im Katastrophenfalle zum Einsatz 
kommen. Hier muß allerdings eine Ab­
stimmung zwischen Land und Warnamt 
ertolgen. Wir können dann, wenn sich 
das Bundesamt nicht einschaltet, auf 
Weisung des Landes unsere Einrichtun­
gen einsetzen. 

NDR: Welche Einrichtungen sind das? 
Was stellen Sie im Einzelfalle zur Ver­
fügung, wie lösen Sie einen Alarm aus? 

Warnamt: Wir können einen Alarrn 
auslösen mit unseren Sirenen und kön­
nen darüber hinaus über die WarnsteI­
len bestimmte Warnstelleninhaber in­
formieren und, wenn erforderlich , unsere 
WO-Meßstelien einsetzen. Die Einrich­
tungen des Warndienstes funktionieren 
rund um die Uhr. Der Warndienst ist 
ständig besetzt. 

Neuer Leiter im Warnamt X 

Nach halbjähriger Einweisung im Bun­
desamt für Zivilschutz hat Oipl.-Ing. 
Gerhard Kroll am 1. September 1978 
das Warn amt X in Kerschlach als Leiter 

übernommen. Oipl.-Ing. Kroll , Jahrgang 
1942, hat in München Elektrotechnik 
studiert und war elf Jahre als Offizier 
in den verschiedensten Sparten der 
Luftverteidigung tätig. 



Reale Notsituationen wurden 
demonstriert 

" Ein Auto fällt vom Himmel", das mag 
neben dem großen Geschicklichkeitstur­
nier, an dem über 100 Autofahrer teil­
nahmen, die größte Attraktion für die 
Zuschauer gewesen sein während einer 
Wochenendveranstaltung, die der Arbei­
ter-Samariter-Bund Regensburg ge­
meinsam mit dem Rennsportkreis 
(RSKR) durchführte. 

Aber die aufsehenerregende Demon­
stration hatte einen ernsten Hintergrund: 

Es wurde gezeigt, wie wichtig das Anle­
gen von Sicherheitsgurten im Straßen­
verkehr ist. Jeder konnte sich an dem 
Personenwagen, der aus etwa 25 Me­
tern Höhe auf den Boden stürzte, selbst 
ein Bild machen, welche Folgen ein 
Aufprall bei 50 Stundenkilometern hat ­
ein zerstörtes Auto, ein eingeklemmter 
Fahrer, den die Feuerwehr nur durch 
Aufschneiden des Daches befreien 
kann , ein Notarztwagen , der von der 
neugierigen Masse behindert wird . Be­
reits vorher waren Notsituationen im 
Straßenverkehr real nachempfunden 
worden : Vergaserbrand und Innenbrand 

Aus 25 Metern Höhe 
stürzte das Auto 
zu Boden: So de­
monstrierte der 
ASS Regen'burg 
einen Frontalzu­
sammenstoß bel 
50 Stundenkilome­
tern. 

eines Autos wurden durch die Feuer­
wehr gelöscht, der Arbeiter-Samariter­
Bund führte eine Rettungskette vorn 
Telefonanruf bis zum Abtransport durch, 
das Sanitätsbataillon der Bundeswehr 
eine Aktion " Retten und Bergen", der 
RSKR selbst demonstrierte Schleuder­
techniken und Fahrzeugüberschlag. 
" Wir wollen", so kommentierte RSKR­
Geschäftsführer Peter Röhrl die Veran­
staltung , " hier unsere Erfahrungen aus 
dem Rennsport an die Offentlichkeit 
weitergeben, wollen damit einen Beitrag 
leisten zur Sicherheit im Straßenver­
kehr." 

Die Feuerwehr mußte das Dach des Pkw aufschneiden, um 
den eingeklemmtem Fahrer - dargestellt durch eine Puppe -
bergen zu können. 

Der Verletzte wurde vom Ase notärztlIch versorgt. Im Hinter­
grund die zahlreichen Zuschauer, die diese Demonstration inter­
essiert verfolgten. 
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ASB st iftet Inkubator 

In der Paracelsus-Klinik in Karlsruhe 
wurde die Ausrüstung für Kleinkinder 
weiter ausgebaut. Der Ortsverband 
des Arbeiter-Samariter-Bundes über­
reichte jetzt dem Krankenhaus. einen 
neuen Inkubator. Der Inkubator dient 
zum Transport von Frühgeborenen 
und besonders pflegebedürftigen Klein­
kindern, die den Belastungen eines 
normalen Krankentransportes nicht 
gewachsen sind. Es handelt sich dabei 
um kompakte Kästchen, in denen das 
Baby während der Fahrt im Notarztwa­
gen behandelt werden kann. Durch 
Frontklappen besteht die Möglichkeit 
zur Schocktherapie bis hin zur Wieder­
belebung. Im Inkubator sind die Klein­
kinder vor Wärmeverlust geschützt. 
Das neue Gerät hat sich auch in den 
Einsätzen innerhalb der Krankenhaus­
abteilungen und im Verlegungstransport 
bewährt. 

Neue Unterkunft für den 
ASB-Habichtswald 

Die Unfallhilfs- und Rettungswache 
des ASB-Ortsverbands Habichtswald 
konnte nach einjähriger Bauzeit nun 
seiner Bestimmung übergeben werden. 
Daß dieser Termin eingehalten werden 
konnte, ist nur den Mitgliedern des Vor­
standes zu verdanken, die viel Mühe 
und Zeil in dieses Projekt investiert 
haben. Bisher war der Ortsverband 
in mehreren angemieteten, über den 
ganzen Ortsteil verstreuten Räumen 
untergebracht, die den Anforderungen 
nicht mehr gerecht wurden. Auch die 
Unterbringung der Zivildienstleistenden 
stellte den Vorstand immer wieder vor 
ein großes Problem. 

Daher wurde vom Ortsverband 
Habichtswald in zentraler Ortslage ein 
älteres Haus gekauft und mit Zuschüs­
sen des Bundesamtes für den Zivil­
dienst umgebaut. 

Der ASB-Ortsverband verfügt nun über 
ausreichend großer Lager- , Büro- und 
Versammlungsräume sowie über fünf 
Wohn- und Schlafgelegenheiten für 
die Zivildienstleistenden. Bisher noch 
nicht verwirklicht werden konnte der 
Bau neuer Garagen in unmittelbarer 
Nähe der Unfallwache. 

Die Einweihung des Hauses, verbunden 
mit einer Feierstunde zum 20jährigen 
Bestehen des OV Habichtswald fand 
nun statt. Gäste aus dem öffentlichen 
und politischen Leben hatten sich ein­
oe·funde" . um den Vorstand zu be-
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Oer ASB-Ortsverband Kart.ruhe stellte dem Paracelsus-Krankenhaus diesen neuen 
Inkubator zur Verfügung. 

glückwünschen und kleine Präsente 
zu überreichen. 

In seiner Ansprache begrüßte der 
1. Vorsitzende des Ortsverbandes, Nor­
bert Thiemich, besonders den Direktor 
des Bundesamtes für den Zivildienst, 
Krep, den Landtagsabgeordneten Dr. 
Schlitzberger, die Kreistagsabgeordnete 
Frau Keilbert, den Vertreter des Bür­
germeisters, Carl , den Bundestechniker 
des ASB, Dieter Blum, den stellvertre­
tenden Vorsitzenden des Landesver­
bandes Hessen des ASB, Martin Ehmer, 
sowie die Vorsitzenden der nordhessi­
schen ASB-Ortsverbände. 

Thiemich dankte allen Helfern für die 
aktive und selbstlose Mitarbeit am Aus­
bau des Hauses und in der Organisation 
und kündigte für die Zukunft eine ver­
stärkte Jugendarbeit an. Im Rahmen 

Nach einjähriger 
Umbauzelt konnte 
letzt der ASB-Orts­
verband HabIchts­
waid die neue Un­
fallhllfs- und Ret­
tungswache ein­
weihen. 

der Feierstunde überreichte der Vorsit­
zende an Fahrdienstleiter Freitag die 
Schlüssel für zwei neue Fahrzeuge, 
einen Audi 100 sowie einen VW-Bus 
der " Aktion Sorgenkind" , die in Dienst 
gestellt wurden. Damit ist auch der 
Fahrzeugpark auf dem neuesten Stand. 

Einen geschichtlichen Abriß über den 
Arbeiter-Samariter-Bund gab der stell­
vertretende Landesvorsitzende Martin 
Ehmer in seinem Festvortrag. Dabei 
ging er auch auf die heutigen sozialen 
Probleme und die wirksame Arbeit des 
ASB ein. Kritik übte Ehmer an dem 
zunehmenden Einsatz von Taxen im 
Krankentransport, der die Hilfsorganisa­
tionen vor Rentabilitätsfragen stellt. 

Musikalisch abgerundet wurde die Ver­
anstaltung mit Liedvorträgen der Sing­
gemeinschaft Ehlen . 



00HonnlTe~ unFOll", HilFe e 
Katastrophenschulz-übungsziel erreicht: 

Bayerische Johanniter probten den Ernstfall 
Abschluß des Jubiläums ,,25 Jahre JUH in Bayern" 

München (dr). Samstag, 7. Oktober 
1978. Ein neblig-trüber Samstag morgen 
in Bayerns Landeshauptstadt. Weit 
über 100 Angehörige der Johanni­
ter-Unfall-Hilfe in Stadt und Region 
werden zwischen 5.00 und 5.15 Uhr 
durch schrilles Telefonklingeln aus dem 
Schlaf gerissen. Katastrophenalarm! 
Treffpunkt ist um 5.50 Uhr in der 
Boschetsrieder Straße 33. 

KatS-Einheiten aus anderen bayeri­
schen Standorten der JUH - ohnehin 
im Anmarsch nach München - werden 
über Funk in den Bereitstellungsraum 
" B 33" beordert. Dort treffen sie nach­
einander (und alle pünktlich) ein: an 
die 200 Helferinnen und Helfer, Schwe­
sternhelferinnen und Ärzte sowie Füh­
rungskräfte aus zehn Orts- und Kreis­
verbänden. Ein beachtlicher Fahrzeug­
Park kommt zusammen: 3 RTW, 
2 KTW 4, 10 KTW, 4 GkrKw, Busse , 
Lkw's, Leitfahrzeuge, mehr als 35 ins­
gesamt. 

Nach Materialübemahme und gemein­
samen Frühstück erfolgt unter Polizei­
geleit um 7.50 Uhr der Abmarsch 
zum Einsatzgebiet Hochbrück. Um 8.40 
Uhr - mit Sonderrechten wär's freilich 
schneller gegangen; aber es handelt 
sich ja "nur" um eine Übung - treffen 

die KatS-Einheiten auf dem Münchner 
Katastrophenschutz-Übungsgelände 
ein. Vermutungen schwirren umher, 
verdichten sich: Ein Erdbeben hat zahl­
reiche Opfer gefordert. Über 100 sollen 
es sein. 

Aus anfänglichem scheinbaren Chaos 
entwickelt sich in kürzester Zeit klare 
Ordnung. Während Angehörige der 
eingesetzten Sanitätszüge mit der Ber­
gung und Erstversorgung Verletzter 
beginnen, werden von den Mitarbeitern 
zweier Verbandplatz-Züge unter Assi­
stenz von JUH-Schwesternhelferinnen 
- sie haben sich übrigens prächtig be­
währt - zwei Verletzten-Sammelstellen 
und ein Hauptverbandplatz errichtet. 
Zugleich werden Technische Einsatzlei­
tung , FM-Einrichtungen und die Presse­
stelle installiert; die Verpflegungsgruppe 
nimmt ihre Arbeit auf. 

Ein Krankentransport-Zug steht bereit, 
und eine knappe Viertelstunde nach 
Einsatzbeginn werden die ersten 
" Opfer" mit Blaulicht und Martinshorn 
abtransportiert. Um 11 .30 Uhr ist die 
Übung (bei strahlendem Herbst-Son­
nenschein) beendet. Alle Verletzten 
sind geborgen, fachmännisch versorgt 
und in Krankenhäuser gebracht worden. 
Das Ziel dieser KatS-Übung der bayeri-

schen JUH ist erreicht: die Herstellung 
der Transportfähigkeit der Opfer für 
längere Strecken bzw. Zeiten. Zugleich 
diente der Einsatz der Darstellung fach­
licher JUH-Arbeit in der öffentlichkeit 
und der taktischen Ausbildung der 
KatS-Einheiten ebenso wie dem Erfah­
rungsaustausch untereinander. 

Was ietzt kommt, ist Routine: Abbau 
und Verladung aller benötigten Einrich­
tungen, gemeinsames Mittagessen 
der Helferinnen und Helfer, die alle 
ihr Bestes gaben. Zwölf Schiedsrichter, 
unter ihnen LandesaUSbildungsleiter 
Dietrich Arlt, werten sachkundig und 
gerecht den Ablauf der Übung. Vor 
allem Positives wissen sie zu berichten. 
Schwachstellen gab es (nahezu unver­
meidlich) natürlich auch. Eine abschlie­
ßende " Manöverkritik" aller Führungs­
kräfte zeigt Wege zu noch größerer 
Effektivität der Arbeit der Johanniter­
Unfall-Hilfe im Katastrophenschutz auf. 

PubliZistik, Bevölkerung und bayerische 
KatS-Experten - unter ihnen Oberfeld­
arzt Dr. Bauer, Kommandeur des gem. 
Sanitäts-Lehrbataillons 865 der Akade­
mie des Sanitäts- und Gesundheitswe­
sens der Bundeswehr in München -
nahmen regen Anteil am Geschehen. 

Zwei JUH-Helfer bergen einen Verletzten aus einem eingestürz­
ten Gebäude. 

An einer der Verletzten-Sammelstellen untersucht ein Arzt eines 
der Opfer des Erdbebens. 
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JUH-Helfer bei der Erstversorgung des 
soeben geborgenen Schwerverletzten. 

Sie sparten nicht mit Lob für Engage­
ment wie Sachkunde aller Beteiligten. 
tnteressierte Beobachter aus dem Be­
reich der JUH Bayern waren unter vie­
ten anderen Landesbeauftragter Hans­
Roderich Doerfler, der neue Landesge­
schäftsführer Botwin Stagge, sein vor 

25 Jahre 

Auf dem Hauptverbandplalz: Der Ver­
letzte wird für einen chirurgischen Not­
eingriff vorbereitet. 

kurzem ausgeschiedener Vorgänger 
Eberhard v. Trützschler-d 'Elsa, Bezirks­
beauftragter für Oberbayern Dr. med. 
Rolf-Rüdiger Olbrisch, und Landesde­
zernent für Jugendarbeit, Hans Rudolf 
Schwarz. Als Leiter der KatS-Presse­
stelle nahm teil der Landesdezernent 

Verladung eines der Erdbeben-Opfer 
zum Abtransport Ins Krankenhaus. 

für Presse und Offentlichkeitsarbeit, 
Hans-Dieter Rubner, als Einsatzleiter 
der Geschäftsführer des KV München 
- wo man bei Vorbereitung, Realisie­
rung und Abwicklung der übung vorbi ld­
liche " Generalstabs-Arbeit" geleistet 
hatte - Matlhias Noell. 

christlicher Dienst am Nächsten 
OKR Theodor Glaser beim JUH-Jubiläum in Bayern 

München (epd). Der Johanniter-Un­
fall-Hilfe , deren bayerischer Landesver­
band sein 25jähriges Bestehen beging, 
hat der Münchner Kreisdekan, Ober­
kirchenrat Theodor Glaser, bei einem 
Festakt im Cuvillies-Theater tür den 
"unermüdlichen, treuen und verantwor­
tungsvollen Dienst der Hilfe" gedankt, 
der seit einem Vierteliahrhundert im 
Geist christlicher Nächstenliebe und 
in der Tradition des Johanniter-Ordens 
geschieht. 

Glaser gab in seiner Festansprache 
sowohl einen Rückblick auf die Ge­
schichte des Johanniter-Ordens als 
auch einen Bericht über persönliche 
Erlebnisse mit einem JUH-Retlungswa­
gen. Dabei wies er unter anderem dar­
auf hin, daß Christus immer den ganzen 
Menschen nach Leib, Seele und Geist 
im Auge gehabt habe. Das verpflichte 
auch die Christen heute, in der Hilfe 
am Leidenden stets an den ganzen 
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Menschen zu denken. Menschliche 
Zuwendung sei die beste Medizin. 

Die vielen jungen Menschen nannte 
er das größte Kapital der JUH. Sie seien 
hoffnungsvolle Zeichen tür die Zukunft 
und ein Modell dafür, daß junge Men­
schen bereit seien, Nächste zu werden, 
wenn man ihnen eine sinnvolle Aufgabe 
zeige, sie sachgemäß ausbilde und 
menschlich verständnisvoll begleite. 

Der Oberkirchenrat bat alle Verantwort­
lichen, Eigeninitiativen und Spontaneität 
künftig nicht einzuengen durch ein 
Übermaß an gesetzlichen Regelungen 
und durch Bürokratie: " Wir brauchen 
einen Freiraum für die Spontaneität 
der Liebe." Mit Sorge betrachte er zum 
Beispiel die Reform der Krankenpflege­
Ausbildung. Glaser ermutigte weiter 
zu einem Dienst der christlichen Näch­
stenliebe, für den er Gottes Segen er-

bat. Ein solcher Dienst müsse gleichzei­
tig für die ganze Gesellschaft eine pOSi­
tive Herausforderung sein, nicht nur 
dem Nächsten zu helfen, sondern selbst 
Nächster zu sein. 

Gruß- und Geleitworte sprachen bei 
der Veranstaltung der Herrenmeister 
des JOhanniter-Ordens, Wilhelm Kar! 
Prinz von Preußen, JUH-Präsident Wolf 
v. Zawadzky, die Staatssekretärin Dr. 
Mathilde Berghofer-Weichner, der 
Münchner Bürgermeister Helmut Gitlel 
und der Landesbeauftragte des Malte­
ser-Hilfsdienstes, Franz-Josef Ritter 
Hentschel v. Gilgenheimb. 

Die Veranstaltungsreihe war mit einem 
Okumenischen Gottesdienst in der 
Evangelischen St.-Markus-Kirche eröff­
net worden. Dem Festakt im Cuvillies­
Theater folgte eine JUH-Leistungsschau 
auf dem Münchner Max-Joseph-Platz. 



Ein Plädoyer des 
freiwilligen Engagements 
Stellungnahme des MHD zur Konzeption des Deutschen 
Bundeswehr-Verbandes e. V. für eine Gemeinschaftsdienstpfl icht 

Mit Interesse hat der Malteser-Hilfs­
dienst e. V. den Vorstoß des Deutschen 
Bundeswehr-Verbandes zur Einrichtung 
einer Gemeinschaftsdienstpflicht in 
der Öffentlichkeit verfolgt und die ergän­
zenden Informationen zur Kenntnis 
genommen. 

So sinnvoll dieser Vorschlag bei allge­
meiner, gesellschaftspolitischer Betrach­
tungsweise erscheinen mag, so sind 
ihm bei überlegung näherer Einzelhei­
ten in der Realisierung deutliche Gren­
zen gesetzt, die die beabsichtigte Wir­
kung zum Teil auch in Frage stellen. 
Dies soll am Beispiel einiger Thesen 
der Konzeption des DBwV dargelegt 
werden. 

1. Der DBwV vertritt die Auffassung , 

schränken, sondern auf jedweden eh­
renamtlichen, freiwilligen Dienst in einer 
caritativen Organisation auszudehnen. 

Als erster Schritt sollte die Vereinbarung 
über die Freistellung von Wehrpflichti­
gen (vom 25. 6. 74, GMBI S. 315) zwi­
schen dem Bundesminister der Verteidi­
gung und dem Bundesinnenminister 
über die Beschränkung der für den 
Kalastrophenschutz freizustellenden 
Wehrpflichtigen aufgehoben werden, 
um einem größeren Kreis der in einer 
der Hilfsorganisationen tätigen Wehr­
pflichtigen die Freistellung vom Wehr­
dienst zu ermöglichen. 

3. Zu den vom DBwV vorgeschlagenen 
Einsatzbereichen ist im einzelnen fol­
gendes anzumerken: 

- Krankentran sport- und Rettungs­
dienst: 

Diese Diensie sind personell ausrei­
chend abgedeckt. Eine Kapazitätserwei­
terung ist aus der Natur dieses Dienstes 
heraus nicht möglich. Bereiche, die 
nicht mit beruflichem Personal abge­
deckt sind, müssen lür freiwillige, eh­
renamtliche Heller, die längerfristig 
ohne Dienstverpllichtung tätig sind, 
als attraktive Einsatzfelder erhalten 
bleiben. 

- Zivil - und Katastrophenschutz: 

Der Zivil- und Katastrophenschutz kann 
durch freiwillige Mitglieder der diesen 
Diensl tragenden Organisationen aus­
reichend personell sichergestellt wer­
den, insbesondere bei einer Aufhebung 
der heute noch die Mitwirkungsmöglich­
keit beschränkenden Vereinbarung 
zwischen den zuständigen Bundesmini­
sterien (vgl. zu 2.). Eine Erweiterung 
des personellen Potentials im Zivil-
und Katastrophenschutz ist daher nicht 
notwendig. Eine quantitative Aufstok­
kung im personellen Bereich hätte 
zwangsläulig eine Verschlechterung 
der Ausbildungs- und Ausstattungsquali­
tät zur Folge, da eine Anpassung der 
Ausbildungs- und Ausstattungsleistun­
gen des Bundes an ein erhöhtes Perso­
nalkontigent bei realistischer Einschät­
zung der für diesen Bereich zur Verfü­
gung stehenden Haushaltsmittel aus­
scheidet. 

Der Malteser-Hilfsdienst plädiert für 
das freiwillige Engagement im Dienst 
am Nächsten; für einen Dienst des 
Menschen am Menschen, der weder 
befohlen, noch bestellt, noch gar bezahlt 
werden kann. 

Tausende junger Bürger beweisen die­
ses freiwillige persönliche Engagement 
auch bzw. gerade ohne bestehende 
Dienstpflicht durch ihr Mittun in humani­
tären Organisationen. 

Statt Einführung einer Kollektivpfl icht 
sollte der Aufruf an das persönliche 
Pflicht- und Verantwortungsgelühl jedes 
einzelnen für seinen Mitmenschen erge­
hen und dieses freiwillige Engagement 
für Staat und Gesellschaft Anerkennung 
finden. 

daß die derzeitige problematische Un­
terbringung von Kriegsdienstverweige­
rern aufgrund fehlender Plätze durch 
Einführung einer Gemeinschaltsdienst­
pflicht entfalle. Ohne auf die vielschich­
tigen Gründe, die zu dieser Situation 
geführt haben, einzugehen, muß festge­
stellt werden , daß durch Einführung 
einer allgemeinen Dienstpllicht die Zahl 
der "Platzsuchenden" zunimmt, ohne 
daß die Gründe, die schon heute das 
Nichtvorhandensein ausreichender 
Plätze bedingen, entfallen. Durch eine 
Auswei tung der Dienstpflicht auf alle 
jungen Bürger wird nicht die Zahl der 
Beschäftigungsstellen erhöht, weder 
alsolut noch relativ . Es kann keine Lö­
sung darin gesehen werden, für Kriegs­
dienstverweigerer bestehende Probleme 
auf eine noch größere Zahl von Dienst­
pflichtigen auszuweiten. 

Betrifft: "Rettende Atemmaske" 

2. Der DBwV stellt die Kriegsdienstver­
weigerung als einzige Möglichkeit dar, 
einer Dienstpflicht außerhalb der Bun­
deswehr nachzukommen. Hierbei wird 
außer acht gelassen, daß freiwillige 
Helfer, die sich für mindestens zehn 
Jahre zum Dienst im Katastrophen­
schutz verpflichten (§ 8 KatSG) , vom 
Wehrdienst freigestellt sind . 

Es wäre denkbar, diese Freistellung 
vom Wehrdienst nicht nur auf den 
Dienst im Katastrophenschutz zu be-

Aus Anlaß seines 75jährigen Bestehens 
verschenkt der ADAC in einer bundes­
weit angelegten Aktion mehrere Millio­
nen Exemplare einer Plastik-Atem­
maske. 

Als der MHD wenige Wochen vor Be­
ginn der Aktion um deren Unterstützung 
gebeten wurde, begrüßte er grundsätz­
lich jede Maßnahme, durch die in sach­
gerechter Weise die Notwendigkeit 
der Hilfeleistung bei Unfällen ins Be­
wußtsein der Bevölkerung gerufen und 
diese zur Teilnahme an einem Erste­
Hilfe-Kursus motiviert wird. 

Gleichzeitig meldete der MHD im Falle 

der Atemmaske seine Bedenken an, 
die sich im wesentlichen auf folgende 
Punkte stützen: 

• Untersuchungen mit gleichartigen 
Masken hatten gezeigt, daß ungeüble 
Laien bei dem Versuch, die Maske 
fest auf das Gesicht zu drücken, den 
Kopf bzw. Unterkiefer herunterdrücken, 
wodurch der Zungengrund den Atem­
weg blockiert. 

• Die Anwendung der Atemmaske 
führt zu einer Verunsicherung der be­
reits ausgebildeten Ersthelfer, da zu 
ihrer Anwendung der Helfer in einer 
anderen Position zum Verletzten knien / 
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muß und eine andere Handhaltung 
erforderlich wird . 

Diese Unsicherheit wird um so größer, 
als der Helfer sich die Anwendung aus 
dem Studium der beigepackten Bro­
schüre selbst aneignen muß. 

Für den Fall, daß die Atemmaske zur 
Verteilung kommen sollten, hielt es 
der MHD für unabdingbar, daß dies 
im Rahmen von Informationsveranstal­
tungen geschieht. In diesen Veranstal­
tungen sollte der Teilnehmer einen 
überblick über die Durchführung der 
lebensrettenden Sofortmaßnahmen 
sowie Gelegenheit zur praktischen 
übung der Atemspende ohne und mit 
Atemmaske am Beatmungsgerät erhal­
ten. 

Obwohl der ADAC diesem Vorschlag 
aufgeschlossen gegenüberstand, kam 
es nicht zu dessen Realisierung. 

Der MHD steht jedoch nach wie vor 
zu diesem Angebot. 

Weitere Bedenken richten sich gegen 
die Broschüre, die den ADAC-Masken 
beigepackt ist, 

• weil erfahrungsgemäß derartige 
"Gebrauchsanweisungen" den Leser 
in dem Glauben lassen, daß deren Stu­
dium bereits zur sachgerechten Hilfelei­
stung befähige. Das üben dieser Maß­
nahmen unter Kontrolle eines Ausbilders 
ist jedoch Grundvoraussetzung für die 
sachgerechte und damit erfolgreiche 
Anwendung einer solchen Atemmaske 
und 

• weil der Inhalt dieser Broschüre z. T. 
erheblich von den bei allen Hilfsorgani-
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Stellungnahme zur Anwen­
dung der ADAC-Atemmaske 

1. Häufigste Urachen eines Atemstill­
standes bei Bewußtlosen sind 

a) Erstickung an Schleim. Blut, Erbro­
chenem 

b) Erstickung durch Zurückfallen des 
Zungengrundes. 

Wichtigste Maßnahmen der Ersten Hilfe 
bel Bewußtlosen ist daher 

zu a) Bewußtlose in stabile Seitenlage 
bringen 

zu b) Kopf des Bewußtlosen weit über­
strecken und Unterkiefer vorschieben: 

Ein lebensrettender Handgriff. 

Durch diese Maßnahmen wird bereits 
die Entstehung eines Atemstillstandes 
verhindert. Eine Atemspende wird nicht 
erforderlich . 

2. liegt trotz Durchführung der Maß-

salionen herrschenden und aufgrund 
internationaler Erfahrungen als gesi­
cherte Lehrmeinung geltenden Unter­
richtsinhalten abweicht. Die Verteilung 
dieser Broschüre würde bei allen bereits 
ausgebildeten Laienhelfern Unsicherheit 
verbreiten und die Hilfsorganisationen 
und deren Ausbilder zwingen, sich mit 
dieser Broschüre kritisch auseinander­
zusetzen. 

Der MHD bat daher dringend darum, 
diese Broschüre nicht zu verteilen und 
durch ein im Rahmen der Informations­
veranstaltung auszugebendes Merkblatt 
zu ersetzen. Für die Gestaltung dieses 
Merkblattes unterbreitete der MHD dem 
ADAC seine konkreten Textvorschläge. 

Der ADAC zeigte sich bestrebt, auch 
dieser Anregung Rechnung zu tragen . 

Nachdem in einer ersten Aktion ca. 
1 ,5 Millionen Atemmasken über die 
ADAC-Geschäftsstellen zur Verteilung 
gekomrnen sind, haben Arbeiter-Sama­
riter-Bund, Johanniter-Unfall-Hilfe und 
Malteser-Hilfsdienst dem ADAC erneut 
das Angebot unterbreitet, für die Inter­
essenten der Atemmaske Informations­
veranstaltungen nach einem unterein­
ander abgestimmten Programm durch­
zuführen. Der MHD glaubt, durch dieses 
Angebot die Idee des ADAC wirkungs­
voll verbessern zu können, allein zu­
gunsten de~enigen , die dieser Hilfe 
bedürfen, damit die Anwendung der 
Atemmaske lebensrettend bleibt. 

Gleichzeitig weisen die vorgenannten 
Organisationen in einem gemeinsam 
herausgegebenen Merkblatt auf die 
Notwendigkeit zur UnterriChtung und 

nahmen zu 1. ein Atemstillstand vor, 
so muß ohne Zeitverlust - SOFORT -
eine Atemspende durchgeführt werden. 

Hierbei ist jede Sekunde entscheidend. 
Der Beginn der Atemspende darf nicht 
durch Herbeiholen eines Hilfsmittels 
verzögert werden. 

Die Beatmung ist ohne jedes Hilfsmittel 
wirksam durchführbar. 

Eine mögliche " Ekelbarriere" kann 
durch überlegen eines Taschentuches 
überwunden werden. 

3. Die »Atemmaske· ISt ein mögliches 
Hilfsmittel zur Durchführung der Atem­
spende. 

Unabdingbare Voraussetzung zur An­
wendung einer .. Atemmaske« ist, daß 
der Helfer im Umgang mit dieser aus­
gebildet und geübt ist. 

Bei ungeübter Anwendung besteht die 
Gefahr, daß 

übung als unabdingbare Voraussetzung 
zur Verteilung und Anwendung dieser 
Atemmaske hin. 

Besuch aus ,Japan beim MHD 

Sehr beeindruckt zeigte sich Dr. Kouichi 
Uemura, Direktor einer jüngst gegründe­
ten japanischen Zivilschutzorganisation, 
von Ausstattung und Geräten der Ein­
satzzentrale des Malteser-Hilfsdienstes 
in Köln. Dr. Uemura bereiste zusammen 

mit seinem wissenschaftlichen Berater 
Prof. Dr. Yasushi Nishiwaki verschie­
dene europäische Länder, um Anregun­
gen zu sammeln. 

Lobend äußerte sich Prof. Nishiwaki 
über die perfekte Organisation, die gute 
Koordination staatlicher Stellen und 
der Verbände und das reibungslose 
Funktionieren des RettungSdienstes. 
Bewundernswert sei aber auch der 
persönliche Einsatz der freiwilligen 
Helfer. 

a) die Maske nicht dicht aufsitzt und 
damit keine wirksame Beatmung statt­
findet, 

b) beim Versuch, die Maske auf das 
Gesicht fest autzupressen, der Unterkie­
fer heruntergedrückt wird und der Zun­
gengrund den Atemweg verlegt. 

Der Beatmungsversuch bleibt erfolglos! 

Arbeiter-Samariter-Bund 
Deutschland e. V. 
Bundesvorstand 
Sülzburgstraße 146, 5000 KÖln 41 

Johanniter-Unfall-Hilfe e. V. 
Bundesgeschäftsführung 
Johanniterstraße 11, 5300 Bonn 

Malteser-Hilfsdienst e. V. 
Generalsekretariat 
Hauptstraße 24 , 5000 Köln 50, 
(Rodenkirchen) 



oeUTSOHer FeuerweHrverBono €~t.~ i) 
Generalversammlung des 
CTIF in Rumänien 

Oberbranddirektor M. Gebhardt neuer 
Vizepräsident Im CTiF - Präsident 
Bürger Ehrenmitglied 

In der Zeit vom 9. bis 13. September 
1978 fand die Generalversammlung 
des CTIF in den beiden rumänischen 
Städten Constantza und Bukarest 
statt. Verbunden war diese Tagung 
mit den Sitzungen des Präsidiums und 
des Permanenten Rates des CTIF. 
Das " Nationale Commitee des CTIF 
der Bundesrepublik Deutschland" wurde 
vertreten durch Oberbranddirektor Man­
fred Gebhardt (Hamburg) , Kreisbrandrat 
Karl Wiedemann (Dinkelscherben) und 
Bundesgeschäftsführer Reinhard Voß­
meier (Bonn). Von den 30 Mitgliedsna­
tionen waren in Rumänien 24 vertreten, 
als der Präsident des CTIF, Josef Ho­
laubek (Wien) , die Tagung eröffnete. 

Den örtlichen Organisatoren in Rumä­
nien muß für die reibungslose Abwick­
lung des gesamten Programms sowie 
die Betreuung Anerkennung ausgespro­
chen werden. Für viele Teilnehmer 
war es schon ein Erlebnis, Land und 
Menschen der Sozialistischen Republik 
Rumäniens während des fünftägigen 
Aufenthaltes kennenzulernen . Anreiseort 
für alle Teilnehmer war Constantza 
am Schwarzen Meer, von wo aus die 
Gäste mit Bussen zu einem wunder­
schön gelegenen Ferienort am Meer 
gebracht wurden. Am vorletzten Tag 
ertolgte dann noch ein Ortswechsel 
zum rund 300 km entfernten Bukarest. 

Für deutsche Verhältnisse waren die 
Temperaturen in Rumänien noch sehr 
hoch, so daß mancher ins Schwitzen 
geriet. Bei den Tagungen gab es dage­
gen keine " heißen" Diskussionen, ob­
wohl einige Punkte hierzu Anlaß gege­
ben hätten. Hierzu gehörten ein Entwurf 
für eine neue Satzung des CTIF und 
ein Entwurt für eine Anhebung des 
Niveaus der CTIF-Symposien und für 
organisatorische Verbesserungen dieser 
Veranstaftungen. Beide Entwürte führten 
nicht zu den von vielen westlichen Na­
tionen erhofften Veränderungen und 
Verbesserungen. Die Satzungsänderung 
für das CTiF sollte u. a. auch zu einer 
Ve~üngung des Präsidiums des CTIF 
führen. Ein anderer Wahlmodus hätte 
ebenfalls weitere Verbesserungen ge­
bracht. 

Unter Leitung von Präsident Bürger 
hatte eine internationale Statutenkom-

mission im letzten Jahr diesen Sat­
zungsentwurt erarbeitet. Zum Bedauern 
vieler Mitgliedsnationen fand dieser 
Vorschlag in der diesjährigen General­
versammlung noch keine Mehrheit. 
Man beschloß, nochmals eine Statuten­
kommission unter Leitung von Präsident 
Funck (Luxemburg) mit der überarbei­
tung der Vorschläge zu beauftragen. 
In den kommenden zwei Jahren, so 
der Auftrag , soll ein neuer Satzungs­
entwurt zur Beschlußfassung vorgelegt 
werden. Das von den Neuerungen im 
wesentlichen betroffene Präsidium des 
CTIF hatte in Vorberatungen die Ent­
würfe einstimmig abgelehnt! 
Die Vorschläge zur Verbesserung der 
CTIF-Symposien wurden noch nicht 
einmal in der Generalversammlung 
beraten; sie blieben schon in den vor 
der Generalversammlung stattfindenden 
Organsitzungen " hängen". Es bleibt 
zu bedauern , daß sich das CTIF bedeu­
tenden Verbesserungen und Neuerun­
gen noch einmal verschließen konnte. 

Im Mittelpunkt der Generalversamm­
lung des CTfF standen die Neuwah­
len zum Präsidium. Der bisherige 
langjährige VIzepräsident und ge­
schäftsführende Präsident des CTIF, 
Afbert Bürger (Zimmern), hatte be­
reits Monate vor der Tagung auf eine 
Wiederwahl aus Altersgründen ver­
zichtet. Seine Leistungen im CTIF 
fü r den internationalen Brandschutz 
honorierten die Delegierten mit der 
einstimmigen Wahf zum Ehrenmit­
glied des CTIF, eine hohe Würde, 
d ie bisher noch keinem Mitglied zu­
teil geworden war. Insbesondere 
wurden auch die großen Leistungen 
und Bemühungen um die CTIF-Sym­
posien hervorgehoben, die Albert 
Bürger als hierfür Verantwortl icher 
In den ganzen Jahren seit 1967 gelei­
stet hat. 
Die Neuwahlen ergaben folgendes Er­
gebnis: 
Präsident: Josef Holaubek (Osterreich) 
Generalsekretär: Robert Dollinger 
(Frankreich) - Neuwahl -
Vizepräsidenten: Fedor Obuchov 
(UdSSR) 
Manfred Gebhardt (Hamburg) 
- Neuwahl-
Alessandro Giomi (Italien) - Neuwahl -
Zygmunt Jarosz (Polen) 
Alfred Fankhauser (Schweiz) 
Henri Funck (Luxemburg) 
Per Birkevold (Norwegen) 
Kassenverwafler: P. Schwaller 
(Schweiz) - Neuwahl -

L _ ______________ _ --

Diese Seiten 
erscheinen in 
Verantwortung des 
Deutschen 
Feuerwehrverbandes 

Durch die Wahlen ausgeschieden sind 
der Generalsekretär Pierre Collinet 
und der Kassenverwalter Luce Riche 
(beide Frankreich). Beide wurden neben 
Albert Bürger zu Ehrenmitgliedern des 
CTIF ernannt. 

Wann die nächste Generalversammlung 
des CTIF stattfindet, hängt davon ab, 
wann die Statutenkommission mit den 
Satzungsvorschlägen fertig ist. Späte­
ster Termin hiertür ist der Ablauf von 
zwei Jahren. Präsident Holaubek er­
klärte in der Versammlung, daß er sich 
einer erneuten Kandidatur nach zwei 
Jahren nicht wieder stellen werde. Hier­
nach laufe seine dann über 20jährige 
Amtszeit endgültig ab. 

Das XII. Internationale Symposium des 
CTIF ist in der Zeit vom 8. bis 12. Mai 
1979 in Stockholm. Es werden hier 
folgende Fachbereiche behandelt: 

1. Derzeitiger Stand des vorbeugenden 
Brandschutzes zur Prüfung und Anwen­
dung brennbarer Stoffe bei Bauten; 

2. Vorbeugender Brandschutz in Ge­
bäuden mit mehr als 10 Stockwerken; 

3. Rettungsgeräte und Rettungsmetho­
den in Hochhäusern und Gebäuden 
mit starkem Publikumsverkehr; 

4. Ausbildungsmethoden in Einsatztaktik 
und Einsatzführung für Feuerwehrtührer 
der verschiedenen Kommando-Ebenen. 

Die nächsten Internationalen Feuer­
wehr-Wettkämpfe und Feuerwehr­
Sportwettkämpfe finden Mitte Mai 1981 
in England statt. Ein genauer Termin 
liegt dem DFV derzeit noch nicht vor. 
Die nächsten Internationalen Jugend­
feuerwehr-Wettkämpfe sind vom 6. 
bis 12. 8. 1979 in Niederösterreich und 
dann Mitte Mai 1981 in England. 

Voßmeier 

Sepp Kast neuer Präsident 
des Österreichischen Bun­
desfeuerwehrverbandes 

Anläßlich des 13. Bundesfeuerwehrta­
ges in der Wiener Neustadt am 2. Sep­
tember 1978 wurde das Präsidium des 
Osterreichischen Bundesfeuerwehrver­
bandes neu gewählt. Die satzungsmäßig 
notwendigen Wahlen erbrachten eine 
Neubesetzung des Präsidiums. Neuer 
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Präsident des Osterreichischen Bundes­
feuerwehrverbandes wurde Landes­
branddirektor Sepp Kast (Niederöster­
reich) . Vizepräsidenten des Verbandes 
wurden Landesbranddirektor Karl Strab­
legg (Steiermark), Landesbranddirektor 
Karl Salcher (Oberösterreich) und Lan­
desbranddirektor Dipl.-Ing. Anton Sanytr 
(Wien) . Sepp Kast löst damit den bishe­
rigen Präsidenten, Landesbranddirektor 
Ladislaus Widder, ab. Dem ausgeschie­
denen Präsidenten Widder möchten wir 
an dieser Stelle für die langjährige gute 
Zusammenarbeit mit dem Deutschen 
Feuerwehrverband herzlich 
danken. 

Dem neu gewählten Präsidium mit Lan­
desbranddirektor Sepp Kast an der 
Spitze gilt unsere herzliche Gratulation. 
Der am 29. 9. t917 geborene Präsident 
erlernte Ende des 2. Weltkrieges den 
Beruf des Rauchfangkehrers und legte 

Jahresstatistik für 1977: 

wenige Jahre später die Meisterprüfung 
ab. Im Jahre 1950 begann in der Frei­
willigen Feuerwehr die Feuerwehrlauf­
bahn des neuen Präsidenten. Im Jahre 
1968 wurde Sepp Kast zum stellvertre­
tenden Landeskommandanten und am 

3. September 1976 zum Landesfeuer­
wehrkommandanten von Niederöster­
reich und Vizepräsidenten des Osterrei­
chischen Bundesfeuerwehrverbandes 
gewählt. Auch im internationalen Feu­
erwehrbereich hat sich Sepp Kast Ver­
dienste erworben, war er doch bei den 
bisherigen sechs Internationalen Feuer­
wehrwettkämpfen als Wettkampfleiter 
im CTIF tätig. 

Brandschutzwoche 1979 

Die künftig alle zwei Jahre stattfindende 
bundeseinheitliche Brandschutzwoche 
wird im Jahre 1979 unter dem Motto 
" Schnelle Hilfe - Feuerwehrruf 112" 
in der Zeit vom 22. bis 30. September 
1979 in allen Bundesländern einheitlich 
durchgeführt. Dieses beschloß das 
Präsidium des DFV bei seiner letzten 
Tagung . 

Jugendfeuerwehren mit großem 
Interesse bei der Arbeit 

Alter der Jugencttel*W8htwer1e 
fZahlen ohne Bayern, da keIne Angaben) 

""''''' -"""" .... "'" 20-2, 2(>.3, 36-<, 
Starker Zugang an jüngeren Jahrgängen 

Baden·Wul1lemb <" '06 1SS 12' 

Führten im Jahre 1976 noch 50,3 .'. 
der Gruppen wöchentlich einen Grup­
penabend durch, so waren es im Jahre 
1977 nur noch 47 .2 % (wie im Jahre 
1975). Der 14tägige Dienst ist von 1976 
mit 41 ,7 % im Jahre 1977 auf 45,7 Ofo 
gestiegen. Hieraus läßt sich erkennen, 
daß die Mitglieder der JUgendfeuerwehr 
mit großem Interesse bei der Arbeit 
sind, da sie bereit sind, sich wöchentlich 
oder alle 14 Tage zu treffen. Die Tabelle 
gibt eine Aussage darüber, wie in den 
einzelnen Bundesländern das Alter 
der Mitglieder der Jugendfeuerwehren 
ist. Wie bereits im Jahre 1976 liegt 
auch im Jahre 1977 der größte Anteil 
der Mitglieder in den Altersgruppen 
von 14 und 15 Jahren. Dagegen ist 
das Alter bis 12 Jahre im letzten Jahr 
auf 6 ,9 % angestiegen gegenüber 
3,6 % im Jahre 1976. Hieraus ist klar 
erkennbar, daß das Interesse der jünge­
ren Jahrgänge an der Arbeit der 
Jugendfeuerwehren enorm gestiegen 
ist. Es läßt aber auch erkennen, daß 
man in den Ländern zwischenzeitlich 
bereit ist, jungere Mitglieder in die Ju­
gendfeuerwehren aufzunehmen, insbe­
sondere trifft dieses auf Niedersachsen 
und Hessen zu . 

Aus einer weiteren Tabelle lassen sich 
die Schulbildung bzw. Berufe der Mit­
glieder der Jugendfeuerwehren in den 
einzelnen Bundesländern ablesen. Das 
prozentuale Verhältnis ist im Jahre 1977 
ähnlich wie im Jahre 1976 geblieben. 
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Mit der Statistik 1977 wurde erstmals 
das Alter der Jugendfeuerwehrwarte 
erlaßt. Aus der Tabelle ist abzulesen, 
daß der Großteil der Jugendfeuerwehr­
warte zwischen 20 und 45 Jahre alt 
ist, wobei der größte prozentuale Anteil 
in den Jahren 26 bis 35 liegt; 6,9 % 
aller Jugendfeuerwehrwarte hat das 
46. bis 55. Lebensjahr erreicht. 

Bayem ..... 
Bremen 
Harnburg 
Hessen 
NIedersachsen 
Nordrheln+WesU 
Rhelnland-Plalz 
5u,lana 
Sctlleswtg-HMt 
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56 52 57 
18 .. ., 
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,. 
" " " " " " " ,,-
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DLrG DEUTSCHE LEBENS-RETIUNGS-GESELLSCHAFT 

Großalarm für den DLRG-Landesverband Hessen 

Einsatz auf dem Wasser und zu Lande 
Hessens Sozialminister Clauss als Beobachter bei der Katastrophenschutzübung 

" Schwere Unwetter, verbunden mit 
wolkenbruchartigen Regenfällen, haben 
in der Nacht zum 22. September 1978 
im Bereich Bingen-Wiesbaden-Mainz 
schwere Schäden angerichtet. Auf 
Grund dieser Ereignisse löste der Re­
gierungspräsident in Darmstadt Kata­
strophenalarm aus." 

Diese Meldung war die Ausgangsbasis 
für den DLRG-Landesverband Hessen, 
bei den Untergliederungen (Bezirken) 
den Katastrophenalarm am Samstag, 
23. September, auszulösen. 
250 DLRG-Aktive mit 30 Einsatzfahr­
zeugen und 25 Booten brachen nach 
Wiesbaden in das angenommene Kata­
strophengebiet auf. Ziel des Einsatzes 
war, drei verschiedene Marschkolonnen 
zu bilden, die dann auf sich gestellt, 
jede für sich eine Einheit bilden sollten, 
zentral gesteuert über die Funkzentrale 
Wiesbaden-Biebrich. 

Einsatzorte waren Oppenheim, Hatten­
heim und Frankfurt. Von diesen Ein­
satzarten aus legten die einzelnen 
Gruppen ca. 30 km auf dem Wasser 
(Boote) und 50 km auf dem Land (Fahr­
zeuge) zurück. Fahrzeuge und Boote 
wurden einem Eignungstest unterzogen. 
Zubehör wie Rettungsgeräte, Bootslei­
nen, Schwimmwesten, Verbandzeug 
usw. wurden genau nach Vorschriftsli­
sten geprüft. Der erste Tag endete nach 
vorschriftsmäßiger Versorgung aller 
Fahrzeuge (Auftanken und Einparken) 
sowie dem Säubern und Aufräumen 
der Geräte mit einem zünftigen Kame­
radschaftsabend. 

Der Sonntag stand unter dem Zeichen 
einer Katastrophenschutzübung in Ver­
bindung mit der Polizei, Feuerwehr, 
DRK, THW, ASB und MHD. 

60 schwer- und leichtverletzte Personen 
mußten unter erschwerten Bedingungen 
mit Booten von der Peters- und Rett­
bergsaue, einem Rheinuferstück zwi­
schen Wiesbaden und Mainz, geborgen 
werden. Alle Landzufahrtswege waren 
durch Unwetterschäden unpassierbar. 
Erst mußte das Personal der beteil igten 
Sanitätsorganisationen an die Unglücks-

Rettungsboote der 
DLRG bilden eine 
Transportkette von 
einem Rheinufer 
(Rettungsstation) 
zur gegenüberliegen­
den Seite (Camping­
platz). 

Helfer des DRK wer­
den mit den Ret­
tungsbooten zum 
angenommenen 
Unglücksort überge­
setzt. 

Das geländegängige 
Fahrzeug des 
DLRG-Bezirks Frank­
furt war nicht nur 
als Funkleitzentrale 
eingesetzt: Hier wird 
mit Hilfe der Seil­
winde eine versun­
kene Schaluppe 
aus dem Wasser 
gezogen. 
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DLRG-Lanclesverbandsleiler Waller über­
reicht Im Auftrag des Präsidenten 
des DLRG den Marmorsockel in Gold an 
den Hesslschen Sozialminister Claus. 

stätte gebracht werden, bevor mit dem 
Abtransport der Ver1etzten begonnen 
werden konnte. 

Das Gelände der Rettungsstation Wies­
baden-Biebrich glich einem Heerlager. 
Zelte der Sanitätsorganisationen, Ret­
tungswagen, Sanitäter belebten die 
Szenerie. Beobachter der Hess. Lan­
desregierung, u. a. Sozial minister Armin 
Clauss, waren sehr beeindruckt von 
dem gewaltigen Zusammenspiel aller 
beteiligten Hilfsorganisationen. Bei der 
am Sonntagvormittag stattgefundenen 
DLRG-Fahrzeug- sowie Geräteausstel­
lung, der eine große Pressekonferenz 
in der Landesverbands-Geschäftsstelle 
folgte, fand Sozialminister Armin Clauss 
Worte der Anerkennung für die DLRG, 
die - wie er zum Ausdruck brachte -
nicht mehr wegzudenken sei. 

Im Rahmen dieser Pressekonferenz, 
an der auch Gäste des Hess. Innenmi­
nisteriums teilnahmen , wurde Sozialmi­
nister Armin Clauss im Auftrag des 
Präsidenten der DLRG der Marmorsok­
kel in Gold durch Landesverbandsleiter 
Günter Walter überreicht. 

Im weiteren Verlauf der Rettungsübun­
gen stellten Taucher ihr "Können unter 
Beweis, als es galt, eine im Rhein ver­
senkte Schaluppe wieder an die Was­
seroberfläche zu ziehen. 

Zur Großübung gehörte ferner die Ber­
gung eines Schiffes auf dem Rhein , 
dessen Schraube abgerissen war. Zu­
dem hatte eine Explosion an Bord eine 
Panik unter den Fahrgästen zur Folge. 
Laut Günter Walter, DLRG-Landesver­
bandsleiter und Initiator dieser Groß­
übung, fiel die Prüfung der DLRG-Ka­
meradinnen und -Kameraden auf Ein­
satzbereitschaft und Leistung sowie 
Überprüfung der Gerätschaften auf 
Eignung und das Befahren fremder 
Gewässer zur vollen Zufriedenheit aus. 
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Hilforganisationen präsen­
tierten sich gemeinsam 

Die Stadt Norderstedt, vor acht Jahren 
aus vier Hamburger Randgemeinden 
gegründet, wollte sich als die " junge 
und aufstrebende Stadt in Schleswig­
Holstein" den Bürgern vorstellen und 
organisierte im Rahmen einer Werbe­
woche eine Ausstellung mit rund 50 
Vereinen und Verbänden sowie ver­
schiedenen ortsansässigen Firmen. 
Dabei besetzten, koordiniert von der 
DLRG, die Hilfsorganisationen (Frei­
willige Feuerwehren, DRK, THW, BVS 
und DGzRS) einen Gemeinschaftsstand. 
An den neun Tagen der Ausstellung 
kamen viele tausend Besucher, verweil­
ten vor der Filmkabine, wenn ein Film 
von einer der Rettungsorganisationen 
lief, ließen sich von der DLRG die 
Atemspende erklären und nahmen In­
formationsmaterial mit. Die Aussteller 
selbst konnten außerdem bei der ge­
meinsamen Arbeit wichtige Kontakte 
zu den "Nachbarorganisationen" 
knüpfen. 

50jähriges Best ehen der 
DLRG-Ortsgruppe Homberg 
(Bezirk Duisburg) 

Ein gelungenes Programm bot am 16. 
September 1978 die DLRG-Ortsgruppe 
Homberg, die ihr 50jähriges Jubiläum 
feierte. Zu den sportlichen und gesell­
schaftlichen Veranstaltungen konnten 
zahlreiche Besucher begrüßt werden. 
Den Auftakt bildete ein Empfang im 
Homberger Combi-Bad, an dem auch 
der Schirmherr der Veranstaltung , 
Oberbürgermeister Krings, teilnahm. 

In vielen Ansprachen wurden die Lei­
stungen der DLRG Homberg gewürdigt. 
So dankte Oberbürgermeister Krings 
der Ortsgruppe, die im Rahmen von 
sportlichen Wettkämpfen die Stadt gut 
vertreten und mit unzähligen Wachdien­
sten ihren Beitrag zur Sicherheit in 
Schwimmbädern geleistet hat. Für die 
Verdienste überreichte Krings einen 
Wappenteller der Stadt. Weitere Gäste 
und Vertreter anderer Vereine würdigten 
die Arbeit der Ortsgruppe; der 1. Vorsit­
zende Dieter Joppa konnte viele Spen­
den und Geschenke für den Jubilar 
in Empfang nehmen. 

Den Beifall der Zuschauer fand das 
Kinderfest und der anschließende inter­
nationale Rettungsvergleichskampf, 
den die Mannschaft der DLRG Duisburg 
sowohl bei den Männern als auch bei 
den Damen gewinnen konnte. Die 
Schwimmwettbewerbe wurden durch 
viele Einlagen von Polizei , Feuerwehr, 
Versehrtengemeinschaft Homberg und 
dem Kanuklub zu einem bunten Pro­
gramm ergänzt. 

Am Samstagabend wurde kräftig gefei­
ert. Im Mittelpunkt der Festveranstaltung 
stand eine Tombola mit 300 Preisen. 
Hauptpreis war ein Rundflug für 6 Per­
sonen über den Niederrhein, der bei 
den Gewinnern viel Freude auslöste. 
Dieter Joppa überreichte zahlreichen 
Mitgliedern der Ortsgruppe, die sich 
in sportlicher und verwaltungstechni­
scher Hinsicht verdient gemacht hatten, 
Urkunden und Plaketten. 

Gerade richtig kam zu diesem Anlaß 
auch ein sportlicher Erfolg für die Hom­
berger Schwimmer: Hans-Jürgen Konik 
feierte in London in der bundesdeut­
schen Mannschaft den Weltmeistertitel 
im Rettungsvergleichsschwimmen. 

Start zu den Schwimmwettbewerben, die die DLRG-Ortsgruppe Homberg aus Anlaß 
Ihres SOjährlgen Jubiläums ausrichtete. 
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DDR baut Zivilverteidigung 
aus 

Es ist die Aufgabe der ZivilverteIdI­
gung in der DDR, die seit anderthalb 
Jahren dem Verteidigungsministe­
rium unterstellt ist, "die Funktions· 
fähigkeit des Hinterlandes" Im 
Kriegsfall aufrechtzuerhalten. Dies 
wird immer deutlicher durch d ie Tat­
sache, daB jetzt vermehrt Obungen 
der Zivilverteidigung stattfinden; 
In einem bisher nicht gekannten Um­
fange, der ganze - hermetisch abge­
riegelte - Ortschaften umfaBI. Ein 
Beispiel für viele: Atomalarm In ei­
nem Ort im mitteldeutschen 
Braunkohlenrevier. 

Die von der zweitägigen Übung betrof­
fenen Bürger verdunkeln die Häuser 
bereits am Vorabend. Die Straßen be­
leuchtung ist erloschen; im Morgen­
grauen riegeln ZV-Aktivisten den Ort 
ab, niemand darf ihn mehr betreten 
oder verlassen. 

Wo es nur irgendwo möglich war, sind 
in den KeUern Schutz räume vorbereitet 
worden; vor deren Fenstern türmen 
sich Sandberge, die Türen sind mit 
schräggesteIlIen Betonplallen gesichert. 
Notausgänge wurden angelegt. Die 
Bevölkerung ist aufgefordert worden, 
die Schutzräume aufzusuchen und im 
Handgepäck Atem- und Körperschutz­
mittel , Lebensmittel, Getränke, Medika­
mente, Schlafdecken und persönliche 
Dokumente mitzubringen. 

Eine vorher verbreitete Broschüre hält 
die Bürger an, sich zum Schutz gegen 
radioaktiven Staub und Giftgase Masken 
aus Filz, Flanell , Badetüchern u. ä. 
anzufertigen. 

Im konkreten Übungsfalle muß verdun­
kelt werden, detonieren in den Straßen 
Plastikbomben und Nebelwerter­
Übungsmunition, dart man die Häu-
ser erst vier Stunden nach der Entwar­
nung verlassen. Diese - einer ganzen 
Ortschaft auferlegte - Übung entspricht 
dem SED-Willen, die Bevölkerung über 
den zivilen Dienst noch stärker in die 
eiserne Disziplin . .. zu nehmen. 

(Rheinische Post, Düsseldorf) 

Völlig unzureichend 

Eine Katastrophe würde es geben, 
wenn die Sirenen einmal nicht nur 
zur Probe heulten, sondern es bitte­
rer Ernst wäre. Im Ernstfalle, wenn 
die Alarmsignale jeden auHorderten, 
sofort Schutz zu suchen, werden 
die wenigsten Bundesbürger einen 
solchen Schutz finden. Zur Zeit gibt 
es Schutz nur für drei Prozent der 
Bundesbürger. Sicher, es fehlt nicht 
an Beteuerungen, wie notwendig 
Schutzräume für die Bevölkerung 
seien ... doch es geschieht kaum 
etwas. 

Das Verteidigungskonzepl der NATO 
steht nicht nur . .. auf der militärischen 
Vorneverteidigung , sondern ebenso 
auf einem zweiten Bein, der zivilen 
Verteidigung ... In einem Interview 
erläuterte . . . Ministerialrat Dr. Rainer 
von Kempis, warum der Schutzraumbau 
so wichtig ist: " ... denn jedes denkbare 
Kriegsbild in Mitteleuropa geht von der 
Annahme eines Krieges auf unserem 
Territorium aus, und zwar mit der Wahr­
scheinlichkeit einer nuklearen und auch 
intensiven konventionellen Kriegfüh­
rung." 

Von Kempis zieht die Schlußfolgerung, 
daß .. das NATO-Konzept der Vornever­
teidigung und des Zuhausebleibens 
ohne Schutzbau nicht zu verwirklichen, 
und damit sinnlos isr ' ... Das Thema 
Schutzraumbau stößt bei den Politikern 
aller Parteien inzwischen wieder auf 
stärkeres Interesse . .. Der zuneh­
mende Wunsch in der Bevölkerung 
nach Zufluchtstätten bei Reaktorunfällen 
und chemischen Großkatastrophen 
mag hier eine nicht unwesentliche Rolle 
spielen . 

Vielleicht wird sich nun das Verhältnis 
der Ausgaben für militärische und zivile 
Verteidigung von der derzeitigen Marke, 
die bei 1: 65 liegt - sie wurde von der 
Bundesregierung vor Jahre auf 1: 20 
festgesetzt - herunterbewegen .... 
Die bisherigen modernen Anlagen der 
Belüftung der Schutzbauten sind sehr 
aufwendig ... Dieser technische Auf­
wand soll nun künftig verringert werden . 

(Frankfurter Allgemeine Zeitung) 

Laufbahn-Ordnung der ZV 
in der DDR 

Für die seit dem 1. 1. 1978 dem Ver­
teldigungsministerlum unterstellten 
Einheiten der Zivilverteidigung in 
der DDR wurden auch Bekleidungs­
vorschriften und Dienstlaufbahn­
Ordnungen erla ssen . 

In § 1 wird bestimmt: ,, (1) Der Dienst 
in der Zivilverteidigung wird . .. als 
Ersatz für den aktiven Wehrd ienst ... 
anerkannt. (2) Der Dienst in der Zivil­
verteidigung wird vom Minister für 
Nationale Verteidigu ng . . . geregelt. 
Für Unteroffiziere auf Zeit beträgt 
die Dienstzeit mindestens drei Jahre, 
für Berufsunteroffiziere mindestens 
10 Jahre, höchstens bis zum 65. Le­
bensjahr. Berufso ff iziere müssen 
mindestens 25 Jahre dienen. sie dür­
fen ihre Dienstzeit bis zum 65. Le­
bensjahr ausdehnen. 

Über die Uniform heißt es in der amt­
lichen Wochenzeitung der NVA in 
ei ner Antwort auf eine Leser­
anfrage: " . .. tragen die Off iziere 
und Berufsunteroffiziere der Zivilver­
teidigung der DDR eine neue Uni­
form . Sie ist steingrau , Schulterstük­
ke, -klappen, Kragenspiegel und Ar­
melplatten malinofarben. Biesenfarbe 
weiß, Arme1streifen malinofarben 
mit Schrift ,Zivilverteidigung '." 
(Europäische Wehrkunde, München, 

Nr. 3 u. 6/78) 

Ein ABC-Zug fehlt 

Gegenstand besorgter - und teil­
weise auch sehr kritischer - Erörte­
rungen Im Landkreis Rosenhelm 
sind die Aufgaben des erweiterten 
Katastrophenschutzes. 

Was würde, was müßte geschehen, 
wenn ... Atom-, Bakterien- oder Che­
mie-Alarm ausgelöst werden müßte? 
Im Landkreis und in der Stadt Rosen­
heim gibt es (zwar) keinen ABC-Zug, 
wohl aber immerhin seit 1972 die bei­
den ABC-Beobachtungs- und Meßstel­
len in Prien und Plaffing. 

Was tut der Beobachtungs- und Meß­
dienst? Er beschäftigt sich in regelmäßi­
gen Abständen hauptsächlich mit Tem­
peratur- , Luft- und Bodenmessungen. 
Einige der Männer dieser Meßstelien 
wurden für ihre Aulgaben in der Bayeri­
schen Katastrophenschutzschule aus­
gebildet. Die Meßstelien im Landkreis 
geben ihre Daten im Normalfalle an 
die ABC-Auswertungsstelle Rosenheim, 
eine Organisation des erweiterten Kata­
strophenschutzes. 

Alle Helfer sind ehrenamtlich tätig. An­
gehörige der Gruppen: " Wir stehen 
erst am Anlang, es geschieht bis jetzt 
rechl wenig." Das Landratsamt erklärt, 
daß bisher ein Auftrag zum Aufbau 
von ABC-Zügen nicht ergangen sei. 

(Wasserburger Zeitung) 
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Die Frau Im Zivilschutz 

• Union $Ulsse pour la protecllon des civils 
Umons SVlzlera per la pfOlezlone dei clVlh ~ 
Schweizerischer ZlVIlschutlverband 

Einer Statistik des Bundesamtes für 
Zivilschutz ist zu entnehmen, daß ge­
genwärtig ... 400 000 Männer der Zivil­
schutzdienstpflicht unterstellt und in 
den ZS-Organisationen ihrer Gemein­
den eingeteilt sind. Dazu kommen 
25 000 Frauen, die in den verschiede­
nen Dienstzweigen des ZS freiwillig 
mitmachen. Frauen haben sich auch 
als Instruktorinnen, z. B. im Sanitäts­
dienst oder im Schutzraumdienst zur 
Vertügung gestellt ... 

Die Mitarbeit der Frau, die ... nur auf 
freiwilliger Basis möglich ist, berücksich­
tigt ihre besonderen Fähigkeiten und 
Kenntnisse ... Es ist von entscheiden­
der Bedeutung, daß die Frauen, sollen 
sie zur vermehrten Mitarbeit gewonnen 
werden, in Bund, Kantonen und Ge­
meinden auch mitreden können, wenn 
es um aktuelle Probleme des Zivilschut­
zes ... geht. 

Im Zuge der Umstrukturierung hat der 
Schweizerische Zivilschutzverband die­
sem berechtigten Wunsche Rechnung 
getragen. In seinem 15 Personen um­
fassenden Zentralvorstand haben vier 
Frauen einen Sitz inne. Eine besondere 
Frauenkommission wird ... künftig zu 
aktuellen Fragen Stellung beziehen. 
Frauen sind auch in der Informations­
und Redaktionskommission und in der 
Präsidentenkonferenz des Schweizeri­
schen ZS-Verbandes gut vertreten. 

(Bern, Nr. 3/ 1978) 

Desinteresse am 
Bevölkerungsschutz? 

Aamulehti 
Die politische Führung unseres Landes 
hat sich seit Jahrzehnten wenig um 
die Entwicklung unserer Verteidigungs-
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kräfte gekümmert. Die gleiche Einstel­
lung kann man auch gegenüber dem 
Bevölkerungsschutz beobachten. Ein 
Beispiel für diese Feststellung ist der 
Schutzstänenstreit in der Stadt Vantaa. 

Diese Stadt, damals noch eine Land­
gemeinde, verpflichtete sich, im Bereich 
von Hankunila und Rajatorppa Felsen­
bunker zu bauen. Die Verträge wurden 
im Jahre 1968 von den Stadtverordne­
ten genehmigt. Die Hausbewohner be­
zahlten ihre Unkostenanteile - einige 
Jahre später waren auch die Bauge­
nehmigungen vorhanden. 

Doch damit erschöpfte sich die geistige 
Kapazität der Verwaltung; die Felsen­
bunker wurden bis heute noch nicht 
errichtet, die von den Hausbesitzern 
gezahlten Unkostenanteile sind im 
Stadtsäckel verschwunden. 

Das Ordnungsamt der Stadt Vantaa 
ist mit der gesetzlosen Situation nicht 
einverstanden und droht den Einwoh­
nern von Hankunila mit Höchststrafen 
- die letzten Endes dann wieder die 
Stadt zu zahlen häne. 

Es ist lange daran gearbeitet worden, 
um die Bevölkerungsschutzbereitschaft 
im Lande zu entwickeln. Man hat schon 
vieles geschafft - Lücken gibt es trotz­
dem noch. Um so unverständlicher 
aber das Verhalten der Stadtväter von 
Vantaa. 

(Helsinki, Nr. 4/ 1977) 

Schwedens neue Schutz­
raumplanung 

aVILT FÖRSVAR 
Die im Haushaltsjahr 1977/78 vorberei­
tete neue kommunale Schutzraumpla­
nung soll am 1. Juli 1979 eingeführt 
werden . In der Haushaltsvorlage veran­
schlagt die Regierung bis zum Jahre 
1982 einen Betrag von 150 Mio. Skr. 
pro Jahr für den Schutzraumbau. 

Projektleiter John Tjörneryd zu der Fra­
ge, ob dieser Betrag ausreiche, um 
neben der laufenden Bauentwicklung 
auch den Fehlbestand aus früheren 
Jahren aufzuholen: .. Es gibt viele Fakto­
ren, die die Kosten der Schutzraumher­
stellung beeinflussen ... Wir meinen, 
daß der Betrag von 150 Mio. Schwe­
denkronen pro Jahr recht knapp bemes­
sen ist . . . Der Verteidigungsminister 
hat geäußert, daß die Mittelzuteilung 
noch überprüft werden müsse, wenn 

sie sich als nicht ausreichend erweisen 
sollte." 

.. Ausgehend von den neuen Geset­
zen ... befaßt sich das Reichsamt für 
Zivilverteidigung ... bereits seit langer 
Zeit damit, ... Planungsbeispiele zu 
erstellen, um so festzustellen, wie das 
neue System ... funktionieren wird." 

Generaldirektor Gunnar Gustavson 
in einem Vortrag auf der Militärhoch­
schule: ..... Ein wesentlicher Vorteil 
des neuen Systems besteht darin, daß 
die Schutzräume ... besser ausgenutzt 
werden können ... Die Gemeinden 
sind ... positiv zu dem neuen System 
eingestellt." 

(Stockholm, Nr. 4/ 1977) 

Stopp für Weltraumrüstung? 

In Helsinki begannen Gespräche zwi­
schen den USA und der Sowjetunion 
über eine Einschränkung der Weltraum­
rüstung. Es geht vor allem um die von 
den Sowjets entwickelten .. Killer-Satelli­
ten". 

Die Sowjets haben seit 1968 bereits 
15mal Killer-Satelliten getestet; zuletzt 
im Mai dieses Jahres mtt den Satelliten 
Kosmos 967 und Kosmos 1009. Die 
Amerikaner, die 1963 mit der Entwick­
lung von Killer-Satelliten begannen, 
haben diese Tests wieder eingestellt. 
Auf Grund der bisher bekannten Tech­
nologie sind mil itärische Satelliten nicht 
so einfach wie ein Flugzeug zu dirigie­
ren und ins Ziel zu steuern. 

Die Gefahr eines Krieges im Weltraum, 
die durch die begonnenen Gespräche 
neuerlich eingeschränkt werden soll, 
ist teilweise bereits durch eine Reihe 
konkreter Vereinbarungen gebannt. 

Der Atom-Teststop-Vertrag von 1963 
verbot die Erprobung von Nuklearwaffen 
im Weltraum. Der Vertrag über die fried­
liche Nutzung des Weltraumes - 1967 -
verbannte Massenvernichtungsmittel 
aus dem All und untersagte die militäri­
sche Nutzung des Mondes und anderer 
Himmelskörper. 

Die Militärs allerdings hanen bereits 
konkrete Vorstellungen. Sie planten 
.. flying orbital bomb systems" -
FOBS -, auf Umlaufbahnen um die 
Erde geparkte Atombomben, die vom 
All aus ins Ziel gelenkt werden sollten. 

(Wien, 9. Juni 1978) 
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Spreizer und Schneidgerät 
für Rettungswesen und 
Katastrophenschutz 

Zur schnellen und sicheren Bergung 
und Hilfeleistung bei Unfällen und Kata­
strophen sind spezielle Geräte erforder­
lich, die geräusch arm arbeiten und auch 
von relativ ungeübten Personen sicher 
und problemlos gehandhabt werden 
können. Die hier gezeigten Rettungsge­
räte entsprechen diesen Anforderungen. 
Sie sind von der speziellen Prüfstelle 
für Feuerwehrgeräte beim TÜV Stuttgart 
geprüft und entsprechen dem Normen­
entwurf bzw. der Vornorm DIN 14 751. 

Der Hydro-Spreizer SP 30 und das 
Hydro-Schneidgerät SH 90 sind v<>l­
hydraulisch mit doppeltwirkenden Funk­
tionen und zeichnen sich durch Be­
triebssicherheit, leichte Handhabung 
und geringes Einsatzgewicht aus. 

Der Rettungssatz, bestehend aus Sprei­
zer, Schneidgerät, Handpumpe, Motor­
pumpenaggregat, in verschiedenen 
Varianten, ist der leichteste Gerätesatz 
auf dem Markt. Die weitgehende Ver­
wendung von Aluminiumlegierung si­
chert eine gute Korrosionsbeständigkeit, 
die auch Unterwassereinsätze erlaubt. 

Das Hydro-Schneidgerät ist in der Stan­
dardausführung mit einem doppeltwir­
kenden Zylinder ausgerüstet. Dadurch 
können die Messer auch gegen äußeren 
Widerstand geöffnet werden. 

Die Schermesser bestehen aus hoch­
verschleißfestem Material und sind weit­
gehend bruchfest. Bei Überlastung des 
Gerätes spricht das am Hydro-Aggregat 
angebrachte Überdruckventil an und 
verhindert unzulässige Messerbelastun­
gen. 

Durch Schwenken des im Handgriff 
eingebauten Bedienstiftes wird die Be­
wegungsrichtung der Schermesser be­
stimmt. Diese gegen Federkraft geführle 
Bewegung vermeidet unbeabsichtigtes 
Auslösen und stoppt durch Loslassen 
sicher den Trennvorgang. Ein zweiter, 
seitlich am Gerät eingeschraubter Hal­
tegriff kann bei Bedarf um 180" versetzt 
angeordnet werden. 

Der Hydro-Spreizer arbeitet ebenfalls 
doppeltwirkend. 

Türen an Fahrzeugen aus den Schar­
nieren reißen, Eisenbahnwaggons auf­
schlitzen, sperrige Wrackteile wegbie­
gen, das sind Arbeiten, für die er ge­
schaffen wurde. Zur Standardausrü­
stung gehören zwei Satz Werkzeugein­
sätze, die schnell und problemlos auf 
die Spreizarme aufgesteckt werden 
können. Ebenso problemlos ist das 
Umrüsten auf den Kettenzug . 

Löschverfahren auf 
Rennstrecken 

Das Unglück von Monza und die tödli­
chen Folgen für den Rennfahrer Ronnie 
Peterson waren Anlaß für eine kritische 
Betrachtung der heute praktizierten 
Löschtaktiken. Unter Leitung des AvD 
diskutierten Vertreter des Rennsports, 
der Medizin und der Firma TOTAL diese 
Fragen im Beisein der Presse am 
14. September 1978 auf dem Hocken­
heimring. 

Als schnell wirksame Löschmittel gegen 
Fahrzeugbrände wurden an mehreren 
Objekten ABC-Pulver und Halon 1211 
objektiv getestet. Gleiche Brennstoff­
mengen, gleiche Löscherkapazitäten. 
Annähernd dieselben Löschzeiten von 
Pulver und Halon wurden mit 50-kg­
Geräten an brennenden Pkw's auf der 
Betonpiste erzielt. Sie lagen bei ca. 
25 sec. Deutliche Unterschiede hinge­
gen zeigten sich am meßbaren Testob­
jekt, einer 4,5 qm großen Wanne mit 
90 I Fahrbenzin. Hier reichte die Kapazi­
tät des 6-kg-Halonlöschers nicht aus, 
während das gleichgroße Pulvergerät 
in nur 4 Sekunden das Feuer gelöscht 
hatte. Da am Fahrzeug nicht nur Ben­
zin, sondern auch feste Stoffe brennen 
können, wurde weiterhin ein Reifen­
brand simuliert. Auch hier zeigte sich 
die Überlegenheit des ABC-Pulvers, 

- - - - - - - - - -

während das in Deutschland arntlich 
für diese Brandklasse nicht zugelassene 
Halon die Reifen nicht löschen konnte. 

Als es in die Diskussion ging, waren 
als Fazit des Vergleichs die löschtechni­
sehen Vorteile von Pulver deutlich er­
wiesen. Doch diese Erkenntnis allein 
sollte zur Beurteilung der optimalen 
Löschtaktik im Rennsport nicht genü­
gen. Da bei jedem Brandunfall primär 
der Pilot schnellstmöglich zu retten 
ist, müssen die physiologischen Neben­
erscheinungen der Löschmittel noch 
höher als sonst üblich bewertet werden. 
Der Feuerschutz gilt hier der Person 
und nicht dem Rennwagen. 

Es ist durch Gutachten bekannt, daß 
Löschpulver aus absolut ungiftigen Sub­
stanzen hergestellt werden und auch 
in hohen Temperaturbereichen keine 
gesundheitsschädigenden Spaltprodukte 
entstehen. Wird der Fahrer beim 
Löschen voll mit Pulver angestrahlt, 
so kann es zu vorübergehenden Rei­
zungen der Atemwege kommen. Ernst­
haftere Folgen durch Pulver sind nicht 
zu befürchten. 

Anders bei Halon. Die physi<>ogischen 
Nebenerscheinungen dieses Löschmit­
tels stehen in Zusammenhang mit der 
Konzentration und den Spaltprodukten, 
die sich in Temperaturen ab 500' C 
bilden. So ist es bei Einsätzen von 
Halonfeuerlöschern an brennenden 
Fahrzeugen nicht auszuschließen, daß 
der Fahrer trotz Helm und Mundschutz 
durch kurzzeitig hohe Halonkonzentra­
tion und den durch Hitze abgespaltenen 
Chlorwasserstoff und Bromwasserstoff 
Gesundheitsschäden erleiden kann. 

Die berechtigte Frage aus dem Fahrer­
lager kam prompt: "Warum wird dann 
auf Rennstrecken zum Teil Halon ver­
wendet und nicht ausschließlich 
Pulver?" 

Mit den notwendigen Konsequenzen 
aus diesen nicht neuen Erkenntnissen 
werden sich die Verantwortlichen des 
Motorsports beschäftigen müssen. Aber 
auch für den zivilen Autofahrer ist die 
unkontrollierbare Dosierung aus Halon­
löschern ein beachtenswertes Risiko, 
zumal Reifen, Polster etc. mit Halon 
nicht zu löschen sind. 

Ein namhafter Vertreter der Berufsge­
nossenschaften fragte zu Recht, warum 
im Automobilsport nicht die Erfahrungen 
der Industrie im Einsatz verschiedener 
Löschmittel berücksichtigt wurden. Auch 
hier geht man davon aus, daß Löschmit­
tel , wie Halon, nur für genau kalkulier­
bare Risiken, wie zum Beispiel im sta­
tionären Raumschutz, eingesetzt wer­
den, nicht aber zum Schutz für Perso­
nen. 
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neue BÜOHer 

Untersuchungen zu Therapie 
und Prognose des Kreislauf­
schocks beim Menschen 

Von Hartwlg Schönborn 
Schriftenreihe Zivilschutz-Forschung 
der Schutzkommission beim 
Bundesminister des Innern 
Herausgegeben vom Bundesamt 
für Zivilschutz 
Osang Verlag, Bad Honnef-Erpel 

Die Erfahrungen, die während der letz­
ten Jahre gesammelt werden konnten, 
haben gezeigt, daß nicht allein die Erst­
versorgung des Schocks für ein Überle­
ben des Schockpatienten von Bedeu­
tung ist, sondern eine Reihe lebensbe­
drohender und im Einzelfall nicht vor­
hersehbarer Komplikationen, die als 
Schockfolgen au«reten können, das 
überleben des Patienten in Frage stei­
len können. 

Die vo~iegende Broschure wendet sich 
in erster Linie an Notärzte. Der Inhalt 
ist - nach der Entwicklung der Frage­
stellung - in zwei Hauptgruppen geglie­
dert: eigene Untersuchungen und die 
allgemeine Diskussion. 

Die vorliegende Arbeit hat den medizini­
schen Fachbereichen der Johannes­
Gutenberg-Universität Mainz als Habili­
tationsschri« vorgelegen. 

Chemie der Nuklearen 
Entsorgung 

Herausgegeben von Professor Or. 
F. Baumgärtner 
Tell I: 240 Seiten; Tell 11: 360 Selten 
Verlag Karl Thlemlg, München 

Wer die Diskussion über die Kernener­
gie verfolgt, stellt fest, daß neben der 
Betriebssicherheit von Kernkraftwerken 
ein Thema besonders heiß diskutiert 
wird - das Thema " Nukleare Entsor­
gung". Einfacher ausgedrückt: Wo bleibt 
der Atommüll? 

Mit Recht bereitet der Gedanke daran, 
daß bei der Rückgewinnung von Kern-
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brennstoffen durch Wiederaufbereitung 
Jahr für Jahr viele Tonnen radioaktiver 
Abfälle anfallen und beseitigt werden 
müssen, vielen engagierten Bürgern 
Sorge. 

Die Vielschichtigkeit der Probleme ist 
schon oft von kompetenter Seite behan­
delt worden. Das Thema ist jedoch 
so komplex - es setzt, um es zu begrei­
fen, ein bestimmtes Grundwissen vor­
aus - daß jede noch so glaubwürdige 
Informationspolitik wegen der menschli­
chen Grundängste und Fehlvorstellun­
gen immer wieder auf erhebliches Miß­
trauen stoßen wird. 

Der Herausgeber des vo~iegenden 
Werkes, Professor Dr. F. Baumgärtner, 
hat im März 1977 mehr als 60 Experten 
zu einem Klausurseminar nach Gerios 
in Tirol eingeladen, darunter auch Ver­
treter von Presse und Rundfunk. In 
Fachvorträgen und Diskussionen wur­
den alle Einzelheiten der nuklearen 
Entsorgung ausgeleuchtet und die Er­
gebnisse in einem Protokoll zusammen­
gefaßt, in dem die sicherheitstechnisch 
einwandfreie Realisierung der Entsor­
gung statuiert wurde. Alle Aussagen 
wurden später von der Reaktorsicher­
heitskommission und der Strahlen­
schutzkommission bestätigt. In dem 
vorliegenden Buch. Teil I und Teil 11, 
wurde dieser Statusbericht zusammen­
getragen. Ein kompetentes Autorenteam 
durchleuchtet in 23 Kapiteln die Techno­
logie und Praxis der nuklearen Entsor­
gung. Der vorgebildete Leser findet 
alle wesentlk:hen Detailinformationen 
zum Thema. Alle Fakten sind wissen­
schaftlich geSichert und werden für 
die bevorstehend~n politischen und 
wirtschaftlichen Entscheidungen eine 
solide Grundlage darstellen. 

Militärmacht Sowjetunion 
1977 
- Daten - Tendenzen -
Analyse -

Von Günter Poser 
Günter Olzog Verlag GmbH, München 

Das vorliegende Buch erscheint in der 
Reihe " Geschichte und Staat", die vom 
Verlag herausgegeben wird, als Band 
211 . Der Verfasser hat sich gewisser­
maßen" von Berufs wegen" mehr als 
zehn Jahre lang mit der Analyse und 
Beurteilung des militärischen Potentials 
der Sowjetunion befaßt - als Bundes­
wehradmiral im Internationalen Militär­
stab der NATO. 

Die Darstellung zeigt nüchtern Potential 
und Möglichkeiten auf. Erstaunlich, 
daß Poser zu dem Ergebnis kommt. 

daß die Vorstellungen der anderen Seite 
nicht von dem Glauben an ein stabiles 
Abschreckungssystem geprägt sind. 
Dabei bezieht sich der Autor auf jüngste 
sowjetische Zitate. Vielmehr gehen 
die Sowjets von der überzeugung aus, 
daß das militärische übergewicht zur 
Durchsetzung politischer Ziele entschei­
dend ist; es wird sogar einkalkuliert, 
daß im Zuge elner strategischen Offen­
sive auch ein nuklearer Krieg gewagt 
und gewonnen werden muß. 

Die Schlußfolgerungen des Verfassers: 
" Ambitionen der Herrscha«sausweitung 
und Folgezwänge bilden die zentrale 
Motivation sowjetischer Sicherheit" . 
Das faktisChe Ergebnis ist ein großes 
und ständig steigendes Sicherheitsbe­
dürfnis." 

Formeln und Tabellen 

Von Obering. Karl Schlosser 
4. Auflage, neu bearbeitet von 
Ing. (grad.) Heinrich Reuter. 
Die Roten Hefte Nr. 18, 
Verlag W. Kohlhammer, Stuttgart, 
Köln. 

Der in fuhrender Stellung stehende 
Feuerwehrmann sieht sich im Dienstbe­
trieb oft vor vielerlei Fragen aus der 
Technik gestellt, zu deren Beantwortung 
es rasch auffindbarer und leicht ver­
ständlicher Unterlagen bedarf. 

Weil er sich diese oft nur in zeitrauben­
der Arbeit aus verschiedenen Fachbü­
chern zusammensuchen muß, bedeutet 
das vorliegende Heft mit seiner Samm­
lung von Formeln und Tabellen eine 
wesentliche Erleichterung. Die meisten 
der aufgezeichneten Formeln sind so 
gehalten, daß sie mit den in der Berufs­
schule vermittelten mathematisch-physi­
kalischen Kenntnissen verstanden wer­
den können. 

Ausbilden im Feuerwehrdienst 

Von Brandd irektor Dlpl.-Ing. Heinz 
Barteis. 
9. Auflage. Die Roten Hefe Nr. 2, 
Verlag W. Kohlhammer, Stuttgart, 
Köln. 

In leicht verständlicher Form werden 
im vorliegenden Heft den Ausbildern 
der Feuerwehr Ratschläge zur Durch­
führung der theoretischen und prakti­
schen Ausbildung gegeben. Insbeson­
dere den Ausbildern von Maschinisten, 
Sprechfunkern und AtemSChutzgeräte­
trägern soll diese Lehrschrift eine Hilfe 
sein. 



Helmut Freutel 

Das Minimagazin 
In diesem Monat: Vorsicht ist der bessere Teil der Tapferkeit 

Wußten Sie schon, daß ... 

. . . der Sicherheitsgurt im Jahre 1976 
in der Bundesrepublik Deutschland 
etwa 1700 Autofahrer vor dem Tod 
und rund 30 000 vor Verletzungen be­
wahrt hat? Wenn alle Personenwagen 
mit Gurten ausgestattet und wenn alle 
Fahrer und Beifahrer angeschnallt ge­
wesen wären , so wären weitere 1900 
Autofahrer am Leben und etwa 40 000 
unverletzt geblieben. Dies geht aus 
der Untersuchung " Sicherheitsgurte 
in Personenwagen" der Kötner Bundes­
anstalt für Straßenwesen hervor. 

Eine andere Erfahrung wurde im Scha­
densforschungszentrum der Allianz-Ver­
sicherungsgesellschaft gemacht: Die 
Angst, bei einem plötzlichen Autobrand 
nicht rechtzeitig aus den Sicherheitsgur­
ten und aus dem Fahrzeug herauszu­
kommen, ist zwar groß , aber unbegrün­
det. Umfangreiche Brandversuche der 
Versicherung ergaben, daß die Flam­
men normalerweise länger als sieben 
Minuten benötigten, bis sie aus dem 
Motorraum ins Innere des Wagens vor­
gedrungen sind. Dann allerdings wird 
die Fahrgastzelle innerhalb von einer 
Minute vom Feuer erlaBt. Die Benut­
zung des Sicherheitsgurts stellt also 
bei einem Brand kein zusätzliches 
Risiko dar. 

Wußten Sie schon, daß . .. 

... ein brennendes Auto nicht explo­
diert? Diese Erfahrung hat die Bonner 
BerufsfeuelWehr in mehr als 100 Ein­
sätzen und Versuchen gemacht. Selbst 
wenn Benzin ausläuft oder gar Feuer 
in den Tank schlägt, kann der Wagen 
nach der Erfahrung der Wehrleute nicht 
in die Luft fliegen. Dies werde in Krimis 
und Abenteurerfilmen immer wieder 
fälschlich dargestellt, sagte der Bonner 
Branddirektor Klausen. Wenn ein Auto 
in Flammen aufgehe, handele es sich 
fast immer um einen sogenannten 
Oberflächen brand. Selbst wenn Feuer 
in den Tank schlüge, könne es 
schlimmstenfalls zu einer Verpuffung 

, der Benzindämpfe kommen. Der Irrtum, 

zu glauben, daß brennende Wagen 
mit lautem Knall in die Luft fliegen, habe 
vermutlich in vielen Fällen dazu geführt, 
daß eingeklemmte Autoinsassen ver­
brennen mußten, weil sich mögliche 
Retter nicht an das brennende Fahrzeug 
herangewagt hätten. 

Wußten Sie schon, daß . .. 

. . . nur wenige Menschen bei Feuer 
richtig reagieren, daß aber auch viele 
Schutzmaßnahmen das menschliche 
Verhalten kaum berücksichtigen? 

Zu dieser Erfahrung kamen Psycholo­
gen der Universität Surrey durch ihre 
UnterSUChungen (New Scientist 
Bd. 76/ S. 469) . Sie hanen in einem 
Zeitraum von über einem Jahr bei etwa 
30 Bränden die unmittelbar Beteiligten 
und deren Nachbarn befragt. Die Unter­
suchung über das Verhalten in Gefah­
rensituationen bei vier unterschiedlichen 
Bränden - in einem Krankenhaus, ei­
nem Hotel , einem Wohnblock und ei­
nem öffentlichen Gebäude - zeigte 
erschreckendes Fehlverhalten . Von 
den insgesamt 85 an den vier Brandka­
tastrophen Beteiligten benutzten BO 
nicht die Notausgänge, 74 versuchten 
es nicht einmal. Von 61 Personen, die 
Zugang zu einem Feuerlöscher hatten, 
konnte nur eine damit umgehen, zweien 
gelang es, den zweiten Apparat nach 
Überwindung von Schwierigkeiten in 
Betrieb zu setzen, vier Personen gelang 
dies überhaupt nicht, neun versuchten 
das Feuer auf andere Weise zu lö­
schen, 45 machten nicht einmal den 
Versuch, dagegen anzugehen. 

Zu den Schutzmaßnahmen, die von 
falschen Voraussetzungen ausgehen, 
gehört oft die Größe der Notausgänge, 
die meist so berechnet sind , daß zwei 
erwachsene Männer nebeneinander 
durch eine Offnung gehen können. 
Dabei wird nicht bedacht, daß Men­
schen dazu neigen, eine "Pufferzone" 
zwischen sich und ihrem Nachbarn 
zu halten. Eine UnterSUChung ergab, 

daß Personengruppen deshalb 50 bis 
100 Prozent länger zum Verlassen ei­
nes Gebäudes brauchten als vorher 
berechnet worden war. 

Wußten Sie schon, daß ... 

. .. viele Menschen verlernt haben, 
warnende Anzeichen, wie Geräusche 
oder Brandgerüche, richtig zu deuten? 
Sie schreiben sie dem lauten Nachbarn 
oder dessen schlechter Kochkunst zu . 
Die schon elWähnte englische Psycho­
logengruppe sagt, daß selbst auffällige 
Zeichen ignoriert werden, besonders 
wenn der Mensch durch andere Dinge 
- etwa durch Fernsehen - abgelenkt 
wird . 

Doch gerade die Feuer-Früherkennung 
ist eine der wichtigsten Voraussetzun­
gen eines erfolgversprechenden Brand­
schutzes. Schon bei der Wahrnehmung 
erster feiner Rauchzeichen muß Alarm 
ausgelöst werden. Ist das Feuer erst 
" ausgewachsen", wird der Schaden, 
den es in jeder Minute, ja Sekunde 
anrichtet, riesengroß. Das kostet zu­
guterletzt immer mehr, als Versicherun­
gen an reinen Sachwerten ersetzen. 
Betriebe, aber auch Privatleute schützen 
sich dagegen durch den Einbau neuarti­
ger Frühwarndetektoren, die feinfühlig 
auf die Rauchaerosole ansprechen, 
die bei jedem Verbrennungsvorgang 
entstehen. 

Man muß nicht erst durch Schaden 
klug werden . Vorsicht ist der bessere 
Teil der Tapferkeit. Was kann man noch 
tun? 

Lassen Sie sich vom Bundesverband 
für den Selbstschutz in seinem Grund­
Iehrgang u. a. auch im Brandschutz 
ausbilden, und zwar kostenlos. Er macht 
aus Ihnen keinen Feuerwehrmann, 
aber er zeigt Ihnen, wie Sie sich bei 
Bränden richtig verhalten und was Sie 
tun müssen. Er weckt auch Ihren Spür­
sinn für Gefahren und sorgt dafür, daß 
Sie im Ernstfall nicht den Kopf verlieren 
und sich hilflos der Gefahr aussetzen. 
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